
IM FOKUS: LINKSEXTREMISMUS

Interview mit Lisa Wreschniok und  
Marie-Luise Grauel

ZEITGESCHICHTE

War Opa (oder Oma)  
ein Nazi?

VEREINTE NATIONEN

Trotz Rückschlag den  
multilateralen Kurs halten

EINSICHTEN
PERSPEKTIVEN
Bayerische Zeitschrift für Politik und Geschichte

Ausgabe 02 |26



2  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  2 | 26

EDITORIAL

Geschätzte Leserin, geschätzter Leser,

kaum eine politische Ideologie wird in Teilen der öffentlichen Wahr-
nehmung so ambivalent betrachtet wie der Linksextremismus. Wäh-
rend andere Formen des Extremismus weithin auf entschiedene Ab-
lehnung stoßen, begegnen linksextremen Symbolen, Akteuren oder 
historischen Persönlichkeiten nicht selten Nachsicht oder gar Roman-
tisierung. Szeneikonen wie Ernesto „Che“ Guevara gelten bis heute vie-
len als Sinnbild von Rebellion und Freiheitskampf – oftmals losgelöst 
von ihrer historischen Rolle und der Gewalt, die mit revolutionären Um-
stürzen und diktatorischen Herrschaftsansprüchen einhergehen. Eine 
solche Verklärung erschwert den nüchternen Blick auf eine Ideologie, 
die dort, wo sie die freiheitliche demokratische Grundordnung ablehnt 
oder (offene) Gewalt als Mittel der politischen Auseinandersetzung 
legitimiert, eine Herausforderung für den demokratischen Rechts-
staat darstellt. Unser Schwerpunkt möchte deshalb zu einer sach-
lichen und wissenschaftlich fundierten Auseinandersetzung mit dem 
Thema beitragen.

Den Auftakt bildet ein Interview mit den Journalistinnen Lisa 
Wreschniok und Marie-Luise Grauel vom BR Recherche-Team report 
München. Sie berichten über ihre Recherchen in der radikalen linken 
Szene und die daraus gewonnenen Erkenntnisse. Die Bayerische 
Informationsstelle gegen Extremismus (BIGE) zeichnet die Ent-
wicklung des Linksextremismus in Bayern nach und ordnet aktuelle 
Herausforderungen in diesem Kontext ein. Armin Pfahl-Traughber 
untersucht anschließend die ideologischen Grundlagen und Strö-
mungen des deutschen Linksextremismus. Abschließend bezieht 
Martin Kloke zu einem besonders heiklen Aspekt Stellung, indem er 
Erscheinungsformen des Antisemitismus innerhalb der deutschen 
Linken analysiert.

Auch die weiteren Beiträge greifen Themen von hoher aktueller 
politischer Relevanz auf. Monika Franz informiert über den Stand der 
Erschließung der NS-Mitgliederkartei und nimmt weitere Zugänge 
zum Thema in den Fokus. Sven Gareis analysiert Deutschlands Rolle 
in den Vereinten Nationen und ordnet die gescheiterte Bewerbung um 
einen Nicht-Ständigen Sitz im Sicherheitsrat ein. Abschließend richtet 
Kai-Olaf Lang den Blick auf die aktuellen politischen Entwicklungen in 
Polen und Ungarn.

Politische Bildung lebt davon, komplexe Sachverhalte differenziert 
zu betrachten und kontroverse Fragen auf der Grundlage von Fakten 
zu diskutieren. 

In diesem Sinne wünschen wir unserer Leserschaft eine anregende 
und erkenntnisreiche Lektüre.
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IM FOKUS: LINKSEXTREMISMUS

„AUS UNSERER SICHT IST ENTSCHEIDEND, DAS 
PHÄNOMEN ERNST ZU NEHMEN UND NICHT GEGEN 
ANDERE EXTREMISMUSFORMEN AUSZUSPIELEN“

Die Bekämpfung aller Formen von Extremismus, die zum Ziel haben, die Demokratie zu 
diskreditieren und demontieren, steht im Zentrum der politischen Bildung. Angesichts 
des Anstiegs rechtsextremistischer Gewalttaten werden die Gefährdungen, die von 
Linksextremismus ausgehen, allerdings häufig als „kleineres Problem“ gesehen. Wie die 
beiden Journalistinnen Lisa Wreschniok und Marie-Luise Grauel in der ARD- Dokumenta-
tion „Linksextremismus – Die unterschätzte Gefahr“  herausarbeiten, ist auch die Radika-
lisierung im linken Spektrum ein Thema, mit dem sich die wehrhafte Demokratie aus-
einandersetzen muss. In einem Gespräch mit der E+P-Redaktion zeigen sie auf, wie sich 
der Linksextremismus in Deutschland bemerkbar macht, wie sich diese Ideologie in den 
Köpfen verfangen kann und wie weit linksextreme Menschen bereit sind zu gehen.

In Ihrer Dokumentation „Linksextremismus – Die 
unterschätzte Gefahr“, die seit April auch on-
line abrufbar ist, schildern Sie drastische Ge-
fährdungen, die von linksextremistischen militan-
ten Gruppen in Deutschland ausgehen. Wie sind Sie 
auf dieses Thema aufmerksam geworden und in-
wiefern waren Sie dabei investigativ unterwegs?

Lisa Wreschniok: Wir kamen in Kontakt mit einer Per-
son, deren Schicksal uns besonders erschütterte: 
Es handelte sich um einen Kanalarbeiter, der in Leip-
zig-Connewitz am helllichten Tag von Vermummten 
brutal zusammengeschlagen und schwer verletzt 
wurde. Wegen der Marke seiner Mütze wurde er 
von den Angreifern offenbar für einen Rechts-
extremisten gehalten. Ermittler gehen davon aus, 
dass hinter dem Angriff auf ihn Mitglieder der links-
extremistischen sog. „Hammerbande“ stecken. Bis 

heute leidet er unter Panikattacken. Für unsere 
Dokumentation für das ARD Politikmagazin „report 
München“ hat er erstmals mit Journalisten über das, 
was ihm passiert ist, gesprochen. 

Marie-Luise Grauel: Ausgangspunkt unserer Re-
cherche war auch die Beobachtung, dass es zum 
Rechtsextremismus eine Vielzahl von journalis-
tischen Auseinandersetzungen gibt, zum Links-
extremismus hingegen vergleichsweise wenige. 
Während unserer Nachforschung ereignete sich 
der verheerende Brandanschlag auf das Berliner 
Stromnetz. Zehntausende Haushalte waren mit-
ten im Winter ohne Strom oder Heizung. Zu dem An-
schlag bekannte sich eine linksextremistische Grup-
pierung, eine „Vulkangruppe“. Und in Dresden hatte 
kurz zuvor das Staatsschutzverfahren gegen Mit-
glieder der „Hammerbande“ begonnen, laut Anklage 
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eine linksextremistische kriminelle Vereinigung. 
Sie sollen zahlreiche Personen, die sie für Rechts-
extremisten hielten, darunter auch den Kanal-
arbeiter, den wir kennengelernt hatten, angegriffen 
und zum Teil schwer verletzt haben. 
 
Lisa Wreschniok: Wichtig war für uns zu klären: Wen 
betrifft linksextremistische Gewalt? Wir haben mit 
Opfern des Anschlags auf das Berliner Stromnetz 
gesprochen, die in Eiseskälte tagelang ohne Strom 
oder Heizung ausharren mussten. Aber auch mit Er-
mittlern, die bei solchen Anschlägen oft im Dunkeln 
tappen, da die Täter zunehmend professionell vor-
gehen und offenbar zudem auf große Unterstützer-
netzwerke zurückgreifen können.

Gab es bei Ihrer Recherche überraschende Er-
kenntnisse über das Ausmaß dieses Phänomens 
– auch qualitativer Art?

Lisa Wreschniok: Es gibt ein grundlegendes Miss-
trauen gegenüber Medien. Das hat es anfäng-
lich schwierig gemacht, mit Personen aus der 
linksextremen Szene in Kontakt zu kommen, ge-
schweige denn, jemanden vor die Kamera zu be-
kommen. Erst nach und nach gelang es uns, Zugang 
zu finden und mit militanten linken Aktivisten über 
ihre Beweggründe zu sprechen, beispielsweise über 
ihren „Kampf gegen den Staat“ oder die strikte Ab-
lehnung des Kapitalismus. Wir konnten schließlich 
auch in Treffpunkten wie Clubs oder Cafés recher-
chieren, die selbst vom Verfassungsschutz oft nur 
aus der Ferne beobachtet werden.

Marie-Luise Grauel : In der Szene herrscht eine 
große „Professionalität“: Die Personen agieren 
äußerst konspirativ. Kommunikation, Vorgehens-
weisen und Sicherheitsvorkehrungen sind darauf 
ausgerichtet, möglichst wenige Spuren zu hinter-
lassen. Entsprechend groß ist auch die Skepsis 
gegenüber Außenstehenden. An einem Austausch 
mit uns bestand wenig Interesse, weil die etablier-
ten Medien aus ihrer Sicht Teil des Systems sind, das 
sie ablehnen.

Über welche Dimensionen sprechen wir?

Marie-Luise Grauel: Überrascht haben uns vor allem 
die Zahlen zum sog. „gewaltorientierten Personen-
potenzial“, also zu den Menschen, die laut Ver-
fassungsschutz Gewalt als legitimes Mittel sehen. 
Hier nähern sich das linksextreme und das rechts-
extreme Spektrum einander durchaus an: Der ak-
tuelle Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2025 
weist 11.600 gewaltorientierte Linksextremisten 
und 15.600 gewaltorientierte Rechtsextremisten 
aus. Zugleich verzeichnet das Bundeskriminalamt 
bei den Gewalttaten aus dem linksextremen Spek
trum für 2025 einen Anstieg um 43 Prozent zum 
Vorjahr. Dabei geht es ausdrücklich um Gewalt-
taten, nicht um Straftaten insgesamt. Absolut be-
trachtet gibt es noch immer mehr rechtsmotivierte 
Gewalttaten, der Anstieg gegenüber dem Vorjahr 
beträgt hier allerdings nur sieben Prozent. 

Lisa Wreschniok: Die Zahl der gewaltorientierten 
Linksextremisten ist laut Verfassungsschutz ins-
gesamt relativ konstant geblieben. Allerdings haben 

Die eigentlich 
erlaubte (linke) 
Demo „Die Ver-
sammlungs-
freiheit gilt 
auch in Leipzig“ 
am 3. Juni 2023 
gerät außer 
Kontrolle. 

Foto: Pictu-
re Alliance/
dts-Agentur 
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wir schon ein großes Aggressionspotential wahr-
genommen: So ist beispielsweise die „Palästina-
solidarität“ gerade ein sehr großes Thema, vor allem 
bei jüngeren linken Aktivisten. Auf vielen Demons-
trationen sind dann leider auch antizionistische 
oder israelfeindliche Äußerungen zu hören oder ent-
sprechende Plakate zu sehen – offenbar ohne, dass 
sich jemand auf der Demo daran stört.

Anfang dieses Jahres riefen pro-palästinensi-
sche Linke dann sogar zum Protest gegen andere 
Linke auf, die nicht ihre Ideologie teilen: 1.400 
Demonstranten aus ganz Deutschland kamen nach 
Leipzig-Connewitz. Der Stadtteil gilt als Hochburg 
israelsolidarischer sog. „antideutscher“ Linker. 
Sprechchöre, palästinensische Flaggen auf der einen 
und Israel-Fahnen auf der anderen Seite. Die Stim-
mung war so angespannt, dass hunderte Polizisten 
die beiden Lager voneinander fernhalten mussten. 

Im Zusammenhang mit dem Rechtsextremis-
mus wird häufig über Anschlussfähigkeit bis 
in die gesellschaf tliche Mitte gesprochen. 
Gibt es vergleichbare Sichtweisen auch bei 
Linksextremismus?

Marie-Luise Grauel : Aus vielen Gesprächen hat 
sich für uns ein zentrales Muster ergeben: Links-
extremistische Gruppen besetzen gezielt Themen, 
die gesellschaftlich anschlussfähig sind – etwa 
Klimaschutz, Kapitalismuskritik aber auch Kri-
tik am Staat. Viele Menschen engagieren sich aus 
Überzeugung für solche Anliegen und nehmen des-
halb an Demonstrationen teil. Nach Einschätzung 
unserer Gesprächspartner werden so auch neue 
Anhänger gewonnen. 

Viele der jungen Menschen, mit denen wir ge-
sprochen haben, waren von dem Wunsch getragen, 
sich gegen Unrecht einzusetzen oder Menschen-
leben zu schützen. Gleichzeitig fehlte häufig der 
größere politische Kontext. Dadurch besteht die 
Gefahr, dass Einzelne instrumentalisiert werden. 

Lisa Wreschniok: Radikalisierung muss früh ernst 
genommen werden. Das zeigt auch eine Recherche 
des Bayerischen Rundfunks, kurz vor dem Parteitag 
der Linken im Juni dieses Jahres:

Die Jugendorganisation der Linkspartei ver-
zeichnet einen starken Mitglieder-Zuwachs. Unse-
re Kollegen von BR Recherche haben interne Chats 
und Beiträge im Forum der Linksjugend solid aus-
gewertet und fanden unter anderem antisemitische 
Äußerungen von Amtsträgern wie „Israel verrecke“. 
Das erinnert Experten an die NS-Parole „Juda 

verrecke“. Dazu ein Bild einer brennenden israeli-
schen Flagge. Oder verherrlichende Darstellungen 
von Stalin, Mao oder der DDR. Die Recherche sorgte 
für große Aufregung und wurde auf dem Parteitag 
intensiv diskutiert. Ich halte das für wichtig. Solche 
Entwicklungen müssen offen besprochen und his-
torisch eingeordnet werden. 

DER eine Linksextremismus existiert offenbar so 
nicht. Sie haben bereits verschiedene Gruppen 
angesprochen und mehrfach den Begriff „anti-
deutsch“ verwendet. Was genau verbirgt sich 
dahinter?

Marie-Luise Grauel: Das haben wir auch Tom Manne-
witz, Extremismusforscher an der Hochschule des 
Bundes, gefragt. Er beschreibt Linksextremismus 
zunächst als Sammelbegriff für bestimmte Ein-

stellungen und Verhaltensweisen. Drei Merkma-
le seien dabei zentral: ein egalitäres, progressives 
Selbstverständnis, das auf Emanzipation zielt – das 
ist der linke Kern. Extremistisch werde es dort, wo 
diese Ziele auch mit Mitteln verfolgt werden, die 
sich gegen die Spielregeln der Demokratie richten, 
etwa mit Gewalt.

Zum Begriff „antideutsch“: Dahinter steht unter 
anderem die Überzeugung, dass Deutschland eine 
bleibende historische Verantwortung gegenüber 
den Juden trägt. Daraus leitet sich eine besondere 
Solidarität mit Israel als Schutzraum für das jüdi-
sche Volk ab. Diese Haltung findet sich vor allem im 
autonomen Spektrum und wird eher von älteren 

Antideutsche 
Parole auf einer 
Hamburger 
Demonstration,  
2. Oktober 2023

 Foto: Picture Al-
liance/Fotograf: 
Jannis Große
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Dazu zählen etwa eine geringe Akzeptanz 
gegenüber Andersdenkenden sowie ein eher ins-
trumentelles Verhältnis zur Demokratie, die nicht 
als dauerhaftes System, sondern als Übergang zu 
einer anderen Gesellschaftsordnung verstanden 
wird – etwa eine sozialistische oder marxistische. 
In diesem Sinne vertreten beide Extreme ein anti-
pluralistisches Weltbild. Betrachtet man allein 
diese Strukturen und nicht die jeweiligen Ideo-
logien, erscheint der Hufeisenvergleich zumindest 
nachvollziehbar.

Man denke außerdem an einzelne Biografien, die 
solche ideologischen Wechsel zumindest anekdo-
tisch belegen, etwa bei dem italienischen Diktator 
Benito Mussolini oder dem RAF-Mitbegründer und 
späteren Neonazi Horst Mahler.

Lisa Wreschniok: Für die heutige junge Generation 
halte ich solche grundsätzlichen Wechsel vom lin-
ken ins rechte Extrem oder umgekehrt eher für eine 
Ausnahme. Einzelne Aspekte gibt es zwar, ich er-
innere an dieser Stelle nochmal an antisemitische 
Aussagen linker Jungpolitiker. Insgesamt ist für 
mich die Hufeisentheorie aber eher ein theoreti-
scher Erklärungsansatz. 

Viele Menschen verbinden politische Gewalt in 
erster Linie mit dem Rechtsextremismus. Über 
linksextreme Gewalt wird deutlich seltener ge-
sprochen. Die sog. „Hammerbande“ gilt als eines 
der bekanntesten Beispiele. Was ist über dieses 
Netzwerk bekannt?

Marie-Luise Grauel: Eines sei vorausgeschickt: Wir 
bewegen uns hier im Rahmen der Verdachtsbericht-
erstattung, das heißt, für alle Angeklagten gilt die 
Unschuldsvermutung. Keiner von ihnen hat unsere 
Fragen beantwortet. 

Nach Auffassung des Generalbundesanwalts 
soll sich die Vereinigung Ende 2017 oder Anfang 
2018 in Leipzig-Connewitz gegründet haben.

Über die Strukturen ist inzwischen einiges 
bekannt, unter anderem aufgrund des rechts-
kräftigen Urteils gegen Lina E. und drei weitere Be-
teiligte. Lina E. war mit Johann G. verlobt, der derzeit 
in Dresden vor Gericht steht. Beide sollen innerhalb 
des Netzwerks eine herausgehobene Stellung ein-
genommen haben.

Lisa Wreschniok: Als Hauptanlass für die Radikali-
sierung wird ein Vorfall gesehen: Der sog. „Sturm 
auf Connewitz“ im Jahr 2016. Damals zogen nach 
einer rechten Demonstration in Leipzig Neonazis 

Aktivisten vertreten als von den zumeist jüngeren 
pro-palästinensischen Gruppen.

Das ist insofern interessant, als hier ein deut-
licher Widerspruch sichtbar wird: Auf der einen 
Seite stehen antisemitische Positionen, auf der 
anderen im antideutschen Spektrum eine grund-
legende Ablehnung der eigenen nationalen Identi-
tät. Wie lässt sich das einordnen? 

Marie-Luise Grauel: Im Kern geht es um die Ab-
lehnung des Nationalismus, insbesondere des deut-
schen Nationalismus. Gleichermaßen werden auch 
Antisemitismus und Antizionismus bekämpft. 

Lisa Wreschniok: Der größte Widerspruch, den wir 
wahrgenommen haben, liegt in dem sehr idealisti-
schen Selbstverständnis vieler Akteure des links-
extremen Spektrums. Es geht um das Wohl aller 
Menschen und Lebewesen, um eine friedliche und 
gerechte Gesellschaft. Gleichzeitig erleben wir eine 
große Intoleranz gegenüber Menschen mit anderen 
politischen Überzeugungen. Das ist kein ausschließ-
lich linksextremes Phänomen, sondern begegnet 
uns auch in anderen extremistischen Milieus. Die 
Bereitschaft zum Dialog nimmt ab, Feindbilder tre-
ten an seine Stelle.

Das zeigte sich auch in Gesprächen mit An-
gehörigen der Szene. Eine junge Aktivistin sagte 
uns, sie glaube, viele Menschen hätten Verständ-
nis dafür, wenn „ein Nazi mal aufs Maul bekommt“. 
Zugleich versteht sie sich selbst als friedlich und 
engagiert sich in der antifaschistischen Bewegung. 
Wird der politische Gegner jedoch zum absoluten 
Feindbild, scheint Gewalt für manche ein legitimes 
Mittel zu werden – selbst, wenn das strafrechtliche 
Konsequenzen nach sich zieht.

Es gibt die sog. „Hufeisentheorie“. Ihr zufolge nä-
hern sich politische Extreme trotz gegensätz-
licher Ideologien in ihrer Ablehnung des demo-
kratischen Staates an. Haben Sie das in Ihren 
Recherchen bestätigt gefunden oder handelt es 
sich eher um ein theoretisches Konstrukt?

Marie-Luise Grauel: Die Hufeisentheorie wird vor 
allem aus dem linken Spektrum kritisiert, mit dem 
Vorwurf, sie relativiere die Singularität des National-
sozialismus. Einige Politikwissenschaftler wider-
sprechen diesem Einwand. Es gehe nicht um eine 
ideologische Gleichsetzung, sondern um struk-
turelle Gemeinsamkeiten – insbesondere im anti-
demokratischen und antiliberalen Denken.

 INFO 
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und Hooligans durch den linksgeprägten Stadt-
teil Connewitz, demolierten Geschäfte und rich-
teten erhebliche Schäden an. Aus Sicht vieler Con-
newitzer ging die Aufarbeitung dieses Vorfalls 
nur schleppend voran, den Behörden wurde vor-
geworfen, zu langsam zu arbeiten. Im Netz tauch-
te dann eine Liste mit Steckbriefen auf: 215 Namen 
von vermeintlichen Angreifern auf Connewitz, viele 
mit Fotos und Adressen. Mitglieder der Hammer-
bande stehen im Verdacht, auch Personen auf die-
ser Liste ausgespäht zu haben. Im aktuellen Pro-
zess in Dresden geht es auch um andere Übergriffe 
– auf mindestens 28 vermeintliche und tatsäch-
liche Rechtsextremisten in Städten wie Eisenach, 
Dessau-Roßlau und Erfurt. Die Opfer wurden zum 
Teil schwer verletzt. Laut Anklage auch mit Häm-
mern. Daher auch die Bezeichnung „Hammerbande“. 
Wenn die Angeklagten den Gerichtssaal betreten, 
werden sie von Anhängern im Zuschauerraum förm-
lich gefeiert.  

Besteht nicht die Gefahr, dass Personen durch 
eine solche Berichterstattung zu negativen Hel-
den oder Märtyrerfiguren werden? 

Marie-Luise Grauel: Die verschiedenen Verfahren 
gegen mutmaßliche Mitglieder der Hammerbande 
in Dresden, Düsseldorf, München oder auch in Buda-
pest werden und wurden innerhalb der Szene sehr 
aufmerksam verfolgt. Wenn man derzeit durch 
deutsche Städte geht, stößt man immer wieder auf 
„Free Maja“-Schriftzüge, vereinzelt auch auf „Free 
Hanna“. In Teilen der Szene haben sich diese Perso-
nen zu Symbolfiguren entwickelt.

Für uns gilt der journalistische Grundsatz größt-
möglicher Neutralität. Wie Menschen innerhalb 

der Szene stilisiert werden, darf unsere Bericht-
erstattung nicht bestimmen. Im Gegenteil: Solchen 
Narrativen sollte man mit besonderer Skepsis 
begegnen.

Ich war bei der Urteilsverkündung gegen Maja 
T. in Budapest. Dort wurde in Unterstützerkreisen 
unter anderem von „weißer Folter“ und „Isolations-
haft“ gesprochen. Ungarische Journalisten wiesen 
allerdings darauf hin, dass die Einzelunterbringung 
aus ihrer Sicht vor allem mit Maja T.s nicht-binärer 
Geschlechtsidentität zusammengehangen haben 
könnte – man wolle sie weder in einer reinen Männer- 
noch in einer reinen Frauenanstalt unterbringen. 

 
Lisa Wreschniok: Zu Prozessen kommen oft viele 
Unterstützer, es gibt Solidaritätskundgebungen 
und Plakate mit den Namen der Angeklagten wer-
den hochgehalten. Diese Mobilisierung findet vor 
allem innerhalb der linken Szene statt. Öffentlich-
rechtliche Medien spielen dort eine eher unter-
geordnete Rolle, deutlich prägender sind die eige-
nen Kommunikationskanäle. Natürlich geben wir 
allen Personen, über die wir berichten, die Möglich-
keit, sich zu Vorwürfen zu äußern und die eigene 
Sicht der Dinge darzustellen. Unser Anspruch ist 
eine faktenbasierte und ausgewogene Einordnung. 

Marie-Luise Grauel: Wir haben allerdings gemerkt, 
dass unsere Dokumentation auch in linksextremen 
Kreisen wahrgenommen wurde. Online wurden wir 
namentlich genannt – einschließlich früherer Re-
cherchen. Dies ist eine typische Reaktion der Szene 
auf Kritik. Oft werden Namen, Adressen oder andere 
Informationen veröffentlicht und versucht, so eine 
Drohkulisse aufzubauen.

Bild links: 
Graffito auf der 
Wiwili-Brücke 
in Freiburg, 22. 
September 2025

Foto: Picture Al-
liance/Fotograf: 
Antonio Pisacreta

Bild rechts: 
Rund 1.200 Men-
schen gingen 
am 27. Septem-
ber 2025 aus 
Solidarität für 
die verurteilte 
mutmaßliche 
Linksextremistin 
Hanna S. in Mün-
chen auf die 
Straße.

Foto: Picture Al-
liance/Fotograf: 
David Oßwald
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Lisa Wreschniok: Auffällig ist die Akribie, mit der 
Informationen gesammelt und online verbreitet 
werden – natürlich anonym. Auf einschlägigen 
Plattformen finden sich immer wieder Bekenner-
schreiben, beispielsweise nach Anschlägen auf 
Bahngleise oder Stromnetze. Parallel dazu werden 
auch immer wieder private Adressen veröffent-
licht – etwa die des Präsidenten des Bremer Ver-
fassungsschutzes, dessen Wohnhaus mit Farb-
beuteln angegriffen wurde. 

Wie wirkmächtig ist heute noch die Strategie, den 
Staat durch Anschläge auf Infrastruktur oder mit 
Guerilla-Taktiken zu destabilisieren? Steht dahin-
ter tatsächlich der Glaube, das System verändern 
zu können?

Lisa Wreschniok: Im Bekennerschreiben zum Strom-
ausfall in Berlin hieß es, man habe keinen flächen-
deckenden Blackout herbeiführen wollen. Ziel sei 
vielmehr gewesen, den „Herrschenden den Saft ab-
zudrehen“, bei den betroffenen „Besitzern von Vil-
len“ halte sich das Mitleid in Grenzen. Hier geht es 
nicht um einen dauerhaften Zusammenbruch der 
Stromversorgung, sondern vielmehr darum, Un-
sicherheit zu erzeugen, Unfrieden zu stiften. Ich war 
beim Stromausfall in Berlin-Zehlendorf vor Ort. Die 
„wohlhabenden Villenbesitzer“ waren vielfach gar 
nicht anwesend, sondern im Zweitwohnsitz oder 
schlicht verreist, während vor allem ganz normale 
Menschen in ihren Wohnungen festsaßen oder die 
Versorgung in Altersheimen fast zusammenbrach. 
Viele Menschen mussten tagelang in Notunter-
künften untergebracht werden. Das zeigt, wie un-
überlegt solche Angriffe letztlich sind.

Marie-Luise Grauel: Wie tief die Überzeugung tat-
sächlich reicht, das politische System auf diese 
Weise verändern zu können, lässt sich kaum be-
urteilen, solange man mit den Verantwortlichen 
selbst nicht sprechen kann. Obwohl das Bundes-
kriminalamt inzwischen eine Million Euro Belohnung 
ausgesetzt hat, konnten die mutmaßlichen Täter 
der Anschläge im Raum Berlin-Brandenburg bis-
lang nicht identifiziert werden. Rückschlüsse auf 
ihre Motive lassen sich deshalb im Wesentlichen nur 
aus Bekennerschreiben und ähnlichen Veröffent-
lichungen ziehen.

Sie haben Ihrer Dokumentation den Untertitel 
„Die unterschätzte Gefahr?“ gegeben. Ist gene-
rell zu beobachten, dass die Dimension dieser Ge-
fährdung zunimmt?

Marie-Luise Grauel: Uns ging es vor allem um die 
Frage, nach welchen Maßstäben Linksextremismus 
bewertet wird. Wird er als Extremismus eingeordnet 
oder moralisch relativiert, weil er sich auf vermeint-
lich gute Ziele beruft? Genau diese Wahrnehmung 
wollten wir hinterfragen. Deshalb haben wir unter 
anderem mit dem sächsischen Innenminister Armin 
Schuster gesprochen, der seit Jahren darauf hin-
weist, dass Linksextremismus auch gesellschaft-
lich als solcher ernst genommen werden müsse. In 
Leipzig begegne man inzwischen Parolen wie „All 
Cops are Targets“ statt „All Cops are Bastards“ – 
ohne dass dies größere öffentliche Aufmerksam-
keit oder Empörung auslöse.

Einige der von Ihnen beschriebenen Muster er-
innern an die Zeiten der RAF – etwa die Rhetorik vom 
„Kampf gegen das System“ oder schlicht die Ver-
klärung ehemaliger RAF-Mitglieder. Beim Prozess 
gegen Daniela Klette etwa waren entsprechende 
Solidaritätsbekundungen zu beobachten. 

Welche Bedeutung hat die RAF heute noch als 
ideologisches oder strategisches Vorbild für 
Linksextremisten?

Lisa Wreschniok: Zunächst muss man klar unter-
scheiden: Die RAF war eine Terrororganisation, auf 
deren Konto seit Beginn der 70er-Jahre zahlreiche 
Morde gehen, von denen viele bis heute nicht final 
aufgeklärt sind. Die Anklage gegen Daniela Klette 
als ehemaliges RAF-Mitglied stößt daher auf großes 
Interesse, nicht nur in der Unterstützerszene. Auch 
bei unseren Recherchen sind wir – zumindest ver-
einzelt – auf Bezüge zur RAF gestoßen. Zum Beispiel 
wurde auf den Mord an Arbeitgeberpräsident Hanns 

Demonstration 
in Hamburg, 13.  
Dezember 2022 

Foto: Picture Al-
liance/Fotograf: 
Jannis Große



2 | 26  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  11

Martin Schleyer angespielt, der tot in einem Koffer-
raum gefunden wurde. 

Marie-Luise Grauel: Bei einer Solidaritätskund-
gebung für inhaftierte Linksextremisten hielten 
Vermummte in Leipzig ein Transparent mit der Auf-
schrift: „Dirk Münster, bald ist er aus dein Traum, 
dann liegst du im Kofferraum.“ Dirk Münster war 
der damalige Leiter der Sonderkommission Links-
extremismus des LKA Sachsen. Solche Aktionen 
zeigen, dass historische Bezüge auf die RAF in Tei-
len der Szene weiterhin präsent sind. Der Politik-
wissenschaftler Tom Mannewitz sieht die RAF vor 
allem für das autonome Spektrum als historischen 
Bezugspunkt. Zugleich betont er die Unterschiede: 
Während die RAF gezielt Morde verübte, zielten 
Gruppen wie die sog. „Hammerbande“ nach seiner 
Auffassung vor allem darauf ab, politische Gegner 
schwer zu verletzen und dadurch ein politisches Si-
gnal zu setzen – nicht darauf, sie zu töten.

Welche Rolle spielt Social Media bei diesen Formen 
des Linksextremismus?

Lisa Wreschniok: Was uns besonders beunruhigt 
hat, ist das Storytelling, das sich auf Social Media 
immer wieder zeigt: Die Darstellung des Staats als 
„repressiver Apparat“, eine Delegitimierung staat-
licher Institutionen und ihrer Vertreter. Gerichtsver-
fahren, etwa wegen Körperverletzung, werden als 
eine „Kriminalisierung antifaschistischen Engage-
ments“ durch den Staat geframt. Dieses Verständ-
nis stellt zentrale Grundlagen unseres politischen 
und gesellschaftlichen Systems infrage – das war 
für uns ein zentraler Befund. Hinzu kommt, dass 
Militanz überhöht dargestellt wird oder Gewalt ver-
harmlost, man findet viele Postings, in denen ver-
mummte Aktionen heroisch inszeniert werden.

Marie-Luise Grauel: Social Media spielt insgesamt 
eine sehr große Rolle. Bei klandestinen Gruppen wie 
der „Hammerbande“ findet die Kommunikation zwar 
nicht über offene Plattformen statt, sondern über 
verschlüsselte Wege oder über Wegwerf-Handys. 
Im weiteren Umfeld sieht das jedoch anders aus. 
Dort gibt es eine starke digitale Vernetzung und 
Mobilisierung. Auf bestimmten Instagram-Kanälen 
werden regelmäßig Inhalte zu Demonstrationen 
oder Treffpunkten veröffentlicht. 

Lisa Wreschniok : Auch auf Telegram existieren 
zahlreiche Kanäle, die von manchen als eine Art 
Ersatz für klassische Nachrichtenquellen genutzt 
werden. Diese Inhalte sind klar politisch extrem 
links geframt. Aus Gesprächen wissen wir zudem, 
dass Jugendorganisationen wie die Linksjugend 
solid oft als „zu moderat“ wahrgenommen wer-
den. Wer aus dieser Perspektive tatsächlich Ver-
änderung anstrebt, orientiert sich eher an der Stra-
ße als an parteipolitischen Strukturen.

Welche Handlungsempfehlung würden Sie Demo-
kratinnen und Demokraten in diesem Zusammen-
hang geben?

Lisa Wreschniok : Gerade im schulischen Kon-
text braucht es mehr fachliche Einordnung und 
Sensibilität für die digitalen Lebenswelten junger 
Menschen. Inhalte auf Plattformen wie TikTok oder 
Instagram transportieren in sehr kurzer Zeit nicht 
nur Informationen, sondern vor allem Emotionen. 
Diese müssen stärker kontextualisiert werden. 
Bildungsarbeit und direkte Aufklärung bleiben des-
halb zentrale Instrumente. Und ganz wichtig: Wir 
müssen im Gespräch bleiben. Gewalt kann nie eine 
Lösung sein. 

Marie-Luise Grauel : Aus unserer Sicht ist ent-
scheidend, das Phänomen ernst zu nehmen und 
nicht gegen andere Extremismusformen auszu-
spielen. Es gibt weiterhin deutlich mehr rechts-
extrem motivierte Straftaten und ein höheres Ge-
waltpotenzial in diesem Bereich. Das relativiert 
jedoch nicht, dass auch im linksextremen Spektrum 
problematische Entwicklungen zu beobachten 
sind. Beide Phänomene müssen unabhängig von-
einander analysiert und bewertet werden, ohne 
sie gegeneinander aufzurechnen oder eine Seite 
zu verharmlosen. 

Das Interview führten Monika Franz und Nadja 
Renner am 23. Juni 2026.  

Erster Tag 
des Prozes-
ses gegen die 
mutmaßliche 
RAF-Aktivistin 
Daniela Klette, 
Celle, 25. März 
2024

Foto: Picture Al-
liance/Fotograf: 
Noah Wedel
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Der Blick auf das Personenpotenzial des links-
extremistischen Spektrums in Bayern zeigt für 
das Jahr 2025 mit rund 3.200 Angehörigen ein auf 
hohem Niveau konsolidiertes Bild. Diese Szene ist 
von einer starken Heterogenität geprägt. Sie be-
steht aus Teilen, die stark institutionell verankert 
sind, und solchen, die informell, schnelllebig und 
lokal vernetzt agieren. Zu den größten Teilgruppen 
zählen die „Rote Hilfe e. V.“ mit rund 1.200 Perso-
nen als zentrale Unterstützungseinrichtung, offen 
extremistische Strukturen innerhalb der Partei Die 
Linke mit etwa 900 Angehörigen sowie das gewalt-
affine autonome und anarchistische Spektrum, 
dem ca. 820 Personen zugerechnet werden. Diese 
Zusammensetzung prägt das Gefährdungsbild 
entscheidend: Die dynamischsten und riskantes-
ten Aktivitäten gehen heute von losen autonomen 
Netzwerken aus.

Von der Anprangerung zur 
zielgerichteten Gewalt

Wie dynamisch und teils eskalativ sich diese 
Milieus entwickeln, verdeutlicht die polizeiliche 
Kriminalitätsstatistik. Im Jahr 2025 stieg die Zahl 
politisch motivierter Straftaten mit linkem Hinter-
grund in Bayern deutlich an. Insgesamt wurden 641 
Fälle erfasst, wobei der größte Anteil (372 Delikte) 
auf Sachbeschädigungen entfiel.

Besonders alarmierend ist jedoch die qualitati-
ve Veränderung der Taten: Gewaltdelikte nahmen 
drastisch zu. Wurden im Vorjahr noch 16 Fälle ge-
zählt, stieg diese Zahl auf 72 Delikte an – ein massi-
ves Plus von 350 Prozent. Besonders bezeichnend 
für diese physische Eskalation: Etwa die Hälfte 
dieser 72 Gewalttaten entfiel auf Widerstands-
delikte. Dabei handelt es sich zumeist um direkte 

DYNAMISCH, DIGITAL UND ZUNEHMEND 
MILITANT: LINKSEXTREMISMUS IN BAYERN

von der Bayerischen Informationsstelle gegen Extremismus (BIGE)

Von losen autonomen Netzwerken bis hin zu parteinahen Strukturen: Der Links-
extremismus im Freistaat präsentiert sich als vielschichtiges, fluide strukturiertes 
Phänomen. Zwar bleiben formale Organisationen bestehen, doch die größte Heraus-
forderung für die Innere Sicherheit geht zunehmend von klandestinen Kleingruppen aus, 
die sich situativ formieren und entgrenzte Gewalt als legitimes Mittel betrachten.

IM FOKUS: LINKSEXTREMISMUS
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körperliche Konfrontationen mit Einsatzkräften der 
Polizei. Diese signifikante Zunahme der Delikte steht 
unter anderem im direkten Kontext des intensiv ge-
führten vorgezogenen Bundestagswahlkampfes im 
Frühjahr 2025, bei dem die Absicherung des demo-
kratischen Diskurses und der Schutz politischer 
Veranstaltungen zu vermehrten Konfrontationen 
führte. Diese Entwicklung belegt eine gefährliche 
Verschiebung: Die Szene agiert nicht mehr nur über 
symbolische Sachbeschädigungen, sondern rückt 
vermehrt personalisierte Gewalttaten in den Fokus.

Die Kultur der direkten Aktion, 
„Antirepression“ und der „Budapest-Komplex“

Den Großteil dieses gewaltbereiten Potenzials 
tragen autonome Gruppen, die Militanz regelmäßig 
als „Gegenwehr“ gegen ein vermeintlich repres-
sives System legitimieren. Ein zentrales Element 
dieser Agitation ist das Aktionsfeld der sog. „Anti-
repression“: Dabei betreibt die Szene eine gezielte 
Täter-Opfer-Umkehr. Jede Form rechtmäßigen 
staatlichen Handelns – insbesondere die Durch-
setzung geltender Gesetze durch die Polizei – wird 
als illegitime „Unterdrückung“ diffamiert.

Um die Hemmschwelle für physische Angriffe 
zu senken, wird das Feindbild „Staat“ systematisch 
personalisiert. Durch entmenschlichende Sprache 
und szenetypische Codes wird diese verbale Eska-
lation offen sichtbar: Die weithin bekannte Parole 
„ACAB“ (All Cops Are Bastards) wird im militanten 
Spektrum in Teilen durch „ACAT“ (All Cops Are Tar
gets) verschärft. Damit werden Einsatzkräfte end
gültig entindividualisiert und offen zu legitimen 
Zielscheiben für physische Gewalt erklärt.

Gewalt wird in diesem Milieu teils als sinnstif
tende, kollektive Erfahrung inszeniert. Das Ak
tionsrepertoire reicht von konfrontativer Straßen-
militanz in Form von Schwarzer-Block-Taktiken bis 
hin zu taktisch vorgeplanten Brand- oder Sabotage-
akten. Hinzu kommt eine zunehmende Entgrenzung, 
bei der die Gewalt immer persönlicher wird. Neben 
Polizeikräften geraten auch Beschäftigte der Rüs
tungsindustrie, Bahnbedienstete oder politisch An
dersdenkende häufiger ins Visier. Das Gefährdungs-
bild verlagert sich somit spürbar von der rein 
symbolischen Anprangerung hin zu realen physi-
schen Gefährdungen für Einzelpersonen.

Als Katalysator für diese Dynamik wirkt der 
sog. „Budapest-Komplex“ aus dem Februar 2023. 
Die juristische Aufarbeitung der damaligen An-
griffe durch mutmaßliche Szeneangehörige führte 

zu Festnahmen, Auslieferungen und Verurteilungen 
– unter anderem vor dem Oberlandesgericht Mün-
chen. Die Szene reagierte darauf mit massiven 
Solidaritätswellen und Demonstrationen. Derartige 
Verfahren besitzen einen doppelten Moment: Sie 
sind notwendiger Ausdruck rechtsstaatlicher 
Aufarbeitung, können aber gleichzeitig erneute 
Mobilisierungen befördern und die Legitimation mi-
litanten Handelns innerhalb des Milieus emotional 
verstärken.

Knotenpunkte: Lokale Verankerung 
und digitale Vernetzung

Trotz der digitalen Entgrenzung bleiben linksex
tremistische Aktivitäten in Bayern stark auf urbane 
Ballungsräume konzentriert. Lokale Anlaufstellen 
bieten dort die notwendige logistische Stabilität. 
In München übernehmen Orte wie das „Kafe Marat“ 
und das „Barrio Olga Benario“ zentrale Funktio-
nen als Treff-, Planungs- und Bildungsräume. In 
Nürnberg bilden die „Schwarze Katze“ und das 

Quelle: Baye-
rischer Ver-
fassungsschutz-
bericht 2025
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„selbstverwaltete Kommunikationszentrum Nürn-
berg e. V.“ (KOMM) vergleichbare Knotenpunkte. 
Auch Städte wie Augsburg, Ingolstadt, Regensburg 
und Rosenheim verfügen über eigene offene Antifa-
Treffen oder „linke Zentren“. Diese Räume bündeln 
Informations- und Mobilisierungsstrukturen und 
stehen folgerichtig im Fokus von Ermittlungen und 
Prävention.

Gleichzeitig verlagert sich die konspirative Pla-
nung zunehmend ins Digitale. Messenger-Dienste, 
spezialisierte Szeneplattformen und anonyme 
Bekennerschreiben dienen der Anleitung und 
Nachbereitung von Aktionen. Diese technische 
Infrastruktur erleichtert nicht nur die verschleierte 
Vorbereitung und internationale Vernetzung, 
sondern auch die Verbreitung von Ideologien. 

Gewalttaten werden nachträglich instrumenta-
lisiert und auf Szeneportalen propagandistisch 
„veredelt“. Gleichzeitig nutzen Akteure legitime 
Protestfelder – wie den Klimaschutz oder den 
Antimilitarismus – gezielt als Rekrutierungs- und 
Radikalisierungsbühne.

Ideologische Vielfalt als Motor und Hemmnis

Ideologisch gliedert sich die Szene grob in mar-
xistische und anarchistische Strömungen, wobei die 
Grenzen zunehmend fließen. Das Themenspektrum 
reicht von traditionellem Antikapitalismus und Anti-
faschismus bis hin zu einer instrumentalisierten 
Solidarität im Nahost-Konflikt. Hierbei zeigen sich 
teils starke Brüche: Während in manchen Segmen-
ten Antizionismus zu offen antisemitischen Ten-
denzen führt, positionieren sich „antideutsche“ 
Strömungen klar pro-israelisch. Diese ideologische 
Heterogenität begünstigt einerseits flexible, situa-
tive Bündnisse, birgt andererseits aber erhebliches 
Konfliktpotenzial im Inneren der Szene.

Fazit und Prävention: Integrierte 
Handlungsansätze gefragt

Linksextremismus in Bayern ist lokal ver-
wurzelt, digital hoch vernetzt und in Teilen wieder 
spürbar gewaltaffin. Die Zahlen für 2025 dokumen-
tieren eine besorgniserregende Eskalation der poli-
tisch motivierten Gewaltdelikte, gepaart mit einer 
Personalisierung der Angriffe.

Um dieser komplexen Bedrohungslage zu be-
gegnen, bedarf es einer integrierten Strategie: Eine 
konsequente rechtsstaatliche Strafverfolgung 
muss Hand in Hand gehen mit dem Schutz kriti-
scher Infrastrukturen und gezielter Prävention. Ein 
zentraler staatlicher Akteur ist hierbei die Baye
rische Informationsstelle gegen Extremismus 
(BIGE). Sie flankiert die Arbeit der Sicherheits-
behörden durch gezielte Sensibilisierung und Auf-
klärung. Mit Vorträgen, Workshops und direkter 
Beratung unterstützt die BIGE Kommunen, Schu-
len sowie zivilgesellschaftliche Akteure dabei, 
Radikalisierungsprozesse frühzeitig zu erkennen 
und demokratische Resilienz vor Ort zu stärken. 

Nähere Informationen zum Linksextremismus 
in Bayern finden sich im Bayerischen Verfassungs-
schutzbericht 2025 sowie auf dem Online-Portal der 
Bayerischen Informationsstelle gegen Extremis-
mus. 

Quelle: Baye-
rischer Ver-
fassungsschutz-
bericht 2025
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AKTUELLES ZUM SCHWERPUNKT

AKTUELLE MATERIALIEN

Zeitzeugengespräche zum 
sog. „Deutschen Herbst 

1977“ und zur Entführung der 
„Landshut“ (Workshop mit 

Schulklassen)

Materialschuber ismus.
elementar 

„Zeit für Politik“ (Podcast) – 
Demokratiefeindlichkeit im  
Klassenzimmer – Teil 3 –  
Zwischen Aktivismus und Extre-
mismus: Wie extrem ist „links“?

„Zeit für Politik“ (Podcast; 
Unterrichtsentwurf) – Deut-
scher Herbst 1977

Materialschuber Lernort 
Kreisau – Krzyżowa 

Lars Rensmann – Politi-
scher Antisemitismus im 
postfaktischen Zeitalter 

Weitere Publikationen 
können Sie bestellen 

unter: 

NEUES AUS DER BLZ

BALD ERHÄLTLICH
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Ist von „Linksextremismus“ die Rede, so wird ge-
legentlich von einem „Kampfbegriff“ gesprochen. 
Dass diese Bezeichnung auch politisch instru-
mentalisiert wird, ist wohl eine zutreffende Fest-
stellung. Doch gibt es kaum einen Begriff, der 
nicht auch einen Missbrauch erfährt. Umso wich-
tiger ist daher eine trennscharfe Definition des Ge-
meinten. Hierzu dienen die folgenden Ausführungen 
in kürzeren Kapiteln, welche die ideologischen Auf-
fassungen im deutschen Linksextremismus dar-
stellen und einschätzen wollen. Dabei erfolgen auch 
kurze Ausflüge in die Ideen- und Realgeschichte, 
erlauben doch häufig erst bestimmte ideologische 
Bekundungen eine konkrete Positionierung im ge-
meinten Zusammenhang. Die anschließenden Be-
trachtungen orientieren sich dabei an der politik-
wissenschaftlichen Extremismusforschung, die 
einschlägige Aspekte intensiver aufgearbeitet und 
entsprechende Differenzierungen vorgenommen 
hat. Die Ausführungen können angesichts des be-
grenzten Raumes nur thesenartig erfolgen.

Allgemeine Definition von Linksextremismus

Am Beginn steht eine allgemeine Definition von 
Linksextremismus. Die Bezeichnung „Extremis-
mus“ meint Einstellungen und Handlungen, welche 
sich gegen die Basismerkmale einer modernen 

Demokratie wenden. Es geht demnach um einen 
demokratietheoretischen, nicht um einen sicher-
heitsbehördlichen Ansatz. Gemeint ist dabei eine 
ablehnende Auffassung in Ideologie und Praxis, 
die gegen Gewalten(ver)teilung, Menschenrechte, 
Pluralismus und Rechtsstaatlichkeit gerichtet ist. 
Demnach handelt es sich um eine Frontstellung 
gegen Minimalbedingungen des demokratischen 
Verfassungsstaates, die als Grundprinzipien einem 
demokratischen Verfassungsstaat eigen sind. Damit 
einhergehendes Engagement kann mit unterschied-
licher ideologischer Prägung erfolgen. Bei einem 
linken Extremismus bildet dabei die soziale Gleich-
heit das konstitutive Merkmal. Nur wenn diesbezüg-
liche Forderungen mit der Negierung der erwähnten 
Prinzipien begleitet werden, würde man bestimmte 
politische Akteure als Linksextremisten bezeichnen.

Anarchismus und Kommunismus 
als ideologische Varianten

Gemeinsam ist ihnen die Ausrichtung an ei
nem Ideal für die Zukunft: einer „herrschafts- und 
klassenlosen Gesellschaft“. Diese Auffassung 
zielt auf eine Sozialordnung ohne institutionellen 
Staat und soziale Unterschiede ab, wobei es aber 
grundlegende Differenzen hinsichtlich des ein-
zuschlagenden Weges gibt. Eine anarchistische 

IM FOKUS: LINKSEXTREMISMUS 

IDEOLOGISCHE AUFFASSUNGEN IM 
DEUTSCHEN LINKSEXTREMISMUS
EINE KURZE DARSTELLUNG UND KOMMENTIERUNG 
EINSCHLÄGIGER POSITIONEN

von Armin Pfahl-Traughber
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Ausrichtung lehnt grundsätzlich die Institution 
eines Staates ab, also auch einen sozialistischen 
Staat als Übergangsphase. Demgegenüber plädiert 
die kommunistische Ausrichtung für die Etablierung 
eines sozialistischen Staates, aber angeblich nur als 
Übergangsphase hin zur staatenlosen Utopie. Dabei 
sollte es sich um eine (Partei-)Diktatur handeln, 
gelte es doch die Gegner niederzuhalten. Genau in 
dieser Ausrichtung artikuliert sich der Extremis-
mus. Die Anarchisten lehnen diesen Weg ab. Sie 
beabsichtigen aber mit ihrer staatsfeindlichen 
Grundhaltung auch die Negierung eines Rechts-
staats. Aus dieser Absicht ergibt sich demnach 
deren Extremismus im oben erwähnten Sinne.

Dogmatische Bezüge auf Marx 
als politische Positionen

Die genannte kommunistische Ausrichtung 
beruft sich auf Karl Marx, der indessen eine demo-
kratietheoretisch unterschiedliche Deutung er-
fahren hat und als soziologischer Klassiker gilt. 
Wenn man einzelne Aspekte seiner Lehre bejaht, 
etwa die Ideologie- oder Kapitalismuskritik, so 
muss dies nicht notwendigerweise mit einem Links-
extremismus als politische Prägung einhergehen. 

Dann würde man aber nur gewisse Bestandteile der 
Lehre von Marx akzeptieren. Ginge es aber um eine 
Berufung auf Marx in einem vollständigen Sinne, so 
würde damit die Bejahung einer Diktatur und einer 
gewalttätigen Revolution verbunden sein. Derartige 
Deutungen münden in einer geschlossenen Welt-
anschauung. Bekanntlich diente eine solche Auf-
fassung diversen Diktaturen immer wieder zu ihrer 
Legitimation. Es kommt demnach bei der Berufung 
auf Marx darauf an, mit welchen Implikationen er 
als politisches Vorbild wahrgenommen wird. Eine 
Absolutsetzung seiner Lehre würde entsprechend 
auf einen Linksextremismus im dogmatischen 
Sinne hinauslaufen.

Affirmative Bezüge auf Lenin, 
Mao, Stalin und Trotzki

Eindeutiger verhält es sich demgegenüber bei 
den affirmativen Bezügen auf Lenin, Mao, Stalin 
oder Trotzki. Alle genannten historischen Akteure 
agierten in einem diktatorischen Sinne, wobei sie 
auch für millionenfache Todesopfer die politische 
Verantwortung trugen. Darüber hinaus errichteten 
diese in den jeweiligen Ländern ein diktatori-
sches System. Man kann sich nicht auf derartige 

Parolen auf 
der Mai-
demonstration 
in Berlin, 1. Mai 
2023

Foto: Picture Al-
liance/IPON/
Fotograf: Stefan 
Boness



18  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  2 | 26

historische Figuren beziehen und gleichzeitig dabei 
eine demokratische Position einnehmen. Während 
diese Einschätzung angesichts ihrer Herrschaft 
für Mao und Stalin kaum kritisiert wird, besteht 
gelegentlich hier ein besseres Image für Lenin und 
Trotzki. Dabei ignorieren entsprechende Deutungen 
aber, dass beide bereits früh die Grundlage für spä-
tere totalitäre Herrschaft legten. Insofern besteht 
lediglich eine graduelle Differenz zum Stalinismus. 
Eine formale Distanzierung von diesem steht dem-
nach nicht immer und notwendigerweise für eine 
demokratische Haltung. Denn alle Benannten traten 
für eine Ein-Partei-Diktatur mit entsprechender Re-
pression ein.

Differenzierung eines demokratischen 
und extremistischen Sozialismus

Um Fehldeutungen und Missverständnisse zu 
vermeiden, muss hier indessen eine Differenzie-
rung von einem demokratischen und einem ex
tremistischen Sozialismus vorgenommen werden. 
Die letztgenannte politische Ausrichtung kann über 
die Fixierung auf mehr soziale Gleichheit definiert 
werden. Eine derartige Bekundung muss sich aber 
nicht gegen die erwähnten demokratischen Grund-
prinzipien richten. Entsprechend entstand auch 
innerhalb der Arbeiterbewegung eine Reform-
strömung, die über schrittweise demokratische 
Prozesse zum Sozialismus kommen wollte. Deren 
Anhänger distanzierten sich von den pro-dikta-
torischen Bestrebungen und setzten auf einen 
parlamentarischen Weg. Demgegenüber votierten 
die linken Extremisten für einen gewalttätigen Um-
sturz, der in autoritärer Herrschaft und repressiver 
Unterdrückung mündete. Die Aufmerksamkeit für 
entsprechende Einstellungen erleichtert daher 
auch die für demokratische und extremistische 
Sozialisten vorzunehmende Unterscheidung.

Differenzierung zwischen demokratischer 
und extremistischer Kapitalismuskritik

Ebenfalls differenziert werden sollte eine demo-
kratische und eine extremistische Kapitalismus-
kritik. Es sei dabei zunächst noch an einen oben 
geschilderten Aspekt erinnert: Die Basismerkmale 
einer modernen Demokratie enthalten keine wirt-
schaftspolitischen Positionierungen. Demnach 
muss eine Ablehnung des Kapitalismus nicht für 
Linksextremismus stehen, Gleiches gilt erst recht 

für eine Kapitalismuskritik mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten. Entscheidend für die gemeinte 
Differenzierung sind die jeweiligen Positionen, die 
sich auf die beabsichtigte politische Umsetzung der 
jeweils Verantwortlichen bezieht. Ginge es um keine 
revolutionäre Überwindung des Kapitalismus, so hät-
ten derartige Bestrebungen nicht notwendigerweise 
etwas mit Linksextremismus zu tun. Ginge es um 
eine beabsichtigte gewalttätige Revolution, verhielte 
es sich angesichts geplanter Zwangsenteignungen 
entsprechend anders. Denn auch Besitzrechte sind 
Grundrechte, was ein demokratischer Kapitalismus-
kritiker und Sozialist berücksichtigen sollte.

Akteure eines dogmatischen Kommunismus 
im deutschen Linksextremismus

Um das bisher Ausgeführte besser zu ver-
anschaulichen, sol len hier noch direk te Zu-
ordnungen erfolgen. Gegenwärtige Anhänger eines 
dogmatischen Kommunismus bezeichnen sich 
meist offen in diesem Sinne. Als Beispiele können 
etwa die „Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP) 
und die „Marxistisch-Leninistische Partei Deutsch-
lands“ (MLPD) gelten. Die Erstgenannte beruft sich 
etwa offen auf Lenin, gleichzeitig vertritt man ein 
DDR-apologetisches Sozialismusverständnis. Die 
MLPD neigt darüber hinaus pro-maoistischen und 
pro-stalinistischen Positionen zu. Außerdem be-
stehen noch trotzkistisch geprägte Gruppierungen, 
etwa „marx 21“ oder „Sozialistische Alternative“ 
(SAV), die innerhalb der Partei Die Linke als Strö-
mungen aktiv sind. Ebendort fehlt es offenbar an 
einem entsprechenden Problembewusstsein, was 
kritische Rückfragen motivieren würde. Darüber 
hinaus entstanden in den letzten Jahren neue dog-
matische Strömungen. Als Beispiele dafür können 
die „Kommunistische Organisation“ (KO) bzw. „Kom-
munistische Partei“ (KP) gelten.

Anarchistische Grundpositionen als 
antiautoritärer Linksextremismus

Von den erwähnten autoritären Formen des 
Linksextremismus können die anarchistischen 
Varianten unterschieden werden. Die hier ge-
meinte politische Grundausrichtung lehnt nicht nur 
die Institution des Staates als „Unterdrückungs-
instrument“ rigoros ab, sie wendet sich auch gegen 
eine autoritäre Ausrichtung ihrer eigenen Gruppen 
und sonstigen Zusammenhängen. Insofern besteht 
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auch zwischen der ideologischen Ausrichtung und 
der konkreten Organisationsform ein enger Zu-
sammenhang. Diese Haltung artikuliert sich etwa 
in der Negierung fester Strukturen, seien dies eta-
blierte Gewerkschaften oder Parteien. Grob können 
die Anarchisten in der Bundesrepublik Deutschland 
in zwei Richtungen unterschieden werden: die 
lebensweltlichen Autonomen und die traditionellen 
Anarchisten. Beide beabsichtigen die Auflösung 
der Institution des Staates, was sich als Hand-
lungsmaxime auch gegen den Rechtsstaat richtet. 
Genau diese Absicht erlaubt es, hier von einem 
linksextremistischen Phänomen zu sprechen.

 Ideologische Anknüpfungspunkte 
in anarchistischen Kontexten

Genaue Differenzen der beschriebenen Grund-
strömungen von Linksextremismus können in 
unterschiedlichen Haltungen ausgemacht werden. 
Dabei kommt auch der Bedeutung der Ideologie 
bzw. der Ideengeschichte eine große Rolle zu. Die 
gemeinten traditionellen Anarchisten interessieren 
sich noch stark für ihre politischen „Klassiker“, gab 
es doch im 19. Jahrhundert derartige bedeutsame 

Publizisten. Dazu seien exemplarisch Michail Ba-
kunin und Peter Kropotkin, Gustav Landauer und 
Johann Most als Namen genannt. Sie traten für eine 
herrschaftslose, also staatenlose Gesellschaft ein, 
wobei die gewünschte Alternative nicht genauer 
beschrieben wurde. Allgemein beschworen die Ge-
nannten ein freies kollektives Miteinander, das auf 
sozialer Gleichheit und gegenseitiger Solidarität 
gründen sollte. Ausführungen zur Klärung sozialer 
Konflikte entwickelte man indessen nicht, wurde 
doch allenfalls auf eigenständige Regelungen der 
Weiterentwicklung in einer erhofften besseren Zu-
kunft verwiesen. Dabei entstanden sowohl gewalt-
bejahende wie gewaltverneinende Ausrichtungen in 
der anarchistischen Bewegung.

Autonome Anarchisten mit einem 
lebensweltlichen Verständnis

Die Autonomen können der erstgenannten Rich-
tung zugerechnet werden, gehört doch die Gewalt-
orientierung zu deren konstitutiven Merkmalen. 
Diese Aussage unterstellt nicht, dass die Gemeinten 
ständig gewalttätig sind. Man sieht aber in der ent-
sprechenden Bereitschaft einen elementaren und 
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legitimen Handlungsstil. Dazu erfolgt meist keine 
genauere ideologische Begründung oder Herleitung, 
was ebendort mit einer ausgeprägten Ideologie-
ferne im Selbstverständnis zusammenhängt. So 
sind die genannten Denker als anarchistische Klas-
siker keineswegs breiterer Lektürestoff. Eher leitet 
man den eigenen Anarchismus aus der „Politik der 
ersten Person“ ab, womit das subjektive Empfinden 
zum primären Maßstab des politischen Wirkens ge-
macht wird. Damit einher geht auch die fundamen-
tale Ablehnung der bestehenden, aber auch anderer 
Gesellschafts- und Staatsordnungen. Gerade diese 
Ausrichtung, die auch gegen Grundrechte und 
Rechtsstaatlichkeit gerichtet ist, steht für die links-
extremistische Zielsetzung dieser Gruppierungen.

Anarchistische Ideologie in festeren 
politischen Kontexten

Eine erhöhte Aufmerksamkeit für ideologische 
Fragen findet man allenfalls in festeren politi-
schen Organisationsformen, wozu etwa die „Freie 
„Arbeiter*innen Union“ (FAU) als selbsternannte 
Gewerkschaft oder die „Graswurzelrevolution“ als 
Publikationsorgan mit Umfeld zählen. Insbesondere 
das letztgenannte Forum erinnert noch stärker an 
die erwähnten Klassiker, werden darin doch an-
archistische Gesellschaftskonzeptionen auch im 
ideologischen Sinne näher thematisiert. Beide Ak-
teure verstehen sich als „gewaltfrei“, womit sie sich 
von den Autonomen unterscheiden. Mit dieser ver-
gleichenden Betrachtung wird auch ein bestimmter 
Kontext deutlich: Je engagierter Anarchisten wie 
etwa die „Anarchosyndikalisten“ im gewerkschaft-
lichen Sinne öffentlich sind, desto größer ist die 
Bedeutung ideologischer Fragen einzuschätzen. 
Umgekehrt besteht bei dezidiert gewaltorientierten 
Gruppierungen meist ein geringeres Interesse an 
einschlägigen Themen. Hier dominiert die militante 
Handlungspraxis vor der ideologischen Reflexion.

Ideologisches Desinteresse in 
terrorismusaffinen Gruppen

Dieser Eindruck wird auch angesichts nicht 
genauer bekannter Gruppen bestätigt, welche 
durch Anschläge auf die kritische Infrastruktur 
auf sich aufmerksam machten. Als Beispiel können 
die „Vulkangruppe[n]“ gelten, welche mutmaßlich 
Gaskraftwerke lahmlegten und damit die Stromver-
sorgung unterbrachen. Man bezeichnete sich zwar 

als „Einige Anarchist:innen“ auf einschlägigen Be-
kennerschreiben, ohne aber ideologische Bekennt-
nisse in diesem Sinne vorzunehmen. Darin beziehen 
sich die Akteure auf angebliche klimapolitische 
Ziele, einhergehend mit einer Feinderklärung an 
„die Reichen“, außerdem verbunden mit einer als 
Position bekundeten unreflektierten und ver-
worrenen Technikfeindlichkeit. Nähere ideologische 
Ableitungen sind nicht erkennbar. Dabei liegen ein-
schlägige ideologische Bekundungen durchaus in 
Publikationsform vor, etwa die eines „Öko-Anarchis-
mus“ aus den USA. Demgegenüber dominiert der 
Aktionismus eines „Insurrektionalismus“, der einen 
Aufstand um des Aufstands willen beschwört, das 
ideologische Selbstverständnis.

„Identitätspolitik“ und „Postkolonialismus“ 
als neuere Ideologieorientierungen

Ansonsten lassen sich eher außerhalb der fes-
teren linksextremistischen Organisationen noch 
neuere Themenorientierungen konstatieren: Dabei 
machen die gemeinten Akteure eine neue Frontlinie 
auf, die nicht mehr primär über die soziale Frage und 
soziale Ungleichheit geprägt ist. Man will sich statt-
dessen zugunsten von ethnischen und kulturellen 
Gruppen betätigen, die wiederum als geschlossene 
Kollektive wahrgenommen werden. Damit einher-
gehende Auffassungen behaupten die Existenz 
eines durchgängigen gesellschaftlichen und staat-
lichen Rassismus. Ein anderes Handlungsfeld stellt 
der „Postkolonialismus“ dar, welcher angebliche 
oder reale Folgen des Kolonialismus thematisiert. 
Dabei werden aber häufig ahistorische Opfer- und 
Täterzuschreibungen vorgenommen. Aus damit 
zusammenhängenden Einseitigkeiten erwächst 
dann nicht selten die inhaltliche Grundlage dafür, 
dass linke Extremisten hierbei auch mit Islamisten 
kooperieren. Gleichzeitig werden damit die Grund-
lagen der kulturellen und politischen Moderne als 
angeblich imperiale Repressionsmittel verworfen.

Andere extremistische Ideologien und 
die linksextremistischen Ideologien

Abschließend sollen noch vergleichende Be-
trachtungen von linksextremistischen Ideologien 
mit islamistischen sowie rechtsextremistischen 
Ideologien erfolgen. Die Aufmerksamkeit dafür ist 
wichtig, da daraus eventuell Kooperationen ent-
stehen können. Ganz allgemein lässt sich zunächst 
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ein grundlegender Gegensatz hinsichtlich der ideo-
logischen Prioritäten konstatieren. Mehr soziale 
Gleichheit ist für Linksextremisten bedeutsam, 
eine besondere Islamdeutung gilt für Islamisten als 
konstitutiv, und die ethnische Identität prägt ideo-
logisch die Rechtsextremisten. Daher bestehen 
kaum ideologische Gemeinsamkeiten, dafür aber 
ähnliche Feindbilder. Ganz allgemein gilt dies für 
die Basiswerte moderner Demokratien, welche von 
allen Extremisten negiert werden. Darüber hinaus 
können gemeinsame Feindbilder zu Kooperationen 
führen, was etwa israelfeindliche Demonstra-
tionen von Islamisten und Linksex tremisten 
veranschaulichen. Demgegenüber gibt es keine 
gemeinsamen Aktionen von deutschen Links- und 
Rechtsextremisten.

Differenzierung legitimer Kritik und 
extremistischer Orientierung

Blickt man auf die von linksextremistischen 
Akteuren geäußerte Gesellschafts- und Staats-
kritik, so kann deren inhaltliche Angemessenheit 
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etwa bezogen auf „Kapitalismus“, „Rassismus“ oder 
„Ungerechtigkeit“ keinesfalls immer und vollständig 
verworfen werden. Einschlägige Einwände mögen, 
müssen aber nicht, eine linksextremistische Moti-
vation haben. Die gesonderte Aufmerksamkeit für 
die ideologischen Herkünfte, aber auch die jewei-
ligen politischen Praxen erlaubt entsprechende 
Unterscheidungen: Beruft man sich bei all dem auf 
die Deutungen früherer kommunistischer Diktato-
ren, so dürfte eine solche Kritik kaum eine demo-
kratische Motivation haben. Führt man einschlägige 
Gewalthandlungen durch, so kann dabei schwerlich 
der liberale Rechtsstaat verteidigt werden. Inso-
fern richten sich die vorstehenden Anmerkungen 
nicht gegen eine linke Gesellschaftskritik, sondern 
gegen deren Instrumentalisierung zugunsten von 
demokratiefeindlichen Konsequenzen. Die kritische 
Aufmerksamkeit sollte sich auf diese Grenzlinie be-
ziehen. 
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1Am 9. Oktober 2023, zwei Tage nach dem bar-
barischen Terrorangriff der Hamas auf den Süden 
Israels, zogen hunderte Demonstrierende durch 
das Münchner Stadtzentrum. Obwohl Israels Gegen-
offensive noch gar nicht richtig begonnen hatte, 
dröhnte aus Lautsprechern ein Slogan, der auch auf 
Plakaten zu lesen war: „Stoppt den Genozid in Gaza!“ 
Die Menge skandierte „From the River to the Sea …“ 
– eine kaum verhüllte Chiffre für die Forderung nach 
Auslöschung des jüdischen Staates. 

Wie kann es sein, dass so manche Menschen 
aus linken Milieus keine Skrupel haben, mit isla-
mistischen und rechtsextremistischen Juden-
hassern auf die Straße zu gehen, um das Massaker 
vom 7. Oktober als Akt der „Dekolonialisierung“ zu 
rechtfertigen? Sind vermeintlich „progressive“ 
Aktivistinnen und Aktivisten, die ihre hasserfüllte 
Gesinnung mit antiisraelischen Parolen zelebrieren 

1	 „Antisemitismus in der (radikalen) Linken“ basiert 
in Teilen auf einem gleichnamigen Beitrag, der in der 
Reihe „Zeitbilder“ der Bundeszentrale für politische 
Bildung erschienen ist: Landshut 1977. Linksterroris-
mus in der Bundesrepublik, hg. v. Annette Vowin-
ckel, Bonn 2026.

und Ikonen des palästinensischen Terrorismus wie 
die PFLP2-Terroristin Leila Khaled verherrlichen, 
exotische Ausnahmeerscheinungen, die mit dem 
Gros der deutschen Linken nichts zu tun haben? Die 
Diskussion darüber ist so alt wie der Antisemitis-
mus im linken Spektrum.

Linker Antisemitismus: tabuisiert 
und doch existent

Selbst Vorurteilsforscher glaubten lange Zeit, 
der Antisemitismus beschränke sich auf „ewig 
Gestrige“ im rechtsradikalen Spektrum. Tatsäch-
lich war offener Antisemitismus nach 1945 weithin 
tabuisiert. Gleichwohl waren die trüben Quellen 
des jahrhundertealten Hasses zumindest latent 
stets virulent: Neid, Verachtung, Projektionen über 

2	 Die 1967 gegründete linksgerichtete PFLP („Volks-
front für die Befreiung Palästinas“) wird von 
der Europäischen Union als Terrororganisation 
eingestuft. Weltweit bekannt wurde Leila Khaled 
1969/1970 durch ihre Beteiligung an zwei Flugzeug-
entführungen.

STANDPUNKT: LINKSEXTREMISMUS  

ANTISEMITISMUS IN DER (RADIKALEN) LINKEN – 
GESCHICHTE UND GEGENWART 1

von Martin Kloke
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angeblichen jüdischen Einfluss, Lobbyismus und 
Verschwörungserzählungen. Doch das Tabu hat sich 
aufgelöst: Antisemitismus bildet ein stabiles, alle 
gesellschaftlichen Milieus erfassendes Syndrom, 
das sich wechselnder Rationalisierungen bedient. 
Menschen unterschiedlichster Couleur entfalten 
mithilfe digitalisierter Kommunikationsformen 
eine hemmungslose Wut gegen alles, was sie als „jü-
disch“, „zionistisch“ oder „globalistisch“ markieren.

Nach einer heute gängigen Antisemitismus-
definition „kann auch der Staat Israel, der dabei 
als jüdisches Kollektiv verstanden wird“3, zum Ziel 
judenfeindlicher Angriffe werden. Da sich Anti-
semitismus in der (radikalen) Linken zumeist als 
„Israelkritik“ ausgibt und der Hass auf Israel seit 
Jahrzehnten die meistverbreitete Variante anti-
jüdischer Ressentiments ist, steht im Fokus dieses 
Beitrags der israelbezogene Antisemitismus.

3	 International Holocaust Remembrance Alliance: 
Arbeitsdefinition von Antisemitismus, Bukarest, 
26.05.2016. https://www.holocaustremembrance.
com/de/resources/working-definitions-charters/
arbeitsdefinition-von-antisemitismus?%3F [Stand: 
08.06.2026].

Wenn linke „Israelkritik“ in Antisemitismus 
umschlägt: ein historischer Rückblick4

Im Schatten der Schoah, nach dem millionen-
fachen Völkermord an den Juden, sah die politische 
Linke der deutschen Nachkriegsgesellschaften in 
der Staatsgründung Israels von Anfang an einen 
mehr als gerechtfertigten Akt der „Wiedergut-
machung“. So warb SED-Funktionär Paul Merker im 
Februar 1948 aus Gründen „historischer Gerechtig-
keit“ für eine völkerrechtliche Anerkennung des 
zionistischen Projekts in Palästina, um „das un-
ermessliche Unrecht wieder gutzumachen“, das den 
Juden zugefügt worden war.5 In Westdeutschland 
war es eine Gruppe linker Intellektueller um Eugen 
Kogon, die sich im Sommer 1949 „in Anbetracht des 
bitteren Erbes“ an den künftigen Bundestag und die 
künftige Bundesregierung mit dem Appell wandte, 
„die so lange schon hingeschleppte Wiedergut-
machung“ endlich einzuleiten, um bestmögliche Be-
ziehungen zum jüdischen Volk und „besonders aber 

4	 Ausführlich dazu: Martin Kloke: Israel und die 
deutsche Linke. Zur Geschichte eines schwierigen 
Verhältnisses (DIAK-Schriftenreihe, Bd. 20), Frank-
furt am Main 21994, S. 70-99 u. 111-176.

5	 Siehe Paul Merker: Der neue Staat des jüdischen Vol-
kes entsteht, in: Weltbühne v. 01.02.1948, S. 110-116, 
hier S. 110.
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mit seinem Staat in Palästina“ zu entwickeln.6 Noch 
bis Mitte der 1960er Jahre sollte die Mehrheit der 
westdeutschen Linken mit Israel sympathisieren 
und seine freiheitlich-sozialistischen Strukturen 
bewundern.

Doch Ende der 1960er Jahre war es damit vorbei. 
Die Tatsache, dass der jüdische Staat 1967 im Sechs-
tagekrieg7 nicht untergegangen war, sondern sich 
wehrhaft behauptet hatte – dieser „Sündenfall“ war 
im Weltbild der studentisch geprägten Linken nicht 
vorgesehen: Während bürgerlich-konservative 
Kreise mit einem Mal ausgeprägte Israel-Sympa-
thien zeigten, wechselten weite Teile der radikalen 
Linken die Fronten. Binnen weniger Wochen nahmen 
sie den jüdischen Staat nur noch als „zionistisches 
Staatsgebilde“ und „Brückenkopf des US-Imperialis-
mus“ wahr. Mit der Kritik am angeblich „aggressi-
ven“ Präventivschlag der israelischen Armee gegen 
Ägypten verbanden sich zunehmend Zweifel am 
Existenzrecht Israels. Als Wortführer des anti-
zionistischen Umschwungs betätigten sich inner-
halb der Außerparlamentarischen Opposition (APO) 
vor allem Angehörige des Sozialistischen Deutschen 
Studentenbundes (SDS).

1969 hatten sich israelkritische Tendenzen in 
der sog. „Neuen Linken“ zu einem Antizionismus 
radikalisiert, der alle Merkmale eines ideologisch 
geschlossenen Weltbildes auf wies. Ende der 
1960er Jahre stellten Linke unter dem Eindruck 
der historischen Hypothek ihrer Väter und Mütter 
israelfeindliche Ressentiments ins Zentrum ihrer 

6	 Siehe Eugen Kogon: Juden und Nichtjuden in 
Deutschland, in: Frankfurter Hefte 9 (1949), 
S. 726-729, hier besonders S. 729.

7	 Seit der 1948 erfolgten Gründung Israels auf der 
Basis eines UN-Teilungsbeschlusses war es immer 
wieder zu Kriegen und Konflikten mit den Nachbar-
staaten gekommen, die die Existenz Israels mit allen 
Mitteln rückgängig machen wollten. Im Mai 1967 
schloss Ägypten ein Waffenbündnis mit Syrien und 
Jordanien, setzte den Rückzug der UN-Friedenstrup-
pen von der Sinai-Halbinsel durch, initiierte einen 
gewaltigen Truppenaufmarsch und verhängte eine 
Seeblockade gegen Israel. „Wir werden die Juden 
ins Meer treiben!“, hieß es vielsagend. Vor diesem 
Hintergrund starteten israelische Streitkräfte am 
5. Juni präventiv einen umfassenden Luftangriff 
auf ägyptische Flugplätze, was den Beginn des 
Sechstagekrieges markierte. In nur sechs Tagen 
eroberte Israel den Gazastreifen, die Sinai-Halbinsel, 
das Westjordanland mit Ost-Jerusalem und die 
Golan-Höhen.

Welterklärungsmodelle; dabei wurden Aufrechnung 
und Gleichsetzung der NS-Verbrechen mit der Poli-
tik Israels populär. Diese antisemitisch grundierte 
Israel-Feindschaft, notdürftig kaschiert durch 
„antiimperialistische“ und postkoloniale Phrasen, 
trägt bis heute Züge einer Obsession.

Zum politischen Erbe des SDS und der 68er-Be
wegung gehörte in den 1970er Jahren die Entstehung 
zahlloser „Palästinakomitees“: Diese erklärten das 
antizionistische Vermächtnis der Studierenden-
bewegung zu ihrem Hauptanliegen – in Abstimmung 
mit arabischen Anti-Israel-Gruppen. Universitäts-
städte wurden zu Zentren einer „Palästina-Solidari-
tät“, bei der sich Anhänger des neulinken Spektrums 
zum Sprachrohr radikaler Palästinenser machten. 
Unwidersprochen verbreiteten sie auch anti-
semitisches Gedankengut. Das Bonner Palästina-
komitee zum Beispiel suggerierte in seinen Statu-
ten die ominöse Existenz eines „jüdischen Kapitals“; 
dutzende Initiativen prangerten „US-Imperialismus 
und Weltzionismus“ an und riefen zur Zerschlagung 
des „zionistischen Gebilde[s] ‚Israel‘“ auf; die Lei-
tung des im linksradikalen Spektrum angesiedelten 
Kommunistischen Bundes (KB) agitierte gegen den 
„internationalen Zionismus“ – eine nicht erst heute 
irritierend klingende Wortwahl.

Ab 1969 nahm linker Antisemitismus auch ge-
waltförmige Ausmaße an: In der West-Berliner 
Postille „Agit 883“ glorifizierten Szeneangehörige 
die „großartige Wahrheit“ des bewaffneten Wider-
standes palästinensischer „Fedajin“8, „weil das 
Gewehr die einzige Ausdrucksmöglichkeit aller 
Unterdrückten“ sei. Doch beschränkten sich linke 
„Antiimperialisten“ nicht auf eine revolutions-
romantisch verklärte Ästhetisierung von Gewalt: 
Unter dem Motto: „Schlagt die Zionisten im eigenen 
Land!“, warben sie für den Kampf gegen „Erfüllungs-
gehilfen“ Israels in der Bundesrepublik.

In dieser Phase gerann der Antizionismus in 
tonangebenden Teilen der Neuen Linken zu einer 
hermetisch abgeriegelten Weltanschauung – über 
gewaltbereite Milieus hinaus. Auf Einladung der 
palästinensischen Terrororganisation Fatah reiste 
Ende Juli 1969 ein knappes Dutzend führender 
SDS-Mitglieder mit rund 100 weiteren inter-
nationalen Teilnehmern in das Königreich Jorda-
nien. Gerüchte über die Aufstellung internationaler 

8	 Arabisch wörtlich: „die sich Opfernden“. Gemeint 
sind politisch und/oder religiös motivierte Kämpfer, 
Attentäter und „Märtyrer“, die bereit sind, für ihre 
Anliegen jeden Preis zu zahlen.
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Anti-Israel-Brigaden durch die Fatah, die Hausmacht 
des PLO-Vorsitzenden Jassir Arafat, wurden erst 
Mitte August dementiert; gleichwohl loteten die 
deutschen Revolutionsromantiker Möglichkeiten 
einer Kooperation mit militanten Palästinenser-
gruppen aus. So übersetzte und veröffentlichte 
der SDS zeitweise Erklärungen der Fatah zu „erfolg-
reichen“ Terroraktionen in Israel.

An einer PLO-Konferenz im Dezember 1969 in 
Algier nahmen APO-Aktivisten teil, so der damalige 
SDS-Vorsitzende Udo Knapp und Joschka Fischer, 
der von dieser „Jugendsünde“ als späterer Grünen-
Politiker und Bundesaußenminister glaubhaft Ab-
stand nehmen sollte. In Algier wurde der „Endsieg“ 
über Israel beschworen und eine Atmosphäre der 
Gewalt verbreitet.9

Antisemitischer linker Terror in der 
Bundesrepublik zwischen 1969 und 1977

Die Gewaltbereitschaft linksradikaler Aktivisten 
gipfelte in der Nacht vom 9. auf den 10. November 
1969 in der Schändung jüdischer Erinnerungs-
stätten und in der Deponierung einer Brandbombe 
im Jüdischen Gemeindehaus West-Berlins. Es 
waren Antizionisten um den SDS-Kommunarden 
Dieter Kunzelmann, die diesen Anschlag organi-
sierten – während einer Gedenkveranstaltung zum 
31. Jahrestag der Novemberpogrome 1938, nur 24 
Jahre nach dem Ende des NS-Terrors. Die Bombe 
war jedoch defekt und zündete nicht: Der erste 

9	 Udo Knapp: Die Reise nach Algier. Mit Joschka 
Fischer in Nordafrika: Wie es war, was uns be-
wegte, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) v. 
15.02.2001, S. 12.

direkt auf Personen zielende Terroranschlag in 
der Geschichte der jungen Bundesrepublik war ein 
antisemitischer Anschlag – und zugleich Auftakt zur 
Welle eines mörderischen Linksterrorismus in den 
1970er Jahren. 

Das Bekennerschreiben der linksextremen 
„Tupamaros West-Berlin“, angeführt von dem aus 
Bamberg stammenden Dieter Kunzelmann, ent-
hielt ein Gedankenkonstrukt, das bis heute die Ge-
dankenwelt antizionistischer Akteure prägt:

„Am 31. Jahrestag der faschistischen Kristall-
nacht wurden in Westberlin mehrere jüdische 
Mahnmale mit ‚Schalom und Napalm‘ und ‚El Fatah‘ 
beschmiert. Im jüdischen Gemeindehaus wurde eine 
Brandbombe deponiert. Beide Aktionen sind nicht 
mehr als rechtsradikale Auswüchse zu diffamie-
ren, sondern sind ein entscheidendes Bindeglied 
internationaler Solidarität. Das bisherige Verharren 
der Linken in theoretischer Lähmung bei der Be-
arbeitung des Nahostkonflikts ist Produkt des 
deutschen Schuldbewusstseins: ‚Wir haben eben 
Juden vergast und müssen die Juden vor einem 
neuen Völkermord bewahren.‘ [...] Jede Feierstunde 
in Westberlin und in der BRD unterschlägt, dass die 
Kristallnacht von 1938 heute tagtäglich von den 
Zionisten in den besetzten Gebieten, in den Flücht-
lingslagern und in den israelischen Gefängnissen 
wiederholt wird. Aus den vom Faschismus ver-
triebenen Juden sind selbst Faschisten geworden, 
die in Kollaboration mit dem amerikanischen Kapital 
das palästinensische Volk ausradieren wollen.“10

Obwohl die Angriffe in einigen „Palästinako
mitees“ auf Kritik stießen, war ein Fanal gesetzt, 
das nicht ohne Folgen blieb: Ein Teil der anarchis-
tischen „Haschrebellen“, aus denen bald die links-
terroristische „Bewegung 2. Juni“ hervorgehen 
sollte, hatte einige Wochen zuvor in einem paläs-
tinensischen Trainingscamp in Jordanien eine mi-
litärische Grundausbildung durchlaufen. Mit „dem 
totalen Willen zu kämpfen sind die Leute dann aus 
Palästina zurückgekommen“, berichtete später Mi-
chael („Bommi“) Baumann, einer ihrer Mitstreiter.11

Im Februar 1970 wurde München gleich mehr-
fach zum Tatort antijüdischer Terroranschläge: 
zuerst bei der vereitelten Entführung eines El Al-
Flugzeugs, kurz darauf beim Brandanschlag auf 

10	 Schwarze Ratten TW: Schalom + Napalm, in: Agit 
883 (40) v. 13.11.1969, S. 9.

11	 Bommi Baumann: Wie alles anfing, Duisburg 31986, 
S. 75.
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das Altenheim der Israelitischen Kultusgemeinde, 
als sieben Bewohner starben, darunter zwei Holo-
caustüberlebende. Die versuchte Flugzeugent-
führung war ein Werk palästinensischer Terroristen; 
der Brandanschlag auf das Altenheim wurde allem 
Anschein nach im Kontext der linksextremen „Tupa-
maros München“ verübt. Der Anschlag ist allerdings 
bis heute nicht aufgeklärt. Verbindungslinien zu 
palästinensischen Terrororganisationen traten bei 
diesen und anderen Terroranschlägen stets offen 
zutage.

1970 proklamierte Dieter Kunzelmann den Auf-
bau einer „festgefügten Front [...] alle[r] arbeiten-
den Palästina-Gruppen“ gegen den zionistischen 
„Feind“. Ungeduldig appellierte er an die „Genossen 
an der Heimatfront“:

„Wann endlich beginnt bei Euch der organisierte 
Kampf gegen die heilige Kuh Israel? [...] Die Granaten 
auf dem Flughafen Riem lassen doch nur eine Kritik 
zu: die verzweifelten Todeskommandos durch bes-
ser organisierte zielgerichtetere Kommandos zu er-
setzen, die von uns selbst durchgeführt werden und 
damit besser vermittelt werden können. Befreiung 
der verhafteten Palästinenser [...] Kampf gegen 
die Emigration nach Israel, Verhinderung jeglicher 
Unterstützung [Israels ...].“12

12	 Dieter Kunzelmann: Brief aus Amman [II]. Das 
palästinensische Volk wird in seinem bewaffneten 
Kampf siegen, in: Agit 883 v. 03.04.1970 (50), S. 11.

Die Gründungsmitglieder der Roten Armee 
Fraktion (RAF) begannen im Sommer 1970, die 
militant-antizionistischen Fantasien der West-
Berliner Anarcho-Szene durch straff organisierte 
Terroranschläge umzusetzen: In zwei Schüben reis-
ten im Juni mehr als 20 RAF-Angehörige – darunter 
Andreas Baader, Ulrike Meinhof und Horst Mahler 
– über Ost-Berlin nach Amman, um östlich der jorda-
nischen Hauptstadt in einem Trainingslager von pa-
lästinensischen Fatah-Kämpfern im Guerillakampf 
geschult zu werden. Zwischenmenschliche und poli-
tische Unstimmigkeiten führten nach zwei Monaten 
zu einem Abbruch der Ausbildung. Dennoch hatten 
die RAF-Mitglieder genügend terroristische „Fertig-
keiten“ erworben, um sie praktisch anzuwenden.

Trotz des Eklats in Jordanien blieben die Ver-
bindungen zwischen der palästinensischen und 
der westdeutschen linken Terrorszene auch in 
der Folgezeit bestehen. Dies zeigte nicht zuletzt 
der Anschlag der palästinensischen Terrorgruppe 
„Schwarzer September“ auf die israelische Olympia-
Mannschaft 1972. Noch in der Haft begrüßten Ulrike 
Meinhof und Horst Mahler den tödlichen Überfall 
als „mutiges Kommando [...] gegen zionistische 
Soldaten, die in München als Sportler auftraten“.13

Im Sommer 1976 brachte eine vierköpfige 
deutsch-palästinensische Gruppe der „Revolutio-
nären Zellen“ (RZ) und der PFLP ein Flugzeug der Air 
France in ihre Gewalt und dirigierte es nach Enteb-
be (Uganda) um. Die Deutschen Wilfried Böse und 
Brigitte Kuhlmann organisierten die Trennung der 
Passagiere israelischer, aber auch nicht-israelischer 
Staatsbürgerschaft, soweit sie – etwa anhand 
äußerlicher Merkmale, wie zum Beispiel das Tragen 
einer Kippa – als jüdisch gelesen wurden, von den 
anderen Fluggästen. Der an „Selektionen“ in NS-Ver-
nichtungslagern erinnernde Vorgang löste eine be-
klemmende Diskussion über einen Antisemitismus 
von links aus, schien das terroristische Milieu aber 
kaum zu beeindrucken. Als im darauffolgenden Win-
ter im Kinofilm „Unternehmen Entebbe“ die Geisel-
befreiung durch israelische Militärs spielfilmartig 
nachgezeichnet wurde, rechtfertigten die RZ die 
Flugzeugentführung erneut als einen Beitrag für 

13	 Zit. nach Peter Jochen Winters: Mahler preist den 
Terror-Akt von München, in: FAZ v. 10.10.1972, S. 5; 
ders.: Ulrike Meinhof lässt sich nur Stichworte 
geben, in: FAZ v. 15.12.1972, S. 6.
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ein „freies Palästina“ und verübten Brandanschläge 
auf einige Kinos, die der „rassistischen Hetze“ be-
zichtigt wurden.14

Die Sympathien weiter Teile der arabischen 
Linken und der palästinensischen Fedajin mit anti-
semitischen Parolen prägte auch die westdeutsche 
Stadtguerilla. Erinnert sei an die gelegentlich zu 
vernehmende Glorifizierung Hitlers wegen der 
millionenfachen Ermordung europäischer Jüdinnen 
und Juden, aber auch an eine in der Terrorszene 
zirkulierende Todesliste, die vor allem jüdisch klin-
gende Namen enthielt.15

Die Entführung der Lufthansa-Maschine „Lands
hut“ durch ein Terrorkommando der PFLP im 
Oktober 1977 gehört zu den Höhepunkten links-
terroristischer Gewaltaktionen jener Jahre. Be-
zeichnend war nicht nur der arbeitsteilige Netz-
werkcharakter deutscher und palästinensischer 
Terrorstrukturen – Ziel war unter anderem die 

14	 Erst 1991 bedauerten die RZ ihre Mitwirkung am 
Entebbe-Debakel, bei der „jüdische Passagiere 
gleich welcher Staatsangehörigkeit“ in „Sippen-
haft“ genommen worden seien. Sie räumten ein, 
„daß auch wir als Linke nicht gegen antisemitische 
Ressentiments gefeit sind“. „Gerd Albartus ist 
tot“. Stellungnahme der Revolutionären Zellen im 
Dezember 1991, o. S., in: Die Früchte des Zorns. Texte 
und Materialien zur Geschichte der Revolutionären 
Zellen und der Roten Zora, hg. v. ID-Archiv Amster-
dam 1999. https://www.nadir.org/nadir/archiv/
PolitischeStroemungen/Stadtguerilla+RAF/rz/
fruechte_des_zorns/ [Stand: 08.06.2026].

15	 Hans Joachim Klein: Rückkehr in die Menschlichkeit. 
Appell eines ausgestiegenen Terroristen, Reinbek 
1979, S. 185; Daniel Cohn-Bendit: Wir haben sie so 
geliebt, die Revolution, Frankfurt am Main 1987, 
S. 160 f.

Freipressung inhaftierter RAF-Häftlinge –, sondern 
auch der entgrenzte Israel-Hass ihrer Protagonis-
ten über ideologische und geografische Grenzen 
hinweg. Nicht von ungefähr wurde der Nahe Osten 
nach dem Zweiten Weltkrieg zum Zufluchtsort für 
ehemalige Funktionsträger des NS-Regimes, spä-
ter auch für Angehörige des „linken“ wie „rechten“ 
Terrorismus. Dabei blieben Begegnungen „unheim-
licher Art“ nicht aus. So berichtete Jahre später der 
in einem palästinensischen Trainingscamp im Süd-
jemen geschulte Ex-Terrorist Hans-Joachim Klein:

„Es war ein riesiges Camp, oben unsere Häu-
ser, unten ihre [Häuser]. Räumlich waren wir ge-
trennt, aber sie sangen ihre faschistischen Lieder, 
und wir, sozusagen die Linksradikalen, unsere 
revolutionären!“16

Noch Anfang der 1980er Jahre haben sich Mit-
glieder der rechtsextremen „Wehrsportgruppe 
Hoffmann“ und der linksextremen „Bewegung 2. 
Juni“ zeitgleich in palästinensischen Trainings-
lagern in Beirut aufgehalten. Beide Seiten waren 
zwar voneinander separiert, wurden aber von der 
PLO gleichermaßen protegiert.

Antisemitismus von links: eine 
bleibende Herausforderung

Weite Teile der Neuen Linken im Umfeld der 
68er-Bewegung verschmolzen Ende der 1970er 
Jahre mit der grün-alternativen Bewegung – viele 
ihrer Protagonisten verabschiedeten sich nur zö-
gernd von antizionistischen Glaubenssätzen. Doch 
Joschka Fischer wurde zum Vorreiter einer neuen 

16	 Zit. nach Daniel Cohn-Bendit (wie Anm. 15), S. 164.
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Ihr wichtigster Agitationsschwerpunkt bildete 
nach dem islamistischen Terroranschlag vom 11. 
September 2001 in New York der Kampf gegen 
den internationalen „Finanzkapitalismus“ und (als 
Chiffre für das amerikanische Judentum) die sog. 
„Ostküstenelite“ sowie eine antiisraelische Boykott-
kampagne. Milieus, die politisch-biografisch dem 
„antiimperialistischen“ Spektrum entstammten, 
führten komplexe weltwirtschaftliche Zusammen-
hänge auf eine Verschwörung personifizierter 
„Drahtzieher“ zurück, was Anschlussmöglichkeiten 
für antisemitische Topoi eröffnete – und sowohl 
von rechtsextremen wie islamistischen Kreisen 
goutiert wurde.20

An derartige Milieu-Befindlichkeiten schließt 
seit 2005 die international vernetzte Bewegung 
„Boykott – Desinvestitionen – Sanktionen“ (BDS) 
an, die den Staat Israel wirtschaftlich, kulturell 
und politisch umfassend isolieren möchte. Ihr 
Einfluss ist in Deutschland größer als an der Zahl 
bekennender Aktivisten ablesbar, wie sich nicht zu-
letzt während der Documenta 2022 herausstellte: 
Eine linke Kulturelite ließ es zu, dass BDS unter post-
kolonialen Vorzeichen Zugriff auf die Ausgestaltung 
der wichtigsten Kunstausstellung in Deutschland 
bekam. Dass kein jüdisch-israelischer Künstler nach 
Kassel eingeladen worden war, geschah nicht ver-
sehentlich, sondern war gewollt. In Kassel wurden 
nicht nur antisemitische „Kunstwerke“ ausgestellt; 
zu sehen war auch eine unkritische Kompilation 
palästinensischer Propagandafilme, in denen Hass 
auf Israel geschürt und terroristische Anschläge 
auf israelische Zivilisten verherrlicht wurden. 
Diese Schande konnte nur deshalb skandalisiert 
werden, weil Kuratoren und Künstler mit NS-affi-
nen Darstellungen den Bogen überspannt hatten. 
Auch in einigen linkskirchlichen Kreisen,21 in weiten 
Teilen der Linkspartei sowie in diversen links- und 

20	 Vgl. Holger Knothe: Der Antisemitismus der anderen. 
Zum Verhältnis von Globalisierungskritik und Antise-
mitismus am Beispiel des globalisierungskritischen 
Akteurs Attac, in: Antisemitismus seit 9/11 (wie 
Anm. 19), S. 367-383.

21	 Dazu zählen Teile der katholischen „Friedensbewe-
gung Pax Christi“, aber auch linksprotestantische 
Milieus, wie z. B. die innerkirchliche Oppositions-
gruppe „Solidarische Kirche im Rheinland“.

Nachdenklichkeit, als er 1982 im linksradikalen 
Szene-Magazin „Pflasterstrand“ an seine grünen 
Mitstreiter appellierte, die nahöstlichen „Reali-
täten“ zur Kenntnis zu nehmen und von „blinde[r] 
Solidarität“ mit den Palästinensern Abstand zu 
nehmen: „Wir sollten endlich aufhören, palästinen-
sischer als die PLO zu sein. Wir sollten mit unserer 
Solidarität durchaus eigene Ziele verfolgen, was 
uns sowohl mit den Israelis als auch mit den Paläs-
tinensern in Widerspruch bringen kann.“17 Als die 
israelische Armee im Sommer 1982 in den Libanon 
einmarschierte, um jahrelange Angriffe der PLO zu 
beenden, erlagen dennoch nicht wenige linksalter-
native Publizisten der Faszination begrifflicher 
Tabubrüche und bezichtigten Israel des „Völker-
mords“ an den Palästinensern. Dabei imaginierten 
sie die Palästinenser als „die neuen Juden“ und setz-
ten die israelischen Invasoren mit den Nazis gleich, 
die einen „umgekehrte[n] Holocaust“, die „End-
lösung der Palästinenserfrage“, begehen würden.18

In den späten 1980er Jahren verloren Forderun
gen nach „vollständige[r] Zerschlagung des zio-
nistischen Staates“ an Resonanz. Teile der Linken 
begriffen, dass der Kampf gegen Unrecht auch 
monströse Züge annehmen kann. Anfang der 
1990er Jahre, unter dem Eindruck des Zusammen-
bruchs der Sowjetunion und der DDR, bildeten sich 
linke Milieus heraus, die betont israelfreundliche 
Gegennarrative entwickelten. Im Zuge dieser tek-
tonischen Verschiebungen gerieten die Grünen, 
später auch die Linkspartei, zeitweise an den Rand 
einer Spaltung, als sich rivalisierende Strömungen 
heftige Auseinandersetzungen über ihre Haltung 
zu Israel und zu einem israelbezogenen Antisemitis-
mus lieferten.19

Gleichwohl hat ein harter Kern antizionistischer 
linker Aktivisten an den israelfeindlichen Über-
zeugungen der Vergangenheit stets festgehalten. 

17	 Joschka Fischer: Israel – Ein Alptraum der deut-
schen Linken, in: Pflasterstrand 9 (1982), S. 47-50, 
hier S. 50.

18	 Ausführlicher dazu: Kloke (wie Anm. 4), S. 220-232, 
hier S. 225.

19	 Vgl. Martin Kloke: Kathartische Zerreißproben: Zur 
Israeldiskussion bei den Grünen, in: Der Antisemi-
tismus der Gegenwart, hg. v. Herbert A. Strauss/
Werner Bergmann/Christhard Hoffmann, Frankfurt 
am Main 1990, S. 124-148; ders.: Ist Die Linke eine 
antisemitische Partei?, in: Antisemitismus seit 9/11. 
Ereignisse, Debatten, Kontroversen, hg. v. Samuel 
Salzborn, Baden-Baden 2019, S. 347-366.
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rechtsradikalen Milieus und Miniparteien sind BDS-
Anhänger aktiv unterwegs.

Der Deutsche Bundestag hat 2019 in einer 
parteiübergreifenden Resolution dafür plädiert, 
BDS-Gruppen keine öffentliche Förderung mehr zu 
gewähren; die Aktivitäten der Bewegung seien als 
„antisemitisch“ zu bewerten – auch weil ihre Metho-
den an „die schrecklichste Phase der deutschen Ge-
schichte“ erinnerten.22 Hintergrund dieser rechtlich 
nicht bindenden Erklärung ist die Tatsache, dass die 
BDS-Bewegung keineswegs an einem historischen 
Kompromiss zwischen Israel und den Palästinen-
sern im Sinne einer Zwei-Staaten-Lösung interes-
siert ist; letztlich geht es ihr um die Beseitigung 
Israels als jüdisch geprägter Staat. Dem gewalt-
freien Selbstbild der BDS-Bewegung widerspricht 
auch, dass ein Teil ihrer Aktivisten Verbindungen zu 
terroristischen palästinensischen Gruppierungen 
wie der PFLP unterhält.23

Nach dem 7. Oktober 2023: 
Israelhass als Lebenssinn

Der in Absicht, Ausführung und Livestream-
Dokumentation genozidal anmutende Angriff 
der Hamas auf Israel und die israelische Reaktion 
– der Krieg gegen die Hamas und ihre regionalen 
Unterstützer – bilden seit dem 7. Oktober 2023 

22	 Antrag der Fraktionen CDU/ CSU, SPD, FDP und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Der BDS-Bewegung 
entschlossen entgegentreten – Antisemitismus 
bekämpfen, in: Deutscher Bundestag, 19. Wahlpe-
riode, Drucksache 19/10191, 15.05.2019, S. 2. http://
dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/101/1910191.pdf 
[Stand: 08.06.2026].

23	 Vgl. Martin Kloke: Boykott, Desinvestitionen und 
Sanktionen (BDS). Gratwanderungen zwischen 
„Israelkritik“ und Antisemitismus, in: Compass-In-
fodienst. Online-Extra (298), Januar 2020. https://
www.compass-infodienst.de/Martin-Kloke-Boy-
kott-Desinvestitionen-und-Sanktionen.17805.0.html 
[Stand: 08.06.2026]; Alex Feuerherdt/Florian Markl: 
Die Israel-Boykottbewegung: Alter Hass in neuem 
Gewand, Berlin/Leipzig 2020; Jakob Baier: Antisemi-
tismus in der BDS-Kampagne, in: Antisemitismus-
Dossier der Bundeszentrale für politische Bildung, 
22.03.2021, hier besonders Fußnote 3. https://www.
bpb.de/themen/antisemitismus/dossier-antisemi-
tismus/328693/antisemitismus-inder-bds-kam-
pagne/#footnote-target-4 [Stand: 08.06.2026].

die perfekte Gelegenheitsstruktur, um jenen anti-
semitischen Tsunami loszutreten, der uns heute 
weltweit zu überfluten droht. Seine Epizentren 
befinden sich in linksradikalen und islamistischen 
Milieus, die sich „postkolonialen“ Denkansätzen ver-
schrieben haben und ein informelles Zweckbünd-
nis eingegangen sind. Ihnen zufolge ist Israel kein 
Zufluchtsort und Schutzraum jüdischer Verfolgter, 
sondern ein koloniales Projekt weißer Rassisten. Der 
Stellenwert von „Eretz Israel“ im Judentum seit der 
Antike,24 die ununterbrochene jüdische Präsenz in 
Palästina, die fortwährende Zions-Sehnsucht in der 
Diaspora, aber auch die vibrierende Multiethnizität 
des modernen Israels werden ausgeblendet bzw. 
geleugnet. In der Lesart auch linker Antizionisten 
ist die Hamas keine islamistische Terrorbande, die 
sich dem Judenmord verschrieben hat, sondern 
eine „Befreiungsorganisation“. Nicht zuletzt Judith 
Butler, Kultfigur der „woken“ Szene weltweit und 
als Philosophin und Geschlechterforscherin auch in 
weiten Teilen des deutschen Kulturbetriebs hoch-
angesehen, gibt den Takt vor: Demnach sind Hamas 
und die vom Iran installierte schiitisch-libanesische 
Hisbollah progressive „soziale Bewegungen“, die 

24	 Eretz Israel ist die auch in der jüdischen Diaspora 
gängige hebräische Bezeichnung für „Land Israel“: 
An der vorderasiatischen Ostküste des Mittelmeers 
waren vor mehr als 3.000 Jahren monotheistische 
Hebräer sesshaft geworden und hatten in der 
Antike als israelitischer Staatenbund, später als 
Königreich(e), jahrhundertelang neben anderen 
Völkern gelebt.
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„bewaffneten Widerstand“ gegen den jüdischen 
„Siedler-Kolonialstaat“ leisten.25

Auf Querfront-Demonstrationen radikaler Linker 
und Islamisten tauchen immer wieder Slogans auf wie 
„Free Palestine from German guilt“ und „Palestine will 
set us free“. Offenbar sehen Aktivisten im Schoah-
Gedenken ein Hindernis, sich mit den Palästinensern 
zu solidarisieren. Ihre Rufe klingen wie ein hippes Echo 
auf Dieter Kunzelmanns Klage vor 57 Jahren über den 
angeblichen „Judenknax“, der die deutsche Linke an 
der Solidarität mit den Palästinensern hindere. Das 
transgenerationale Bedürfnis nach Entlastung von 
historisch-moralischer Verantwortung ist gut 80 
Jahre nach Ende der Schoah ungebrochen und sucht 
sich ein Ventil. Eine Konsequenz daraus ist ein Anti-
zionismus, der bei einigen propalästinensischen Akti-
visten in Form einer Täter-Opfer-Umkehrung sichtbar 
wird. Auf diese Weise heiligt der vermeintlich gute 
Zweck alle Mittel – die Befreiung nicht nur „From the 
River to the Sea“, sondern der ganzen Welt durch die 
Zerstörung Israels.

Wir befinden uns in einem Kulturkampf, bei dem 
israelfeindliche Fake-News-Produzierende empirisch 
gesicherte und überprüfbare Tatsachen schamlos ig-
norieren und auch keine Grautöne zulassen. Der Krieg 
der Bilder, der Kampf um die Deutungshoheit über den 
7. Oktober 2023 und seine Folgen, wird in aller Schärfe 
in den sozialen Medien ausgetragen. Die postkoloniale 
Gegenaufklärung ist Ausdruck eines moralischen, 
aber auch intellektuellen Bankrotts. Wesentliche 
Glaubensinhalte, etwa der angebliche „Genozid in 
Gaza“, dürfen nicht angezweifelt werden, sondern 
müssen – mangels Belege – geglaubt werden. Dass 
es zur Kriegstaktik und -strategie der islamistischen 
Hamas gehört, es der israelischen Seite so schwer 
wie möglich zu machen, zwischen militärischen und 
zivilen Zielen unterscheiden zu können, wird dabei 
ausgeblendet. Ignoriert wird auch, dass in der Völker-
mordkonvention von 1948 ein Genozid als Handlung 
definiert wird, „die in der Absicht [!] begangen wird, 
eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören.“ 

25	 Iakovos Alhadeff: Judith Butler on Hamas, 
Hezbollah & the Israel Lobby (2006), in: radica-
larchives, 28.03.2010. http://radicalarchives.
org/2010/03/28/jbutler-on-hamas-hezbollah-isra-
el-lobby/ [Stand: 08.06.2026]; Josef Hirsch: Video-
Auszüge von Judith Butlers Rede am 03.03.2024 
in Paris, in: X, 04.03.2024. https://x.com/joseph-
hirsch5/status/1764784098822750420 [Stand: 
08.06.2026]. 

In dieser rechtlichen Kategorisierung ist die „Absicht“ 
von zentraler Bedeutung. Wenngleich die humanitä-
ren Folgen des Gaza-Israel-Krieges aufgrund der 
asymmetrischen Konfliktverhältnisse dramatisch 
sind, erfüllen unverhältnismäßige Gewaltpraktiken, 
die die israelische Armee in Gaza inmitten von 
Evakuierungswarnungen ausgeübt haben mag, nicht 
den Tatbestand eines Genozids. Dennoch bekannte 
die Linken-Bundesvorsitzende Ines Schwerdtner im 
Juni 2026 auf dem Potsdamer Bundesparteitag, sie 
persönlich habe sich „entschieden, es einen Genozid 
zu nennen.“26 Offenbar bedarf es bei den verlust-
reichen militärischen Operationen der israelischen 
Armee gegen die Hamas und ihre oberirdische sowie 
untertunnelte Infrastruktur nicht mehr einer völker-
rechtlich sorgsam abgewogenen Prüfung, sondern 
nur noch einer individuellen Glaubensentscheidung.

Vor diesem Hintergrund ist der israelisch-paläs-
tinensische Konflikt in den Augen dieser Aktivisten 
kein historisch-politischer Immobilienstreit, der 
durch eine kompromisshafte Zweistaatenlösung 
entschärft werden könnte. Stattdessen wird der 
Krieg im Nahen Osten zur bloßen Projektionsfläche, 
bei der die Rollen des „Guten“ und des „Schurken“ 
unverrückbar feststehen. Wir stoßen bei dieser 
kollektiven Vorstellung an die Grenzen eines auf-
geklärt-rationalen Diskurses und bewegen uns auf 
metaphysischem Gelände. Dass sich die pseudo-
moralische Dramaturgie dieses Theaterstücks 
weltweit vor allem an Universitäten abspielt, ist eine 
tragische Ironie.

Selbstverständlich kann und darf jede israelische 
Regierung kritisiert werden, nicht zuletzt die aktuelle. 
Wenn aber Kritik mit doppelten Standards, mit der Dä-
monisierung und Delegitimierung Israels einhergeht, 
wird eine rote Linie überschritten. Erst dann, wenn 
israelbezogener Judenhass wie jede andere Form des 
Antisemitismus gesellschaftlich geächtet ist, verliert 
der postkoloniale Israelhass der Gegenwart seine 
Diskurshoheit in öffentlichen Mobilisierungsräumen, 
können Jüdinnen und Juden auch hierzulande wieder 
frei von Angst jüdisch sein. 

26	 Vgl. Kevin Culina: Bundesparteitag. „Ich habe mich 
entschieden, es einen Genozid zu nennen“, sagt 
die Linke-Chefin zum Gaza-Krieg, in: WELT Digital v. 
20.06.2026. https://www.welt.de/politik/deutsch-
land/article6a2fbeba0611b9299a155990/linke-par-
teitag-habe-mich-entschieden-es-einen-genozid-
zu-nennen-sagt-schwerdtner-zum-gaza-krieg.html 
[Stand: 30.06.2026].
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MUSIK UND POLITIK: DER SOUND DER ZEIT

  „SANDINISTA!“ (1980)
von The Clash

Als The Clash im Dezember 1980 ihr Dreifachalbum Sandinis-
ta! veröffentlichten, war die Wahl des Titels alles andere als 
zufällig. Er bezog sich auf die sog. „Sandinistische Befreiungs-
front“ (FSLN), die ein Jahr zuvor die Diktatur der Somoza-Dy-
nastie in Nicaragua gestürzt hatte. Für viele Linke weltweit 
galt die sandinistische Revolution als Hoffnungsträger: Sie 
schien den Beweis dafür zu liefern, dass autoritäre Herr-
schaft überwunden und soziale Gerechtigkeit verwirklicht 
werden könne. The Clash griffen diese Aufbruchsstimmung 
auf, allerdings weniger als Parteigänger einer konkreten poli-
tischen Bewegung denn als Beobachter einer Zeit, in der re-
volutionäre Ideen große Anziehungskraft besaßen.
Die Band gilt zusammen mit anderen englischsprachigen 
Gruppen wie The Sex Pistols. The Stooges, mit deren Front-
sänger Iggy Pop, oder The Ramones als einflussreich sowie 
wegbereitend für die Mitte/ Ende der 1970er Jahre noch in 
den Kinderschuhen steckende Musikstilrichtung des Punks. 
Sie verstand sich als politisch engagiert und solidarisch mit 
antikolonialen und antiimperialistischen Bewegungen. Der 
Albumtitel war Ausdruck dieser Haltung. Gleichzeitig unter-
schied sich The Clash von vielen dogmatischen politischen 
Akteuren ihrer Zeit. Ihre Texte waren oft von Skepsis, Wider-
sprüchen und dem Bewusstsein geprägt, dass gesellschaft-
liche Veränderungen selten einfachen Mustern folgen. 

Gerade deshalb eignet sich Sandinista! als historisches Do-
kument einer Epoche, in der die politische Linke ihre Hoff-
nungen häufig auf Befreiungsbewegungen in Lateinamerika, 
Afrika oder Asien projizierte.

Auch in der Bundesrepublik wurden die Ereignisse in 
Nicaragua aufmerksam verfolgt. Teile der radikalen Linken 
sahen in den Sandinisten ein Vorbild für gesellschaftliche 
Transformation. Damit berührt der Albumtitel einen wichti-
gen Aspekt der Geschichte des Linksextremismus: seinen 
ausgeprägten Internationalismus. Viele Gruppen verstanden 
politische Konflikte nicht primär national, sondern als Teil 
eines weltweiten Kampfes gegen Kapitalismus, Imperialis-
mus und Unterdrückung.

Die Sandinisten sind heute keineswegs ein Schatten der 
Vergangenheit – ganz im Gegenteil. Der seit 2007 amtierende 
Präsident und damals wie heute führende Figur der FSLN, José 
Daniel Ortega Saavedra, regiert das mittelamerikanische 
Land mit harter, mittlerweile diktatorischer Hand. Aus Per-
spektive der politischen Bildung eröffnet Sandinista! daher 
einen interessanten Zugang. Der Titel macht deutlich, wie 
stark politische Bewegungen von Symbolen, Wünschen und 
internationalen Bezugspunkten – bis in die Gegenwart hin-

ein – leben. Er lädt außerdem ein, kritisch zu hinterfragen, 
warum bestimmte Revolutionen einer Romantisierung unter-
liegen, welche Erwartungen mit ihnen verbunden waren und 
weshalb die tatsächliche Entwicklung oft hinter den großen 
Versprechen zurückblieb. Gerade in diesem Spannungsfeld 
zwischen politischer Sehnsucht und historischer Realität 
liegt bis heute seine Aussagekraft.
Gregor Köstler

Die britische (Punk-)Rockband The Clash im September 1978
Foto: Picture Alliance/Avalon/Reta/Fotograf: Michael Putland

Linke Jugend- und Studentengruppen wie SDAJ und MSB 
Spartakus verlangten demonstrativ die Anerkennung der 
Sandinisten in Nicaragua am 13. Juli 1979 in Bonn. 
Foto: Picture Alliance/imageBROKER/Fotograf: Klaus Rose
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ZEITGESCHICHTE

WAR OPA (ODER OMA) EIN NAZI? 
ÜBER EINE NEUE WELLE DER AUSEINANDERSETZUNG 
MIT DEM NATIONALSOZIALISMUS IN DEUTSCHLAND

von Monika Franz

Alte Fragen neu zugänglich:  
die NSDAP-Mitgliederkartei online!

Rüttelt ein Archiv das Land auf?

„Ist Ihr Opa dabei? Wie ein Archiv das Land auf-
rüttelt“, titelte der Spiegel am 15. Mai 2026 und 
schob – gemeinsam mit der Wochenzeitung DIE ZEIT 
– in Deutschland eine neue Diskussion über die NS-
Vergangenheit an. In den ersten vier Wochen nach 
Freischaltung der NSDAP-Mitgliederkartei über 
die Webseite der National Archives in Washington 
wurden bereits 1 bis 1,5 Millionen Klicks verzeichnet.1 
Die Zahlen zeigen, dass sich auch mehr als 80 Jahre 
nach dem historischen Geschehen viele Menschen 
für die NS-Zeit und ihre Familiengeschichte inter-
essieren. Insbesondere Enkel und Urenkel fragen: 
Wie standen die (Ur-) Großeltern zum NS-Regime? 
Haben sie sich vielleicht auch konkreter Verbrechen 
schuldig gemacht? 

Jede Generation wählt ihre eigenen Perspek-
tiven und stellt ihre eigenen Fragen. Als Harald 
Welzer, Sabine Moller und Karoline Tschuggnall 
2002 eine Interview-Studie über die Haltung der 

1	 S. https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/
usa-nationalarchiv-suche-nsdap-100.html [Stand: 
26.06.2026]; vgl. Ulrich Schäfer/Marie-Louise 
Timcke: Warum wir uns der Auswertung der NSDAP-
Akten widmen“, in: SZ online v. 24.06.2026 [Stand: 
26.06.2026].

Enkelgeneration der Nationalsozialisten mit dem 
prägnanten Titel „Opa war kein Nazi“ veröffent-
lichten, hoben sie Tendenzen dieser Generation 
hervor, die nationalsozialistischen Verstrickungen 
der Großeltern zu ignorieren oder schön zu reden;2 
auch jüngere Untersuchungen arbeiteten heraus, 
dass viele Deutsche dazu neigen, ihre Vorfahren zu 

2	 Vgl. Harald Welzer/Sabine Moller/Karoline Tschug-
nall: Opa war kein Nazi. Nationalsozialismus und 
Holocaust im Familiengedächtnis, Frankfurt am 
Main 2002.
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NS-Gegnern zu erklären oder gar im Widerstand zu 
verorten – das passt nicht zu dem Fakt, dass unter 
ein Prozent der damaligen Bevölkerung aktiven 
Widerstand gegen das Regime leistete.3 

Nun gibt es die Hoffnung, dass dieses schief 
geratene Bild zurechtgerückt werden könnte: Ein 
durch modernste KI-Technologie unterstütztes IT-
Tool ermöglicht seit März 2026 den schnellen und 
bequemen Zugriff auf die digitalisierte NSDAP-Mit-
gliederkartei – etwas reißerisch formuliert kann 
jeder und jede mit wenigen Klicks jahrzehntelang 
gehütete Familiengeheimnisse bzw. – lügen lüften 
oder, wie der SPIEGEL es verpackte: „Das Lügen hat 
ein Ende“.4

NS-Forschung mit einem Klick – der 
digitale Zugriff auf die Mitgliedsakten

Die Mitgliederkartei der NSDAP ist eine be-
deutende Quelle, da sie bis auf einen im einstelligen 
Prozentbereich verlorenen Bestand die Namen 
aller formal der Partei zwischen 1925 und 1945 
angehörigen Mitglieder nachweist. Sie wurde von 
1925-1945 in München verwaltet, wo sich im sog. 
„Braunen Haus“ am Königsplatz die Parteizentrale 
der NSDAP befand. Die im benachbart gelegenen 
Verwaltungsbau gelagerten Akten waren ursprüng-
lich in zwei Sektionen gegliedert, eine Zentral- und 
eine Regional- („Gau-“) Kartei. Insgesamt geht 
es – die Angaben variieren je nach Quelle – um ca. 
achteinhalb bis über zehn Millionen Parteimitglieder, 
was grob geschätzt je nach angesetztem Bezugs-
jahr zwischen zehn und 16 Prozent der damaligen 
deutschen Bevölkerung entsprach.5 Die NSDAP 

3	 Der Prozentsatz von Menschen, die echten Wider-
stand gegen das NS-Regime leisteten, wird meist 
unter ein Prozent geschätzt, vgl. z.B. https://www.
dhm.de/bildung/ida/nationalsozialismus/ [Stand: 
30.06.2026]. 

4	 Vgl. Der Spiegel 21/2026: Das Lügen hat ein Ende,  
S. 9-18. Seit dem Startschuss arbeiten bei den 
Medien, die tiefer in das Thema eingestiegen 
sind, umfangreiche journalistische Teams an der 
Erfassung individueller Familiengeschichten. S. auch 
eine Reihe aktueller Fachbücher und Studien wie 
Stephan Lebert/Louis Lewitan: Der blinde Fleck. Die 
vererbten Traumata des Krieges und warum das 
Schweigen in den Familien jetzt aufbricht, München 
2025.

5	 Vgl. auch Spiegel (wie Anm. 4), S. 10.

ging, ihrem elitären Anspruch folgend, phasen-
weise sehr restriktiv mit der Aufnahme von Mit-
gliedern um. Nicht zuletzt damit eine Auslese der 
ideologisch möglichst Überzeugten gebildet werden 
konnte, wurden auch mehrjährige Aufnahmestopps 
verhängt.6

Die Kartei wäre um ein Haar verloren gegangen: 
Um der befürchteten Strafverfolgung durch die Al-
liierten zu entkommen, wies die Parteileitung kurz 
vor Kriegsende eine Münchner Papierfirma an, die 
Karten zu vernichten. Der Geschäftsführer der be-
auftragten Firma Josef Wirth, Han(n)s Huber, kam 
dieser Anweisung allerdings nicht nach, sondern 
versteckte den Bestand und übergab ihn nach 
Kriegsende der amerikanischen Besatzungsmacht. 
Eine mutige Tat, für die er nie offiziell geehrt wurde.7

Diese und weitere personenbezogenen Akten-
bestände wurden von den Amerikanern in Berlin, im 
seit 1953 so benannten Berlin Document Center ver-
wahrt. Die Bestände waren nicht allgemein zugäng-
lich, sondern standen zunächst primär für strafrecht-
liche und ausgewählte historische Auswertungen 
zur Verfügung. Erst nach 1989/90 übergaben die 
US-Amerikaner den Bestand der Bundesrepublik, er 

6	 Eine gute knappe Einführung zur NSDAP bietet z.B. 
Hans-Ulrich Thamer: Die NSDAP, München 2020; das 
Standardwerk zu diesen Fragen für die vertiefte 
Beschäftigung ist nach wie vor: Jürgen W. Falter: 
Hitlers Parteigenossen: Die Mitglieder der NSDAP 
1919-1945, Frankfurt am Main 2020.

7	 Vgl. Christian Staas: Späte Wahrheiten, in DIE ZEIT 
v. 09.04.2026, S. 27; s. BR-Reportage „Die mutige 
Rettung der NS-Mitgliederkartei“ v. 02.05.2026 
[Stand: 19.06.2026]. 
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wird sie seither vom Bundesarchiv verwaltet.8 Am 
1. Juli 1994 erfolgte die Freigabe für die Benutzung 
für die Allgemeinheit – wer sich für die Geschichte 
seiner Familie interessierte, konnte dies mithin unter 
Inkaufnahme von Wartezeiten und unter Beachtung 
gesetzlicher Fristen schon über 30 Jahre vor der 
Digitalisierung des Quellenbestandes tun. 

Zum gegenwärtigen Hype führte allerdings erst 
der Schritt der National Archives in Washington, die 
Bestände bis Anfang 2026 zu digitalisieren und 
online für jedermann einsehbar zur Verfügung zu 
stellen. Mehrere deutsche Medien – allen voran DER 
SPIEGEL und DIE ZEIT – erkannten die Brisanz des 
Materials früh, gestalteten den Zugang zu diesen 
Daten und mittlerweile auch weiteren damit ver-
knüpften einschlägigen Quellenbeständen auf ihren 
eigenen Portalen benutzerfreundlicher und be-
warben sie offensiv. Insgesamt stehen nun [Stand: 
Ende Juni 2026] 12.717.012 digitalisierte Materialien 
zur Nutzung online.9 Wie lange die Nachfrage mit 
den relativ barrierefreien und niedrigschwelligen 
Recherchemöglichkeiten anhalten bzw. inwieweit 
die neuen Möglichkeiten zu einer nachhaltigen 
Beschäftigung der breiten Gesellschaft mit den 
Quellen führen wird, bleibt abzuwarten. 

Große Aufmerksamkeit erlangten in diesem 
Zuge prominentere Forschende wie beispielsweise 
BR-Journalist Andreas Bönte, der als Familien-
forscher in diesem Kontext bei der Recherche 
über seinen Großvater auf Verbrechen stieß, 
die dieser als SA-Mitglied insbesondere bei den 
Novemberpogromen gegen Juden 1938 begangen 
hatte. Bönte zeigte sich erschüttert und goss die 
Erfahrung seiner Recherche in ein Buch.10 Viele wei-

8	 Zur Geschichte der ursprünglich zwei Karteibe-
stände und deren Umsortierung vgl. https://www.
bundesarchiv.de/das-bundesarchiv/aus-uns. erer-
archivarbeit/war-opa-ein-nazi/ [Stand: 18.06.2026].

9	 Vgl. Records Relating to Membership in the National-
sozialistische Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP), 
1945–1994 [Stand: 19.06.2026]. Seit Mitte Juli bietet 
DIE ZEIT auch ein ähnliches Tool für die Suche nach 
SA- und SS-Mitgliedschaften an, vgl. zeit.de/ns-per-
sonalakten.

10	 Vgl. https://www.br.de/presse/inhalt/presse-
mitteilungen/kontrovers-story-mein-grossvater-
der-nazi-mit-andreas-boente-100.html [Stand: 
20.06.2026], demnächst erscheinend: Andreas 
Bönte: Die Vergangenheit in mir. Meine Familie und 
die Schatten des Nationalsozialismus, München 
2026. 

tere ausgewählte, familiengeschichtlich besonders 
komplexe oder interessante Fälle werden öffentlich 
diskutiert.

Auch in Österreich, das sich ja lange bei dem Um-
gang mit seiner nationalsozialistischen Vergangen-
heit schwer getan hat, stoßen die einschlägigen 
Portale auf großes Interesse. Bis zu 700.000 Öster-
reicherinnen und Österreicher waren nach gegen-
wärtigem Forschungsstand Mitglieder der NSDAP.11 

Fragen und Forschen nach dem ersten Fund

Die Fakten, die die Suchmaschinen (derzeit) zu 
Tage fördern, bieten nur einen ersten Einblick, da 
sich allein mit den meist dürren Mitgliedsdaten aus 
der Kartei kein tragfähiges Bild über Tätigkeiten und 
Haltungen der Betroffenen abzeichnet. Während die 
eigentliche Forschungsreise an diesem Punkt erst 
beginnt, können schon Erstfunde Überraschungen 
an den Tag bringen. In Sekundenschnelle kollabieren 
Familienerzählungen vom Opa, der dem Regime an-
geblich kritisch gegenüberstand und deshalb Nach-
teile zu erleiden gehabt habe. Unvollständige oder 
falsche Bilder geraten in Widerspruch zu Fakten. 
Beschönigende Erzählungen, die bereitwillig von 
Kindern, Enkeln und auch Urenkeln aufgenommen 
und reproduziert wurden, stehen plötzlich in Frage. 
Hier können „Störmomente“ eintreten, die zu 
weitergehenden Auseinandersetzungen in Familien 
führen. In vielen Fällen leben die Angehörigen der Er-
lebnisgeneration allerdings nicht mehr. Sie können 
etwa Fragen, ob sie von der NSDAP-Mitgliedschaft 
ihres Vaters doch gewusst und es nur nicht erzählt 
hatten, nicht mehr beantworten. 

Der Psychologe Louis Lewitan, der sich inten-
siv mit dem Weiterwirken der NS-Verbrechen auf 
Opfer- wie Täterseite auseinandergesetzt hat, 
konstatiert, wie groß die Bedeutung eines offenen 
Umgangs mit diesem nicht ganz einfachen Erbe 
ist: „Für die nachfolgenden Generationen besteht 
heute in Deutschland die Herausforderung darin, 
die unsichtbaren „Fesseln“ der tief prägenden NS-
Vergangenheit zu erkennen und sich von ihnen zu 
befreien. Wer die Geschichte der Eltern und Groß-
eltern nicht wiederholen will, der muss aus ihrem 
braunen Schatten heraustreten. Nur durch das 
Sprechen über das Unaussprechliche können das 

11	 Vgl. https://science.orf.at/stories/3234684/ 
[Stand: 26.06.2026].
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Schweigen und die Sprachlosigkeit gelöst und die 
Last der Geschichte abgetragen werden.“12

Wie überall betont wird, ist der bloße Befund 
einer NSDAP-Mitgliedschaft nicht besonders aus-
sagekräftig. Bei tiefer reichendem Interesse sind 
weitergehende Fragestellungen und mehr Informa-
tionen unerlässlich, um ein valides Gesamtbild des 
oder der Betroffenen zu erarbeiten.13 Mitgliedschaft 
allein bedeutet nicht automatisch Täterschaft – wie 
umgekehrt Nicht-Mitgliedschaft keineswegs um-
fassende Entlastung bedeutet. Viele Menschen, die 
nicht der NSDAP angehörten, haben in anderen Kon-
texten das NS-System unterstützt und sich auch 
vielfach an Verbrechen schuldig gemacht, etwa 
als Angehörige der Wehrmacht. Die Historikerin 
Sybille Steinbacher kommentiert: „Wenn man wirk-
lich etwas über das Verhalten einer Person in der 
NS-Zeit erfahren will, benötigt man sehr viel mehr 
Kontext. Allein die Mitgliedschaft in der NSDAP sagt 
noch wenig aus. Man erfährt in der Kartei nämlich 
nichts über Motive zum Beitritt, auch nichts über 
eine mögliche Parteikarriere.“14

Weitere zentrale Aktenbestände, v.a. zur An-
gehörigkeit des/r Betroffenen von weiteren NS-
Organisationen und zu konkreten Tätigkeiten der 
Person, führen etwa Institutionen wie das Bundes-
archiv, die jeweilig zuständigen Landesarchive 
oder weitere spezialisierte Institutionen wie die 
Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen zur 
Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen 

12	 Louis Lewitan, in: Lebert/ders. (wie Anm. 4), S. 66. 
In Bezug auf die schwierigsten Konstellationen – 
etwa Täter-/bzw. Opfer betreffend – hat natürlich 
längst wissenschaftliche Forschung stattgefunden, 
Interessierte müssen längst nicht bei Null anfangen. 
Der israelische Psychologe Dan Bar-On hatte bereits 
in den 1980ern damit begonnen, die Folgen des Ho-
locaust auf die Kinder von NS-Tätern zu bearbeiten, 
und dazu das bahnbrechende Werk „Die Last des 
Schweigens. Gespräche mit Kindern von NS-Tätern“, 
Hamburg 22004, verfasst.

13	 Der Anteil an Frauen in der NSDAP unterlag zeit-
lichen und regionalen Schwankungen, betrug über 
Jahre um die fünf bis sechs Prozent, stieg aber in 
der Kriegsphase auf bis zu 30 Prozent an, vgl. Falter 
(wie Anm. 6).

14	 Interview mit Sybille Steinbacher, in: NZZ v. 
08.04.2026, S. 10.

in Ludwigsburg.15 In vielen Fällen ist auch die di-
rekte Kontaktaufnahme mit Fachleuten für die 
Einordnung der Daten unabdingbar. In der Weiter-
entwicklung der Suchtools werden in thematisch 
korrelierten Bereichen umfangreiche Hilfsangebote 
entwickelt, z.B. in der Arisierungsforschung bei Mo-
biliar und vielem mehr.16

Ein Thema für den Unterricht?

Angesichts der medialen Attraktivität eines 
Themas, das auch im schulischen Geschichtsunter-
richt großen Raum einnimmt, wird natürlich auch 
die Frage diskutiert, ob die Auseinandersetzung 
mit der Mitgliederkartei auch hier einen wichtigen 
Impuls geben könnte. Angesichts der quellen-
kritischen Herausforderungen und der zwingend 
notwendigen Einordnung der Befunde in größere 
Zusammenhänge erscheint es ziemlich fraglich, ob 
der normale Ablauf von Unterricht eine adäquate 
Behandlung der Quellenbestände möglich macht. 
Zumindest aber haben Fachlehrkräfte hier ein 
schnell und gemeinsam bedienbares Tool zur Ver-
fügung, das einen interessanten Einstieg in zentrale 
Fragen der NS-Geschichte bieten kann. In jedem 
Fall sollten dabei Vorüberlegungen stattfinden, bei 
denen die Einführung der Quelle sorgfältig bedacht 
wird, vor allem aber auch die Sozialstruktur der 
jeweiligen Klasse einbezogen wird: Wieviel Schüle-
rinnen/Schüler mit deutschen Wurzeln mit direkter 
familiärer Betroffenheit gibt es? Wie bezieht man 
Schülerinnen und Schüler mit ein, die etwa durch 
einen migrantisch geprägten Familienhintergrund 
eine andere Perspektive auf die NS-Zeit haben? 
Wie geht man mit Ergebnissen um, die Fragen auf-
werfen oder heikel sind? Wie könnte das Thema in 
den jeweiligen Familien weiter-„wirken“? Mit aus-
geprägten Tätergeschichten in den Familien sollte 
professionell und behutsam umgegangen werden, 

15	 Vgl. https://www.bundesarchiv.de/themen-ent-
decken/online-entdecken/themenbeitraege/
pg-zum-mitgliedschaftswesen-der-nsdap/ [Stand: 
27.06.2026]. 

16	 Vgl. Spiegel online v. 27.06.2026 [Stand: 27.06.2026]; 
vgl. https://www.sueddeutsche.de/projekte/
artikel/politik/nsdap-mitglieder-kartei-warum-wir-
die-akten-ausgewertet-haben-e203884/ [Stand: 
30.06.2026].



2 | 26  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  37

wie etwa die Täternachfahrin Alexandra Senfft in 
ihren Arbeiten eindrucksvoll aufgezeigt hat.17

Über die Durchschlagskraft des Themas sind 
sich einschlägige Experten nicht einig. Der Soziologe 
Harald Welzer erwartet angesichts des größer wer-
denden Abstands zur Geschichte und der nur mehr 
geringen Verfügbarkeit der Erlebnisgeneration keine 
größere Welle des Interesses und ordnet die Fakten 
der Kartei mithin als „kalte Geschichte“ ein.18 Andere 
sehen große Potentiale: Kulturwissenschaftlerin 
Aleida Assmann prognostiziert ein „neues Kapitel“ 
der Erinnerungsgeschichte mit durchschlagender 
Wirkung: „Wir werden nicht umhin kommen, unser 
Selbstbild als Nation neu zu bewerten.“19 Die Autorin 
Ines Geipel sieht in Blick auf Ostdeutschland „eine 
große Chance für die innere Demokratisierung“.20

Ob die Erkenntnisse „wirklich zur Aufklärung 
bei[tragen]“, wie Mascha Malburg und Michael Thai-
digsmann Anfang Juni in der Jüdischen Allgemeinen 
fragten, wird selbstredend auf den Gebrauch der 
Daten, sowie von den Erwartungen und Zielen, die 
damit verknüpft sind, ankommen.21 

Mikro- und Makroebene: Familienforschung 
im Kontext eines jahrzehntelangen 
Aufarbeitungsdiskurses

Jeder oder jede, der/die sich individuell-for-
schend mit Familiengeschichte in Deutschland 
auseinandersetzt, bewegt sich bewusst oder un-
bewusst im großen Referenzraum der historischen 

17	 Vgl. Alexandra Senfft: Schweigen tut weh. Eine 
deutsche Familiengeschichte, Berlin 42015.

18	 Vgl. Interview mit Harald Welzer s. https://www.
deutschlandfunk.de/nsdap-mitgliederkartei-us-
nationalarchiv-digital-100.html [Stand: 27.06.2026].

19	 Aleida Assmann: Statt von Mitläufern sollten wir 
von Mitschuldigen sprechen, in: DIE ZEIT 16 v. 
09.04.2026, S. 28.

20	 Vgl. Interview mit Ines Geipel v. 24.06.2026: Digitale 
NSDAP-Kartei: Warum sie für den Osten eine Chance 
ist, vgl. https://www.mdr.de/nachrichten/deutsch-
land/gesellschaft/ines-geipel-ns-mitgliederkartei-
ddr-,audio-geipel-ns-interview-100.html [Stand: 
27.06.2026].

21	 Mascha Malburg/Michael Thaidigsmann: Ein Land 
durchsucht den Datenschatz, in: Jüdische Allgemei-
ne v. 02.06.2026, S. 3.

Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus 
– einem nicht erst seit Kriegsende 1945 statt-
findenden Großdiskurs, in dem sich mittlerweile un-
übersehbar viele Teilkomplexe unterschiedlichster 
Disziplinen überlagern. 

Konjunkturen der Aufarbeitung

Das Verhältnis der Deutschen zu ihrer NS-Ver-
gangenheit hat eine wechselvolle Geschichte von 
Initiativen und Widerständen, von Bruchlinien und 
Lagerbildungen hinter sich. Die öffentliche Dis-
kussion darüber war vielfach von hochkochenden 
Emotionalitäten begleitet bzw. wurde auch häufig 
politisch instrumentalisiert. Selbstverständlich 
oszilliert auch die Debatte über die Mitgliederkartei 
2026 zwischen den klassischen Polen, einerseits 
dem Standpunkt, „Aufarbeitung“ bzw. auch „Ver-
söhnung“ habe nicht stattgefunden und sei per se 
auch gar nicht möglich,22 andererseits von immer 
mal wieder geäußerten Forderungen nach einem 
„Schlussstrich“ unter die Vergangenheit.23 

Die Bundesrepublik Deutschland bekennt sich 
klar zur deutschen Schuld an Holocaust und dem 
Zweiten Weltkrieg; die Verantwortung für dieses 
monströse Erbe, das sich nicht in den Griff kriegen 
lassen will, ist der erinnerungskulturellen DNS der 
Bundesrepublik eingeschrieben. Mit den Zeitläuf-
ten entstehen immer neue Perspektiven auf den 
Nationalsozialismus, die Taktgeber dieser zentralen 
gesellschaftlichen Debatte sind.24 Häufig kamen 
prägnante Anstöße für die innerdeutsche Dis-
kussion auch von außen, wie in der unmittelbaren 

22	 Beispielsweise so formuliert in Max Czollek: Ver-
söhnungstheater, München 2023, passim bzw. hier: 
S. 156.

23	 Dies hatte beispielsweise Alexander Gauland (AfD) 
2017 auf einem Parteitreffen geäußert: „Wir brau-
chen uns diese zwölf Jahre nicht mehr vorhalten 
zu lassen. Wir brauchen einen Schlussstrich unter 
diese Vergangenheit“, s. DER SPIEGEL v. 14.09.2017 
[Stand: 27.06.2026]. 

24	 Zu den großen „Aufarbeitungsdebatten“ vgl. 
etwa Norbert Frei: 1945 und wir. Das Dritte Reich 
im Bewusstsein der Deutschen, München 2005, 
oder Aleida Assmann: Das neue Unbehagen an der 
Erinnerungskultur. Eine Intervention, München 2013, 
S. 36 ff. Ende 2026/Anfang 2027 erscheint bei der 
BLZ: Thomas Sandkühler: Der Nationalsozialismus: 
Herrschaft und Gewalt, Bd. 1, hg. v. d. Bayerischen 
Landeszentrale für politische Bildungsarbeit.
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Nachkriegszeit, aber auch durch viele wissen-
schaftliche oder mediale Beiträge. In den Zyklen 
der sog. „Aufarbeitungsdebatte“ hatte es beispiels-
weise sehr lange gedauert, bis etwa die Breite der 
Gesellschaft – auch im Zuge der Etablierung von Ge-
denkstätten und NS-Dokumentationszentren sowie 
der Öffnung der schulischen Lehrpläne für eine 
ausführliche Behandlung des Themas – begann, sich 
für das Schicksal von NS-Opfern zu interessieren. 
Holocaust-Überlebende wie z.B. Eva Umlauf fürch-
ten angesichts des sich wandelnden Klimas im Land, 
dass sich dieser Prozess wieder umkehren könne.25

Vielfach gingen wertvolle Impulse auch von 
der Literatur und Kunst aus, wie die Beispiele 
Thomas Bernhard oder Anselm Kiefer zeigen, die 
mit eigenen künstlerischen Mitteln und durchaus 
provokativ darauf hinwiesen, dass die eigene un-
bearbeitete NS-Vergangenheit in Deutschland bzw. 
Österreich omnipräsent sei. Avantgardistische Ak-
tionen dieser Art wurden allezeit von aggressiven 

25	 Eva Umlauf: Genau so fängt es an. Ein Appell, 
Hamburg 2026.

Abwehrbewegungen derer, die eine solche Heran-
gehensweise ablehnten und diese Versuche als sog. 
„Nestbeschmutzung“ kennzeichneten, begleitet.26 

Beschäftigung mit Täterbiographien

Es fällt auf, dass es in der deutschen Gesellschaft 
sehr lange wenig Platz für einen angemessenen Um-
gang mit den Opfern der NS-Barbarei gab, während 
ein Großteil der Täter wieder einen auskömmlichen 
Platz in der neuen deutschen Gesellschaft gefunden 
hatte. Es ist in einigen Fällen höchst erstaunlich, 
wie Täter, die direkt oder am Schreibtisch für den 
Tod unzähliger Menschen verantwortlich waren, es 
sich in den Nachkriegsjahren gemütlich gemacht 
hatten und einen ruhigen Lebensabend mit hoher 
gesellschaftlicher Anerkennung verlebten. Dieser 
Kontext ist nicht ganz unbedeutend, wenn es um die 
Beschäftigung mit Täterbiographien in der eigenen 
Familie geht; die Umstände ermöglichten es vielen, 
ihre Vergangenheit in der NS-Zeit zu verschweigen 
oder zu beschönigen. 

Ein zweiter Aspekt, der grundsätzlich bedacht 
werden sollte, ist die Frage, ob es überhaupt op-
portun ist, sich nun intensiv der Geschichte der 
Täterseite zuzuwenden, und ob es nicht eher vor-
rangige Aufgabe sei, die Geschichte der Opfer in 
den Mittelpunkt zu stellen. Auch hier gibt es ver-
schiedene Lager. Ruth Klüger, jüdische Literatur-
wissenschaftlerin und Auschwitz-Überlebende, 
hatte vor ihrem Tod festgestellt, „dass unsere 
Erinnerungskultur opferzentriert sei und die Täter 
unter den Tisch fallen lasse.“27 Und das sei in der 
Tätergesellschaft ganz essentiell. Ulrike Jureit und 
Christian Schneider haben in der wegweisenden 
Studie „Gefühlte Opfer“ darauf hingewiesen, dass 
eine vor allem auf die Opfer der Nazis fokussie-
rende Beschäftigung von deutscher Seite die 
Gefahr in sich berge, eine Art Opferidentifizierung 
zu vollziehen – und damit gleichzeitig, wenn auch 

26	 Zu Kiefer vgl. Sabine Schütz: Anselm Kiefer: 
Geschichte als Material. Arbeiten 1969-1983, Köln 
1999; Thomas Bernhard vgl. exemplarisch ders.: 
Auslöschung. Ein Zerfall, Frankfurt am Main 1988.

27	 Zitat von Aleida Assmann (wie Anm. 19).

Ein Kapitel der 
Auseinander-
setzung mit der 
NS-Vergangen-
heit: Die Aus-
stellung „Ver-
brechen der 
Wehrmacht. Di-
mensionen des 
Vernichtungs-
krieges 1941-
1944“, die hitzi-
ge Diskussionen 
auslöste. Das 
Foto zeigt Teil-
nehmer einer 
Demonstration 
im Vorfeld der Er-
öffnung in Mün-
chen, 24. Februar 
1997.

Foto: Picture 
Alliance/dpa/
Fotograf: Stefan 
Kiefer
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ungewollt, eine innere Verleugnung der eigenen Tat-
Verantwortlichkeiten – ein heikles Thema.28 

Individuelle Wege der Auseinandersetzung

Für die Nachkommen der Nationalsozialisten, 
die keine eigenen Erfahrungen der Zeit mit sich 
tragen und deren Blick auf die Zeit primär von den 
Erzählungen ihrer (Groß-) Eltern geprägt sind, sind 
Archivalien wie die NSDAP-Mitgliederkartei un-
verzichtbare Mittel, um innerfamiliäre Narrative 
objektiv abzugleichen. Ihre je nach Generation 
größere Distanz zum historischen Geschehen und 
den Zeitzeugen ermöglicht es gleichzeitig, un-
befangen(er) Fragen zu stellen. Emotional bedingte 
Rücksichtnahme auf Angehörige spielt vielfach eine 
geringere Rolle. In Verbindung mit den einfacheren 
Zugangswegen zu einschlägigen Quellen gibt das 
Impulse für neue Sichtweisen. Assmann kommen-
tiert das so: „Jetzt ist es die Sache von jeder und 
jedem Einzelnen, sich selbst zu informieren und 
damit auseinanderzusetzen.“29

Allerdings sind auch z.B. bei der Enkelgeneration 
widersprüchliche Haltungen zu erkennen, die das 
ganze Spektrum von Beschönigungstaktiken (s.o.) 
bis offensiven Anklagen der Täter umfassen, die 
wohlmeinend aufklärerische Impulse setzen, aber 

28	 „Allerdings hat sich das Mitfühlen und Mitleiden 
zu einem Identifizierungswunsch mit den Opfern 
entwickelt, und nicht nur individuell, auch gesell-
schaftlich ist daraus eine Art geliehene Identität 
erwachsen – ein Identitätswunsch, der die Opfer 
zwar umarmt, während die Täter und ihre Taten an-
onymisiert und pauschal verurteilt werden“, s. Ulrike 
Jureit/Christian Schneider: Gefühlte Opfer, Stuttgart 
2010, hier S. 36 f. In der Tat finden sich in heutigen 
medialen Angeboten Logiken solcher Art nicht so 
selten, wie z.B. bei dem PC-Serious Game „Through 
the darkest of times“, einem hoch gelobten Spiel, 
das eindeutig anti-nationalsozialistisch positioniert 
ist und viele interessante Aspekte hat, aber letztlich 
trotzdem ein verzerrtes, zur Opferidentifizierung 
hinneigendes Geschichtsnarrativ transportieren 
könnte.

29	 Vgl. Assmann (wie Anm. 19).

auf den Spuren ihrer Täter-Großväter häufig auch 
nicht frei von Larmoyanz sind.30

Literarische Wege der Aufarbeitung

Die Generation der Enkel bringt Jugenderfah
rungen aus den 1970er/80er Jahren mit. Die typische 
80er-Jahre-Atmosphäre erlebten viele als geprägt 
von einem dumpfen Beschweigen der „schlimmen 
Zeit“, wie es etwa die Figur einer Tante im 2025 
erschienenen  Roman „Die Heimat“ von Andreas 
Maier kryptisch-raunend formuliert. Autor Maier, 
Jahrgang 1967, beschreibt dort typisch bürgerliche 
Lebensentwürfe in der fortgeschrittenen Bundes-
republik, die biedere Atmosphäre einer (west-
deutschen) Jugend, bei der die nicht allzu lange 
zurückliegende NS-Geschichte unterschwellig sehr 
stark präsent ist. Großeltern und Eltern finden keine 

klare Sprache für die Tabus der Geschichte und ihrer 
persönlichen Erlebnisse und Verantwortungen. 
Ideologische NS-Überbleibsel werden hinter vor-
gehaltener Hand häufig geäußert. 

30	 Vgl. z.B. Claudia Brunner/Uwe von Seltmann: 
Schweigen die Täter reden die Enkel, Frankfurt am 
Main 2006. So konstatiert etwa Autorin Brunner 
in Bezug auf ihren Großonkel, den NS-Täter Alois 
Brunner: „Was ich nun weiß, ist mehr, als ich eigent-
lich zu finden, aber auch mehr, was ich auszuhalten 
geglaubt habe.“ 

Andreas Maier

Foto: Jan Plau-
mann/Suhr-
kamp Verlag
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In „Heimat“ zeigt der Autor, dass es im Wesent-
lichen mediale oder politische Impulse von außen 
sind, die in diesen eingespielten Alltag einbrechen 
und das Unbehagen der zugedeckten Vergangen-
heit an die Oberfläche befördern, wie etwa die 
Ausstrahlung der Holocaust-Serie 1979.31 Auch ein 
zunehmend offensiv die NS-Verbrechen thematisie-
render Schulunterricht trug in dieser Zeit dazu bei, 
dem Schweigen der Tätergeneration nach und nach 
etwas entgegenzusetzen. Impulse von außen sind 
überhaupt bis hinein in das 21. Jahrhundert immer 
wieder die Schrittmacher der „Aufarbeitung“. 
Assmann nennt als Vorläufer der Mitgliederkartei-
Debatte etwa die Auseinandersetzung in den Fa-
milien die Serie „Unsere Mütter, unsere Väter“, die 
2013 im ZDF ausgestrahlt wurde und auch einen 
wichtigen Impuls für innerfamiliäre, generations-
übergreifende Diskussionen gegeben habe.32

Eine Vielzahl von Menschen aus Kinder-, Enkel- 
und Urenkelgeneration haben sich mittlerweile auf 
den Weg gemacht, die Geschichte ihrer Eltern, wie 
Groß- und Urgroßeltern in der NS-Zeit zu ergründen. 

Das Spektrum der literarischen Aufarbeitung 
bewegt sich dabei von eher dokumentierenden 
Texten bis hin zu Romanen, deren Narrativ aus 
autobiographischen Versatzstücken entwickelt 
werden. 2025 und 2026 sind zwei Texte von Judith 
Hermann und Lorenz Hemicker erschienen, die das 
gleiche Sujet, aber eine unterschiedliche Heran-
gehensweise an ein sehr schwieriges Thema haben: 
Sie sind auf der Spurensuche ihrer Großväter mit 
ausgeprägter Täterbiographie. 

Judith Hermann: Ich möchte 
zurückgehen in der Zeit

Judith Hermann, eine in den 1990ern hervor-
getretene Schriftstellerin der leisen, wohlgeformt-
sensiblen Töne, legte relativ zeitgleich mit dem 
NSDAP-Recherche-Tool einen neuen Roman vor, der 
sich explizit dem Thema der NS-Aufarbeitung in der 
eigenen Familie widmet. Er bewegt sich stilistisch in 
einem Duktus zwischen literarischer Erzählung und 
dokumentarischer Spurensuche. Das gibt den Raum 
für eine stark selbstbezogene Innenschau beim 

31	 Andreas Maier: Die Heimat, Frankfurt am Main 2025. 

32	 Aleida Assmann: Das neue Unbehagen an der Er-
innerungskultur. Eine Intervention, München 2013, 
S. 33 ff.

Erforschen der großväterlichen Geschichte. „Es 
grenzt an ein Wunder, dachte ich, überhaupt einen 
einzigen klaren emotionalen Gedanken entwickeln 
zu können, wenn man als Kind jemanden liebt, von 
dem man als Erwachsener annehmen muss, dass er 
ein Täter gewesen sein könnte.33 Ihre stilisierte, an 
einigen Stellen manieriert wirkende Tonalität steht 
von Anfang an in einem nicht aufgelösten Reibungs-

verhältnis mit der historischen Realität des (im 
Roman namenlos bleibenden) Großvaters, einem 
offensichtlich überzeugten Nationalsozialisten 
und Angehörigen der SS, über den man nur wenige 
Fakten erfährt.

Der wichtigste Anhaltspunkt ihrer Spurensuche 
ist ein Foto des Großvaters aus der polnischen Klein-
stadt Radom. Die Waffen-SS hatte dort ein jüdisches 
Ghetto errichtet, dessen Bewohnerinnen und Be-
wohner letztlich in Gänze in die Vernichtungslager 
deportiert und getötet wurden. Hauptfokus der 
Erzählerin ist das Ringen mit der im Raum stehenden 
schuldhaften Beteiligung der dominanten großväter-
lichen Familienfigur und dem Umgang mit den damit 
verbundenen quälenden Gefühlen. Darf man den Vater 
oder Großvater lieben, wenn er ein NS-Täter war? 

33	 Ebd., S. 46.

Judith Hermann

Bild: Picture 
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grafin: Olga 
Demiankova



2 | 26  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  41

Die Erzählerin bemüht sich um konkrete Infor-
mationen durch Akteneinsicht im Bundesarchiv 
und beschließt nach Radom zu fahren, um dort die 
Spurensuche vor Ort fortzusetzen, scheitert aber 
letztlich dabei, konkretere Ergebnisse zu Tage zu 
befördern – oder will das vielleicht auch gar nicht.34 
Statt dessen weicht sie auch auf impressive Be-
obachtungen und eine vielfach gekünstelt wirkende 
Innenschau aus: „Das Gelände um das Archiv herum 
war mit Kies aufgeschüttet, im Kies Skulpturen, die 
ich für Baumpilze hielt, Xylobioten, was eigenartig 
gewesen wäre, weil Baumpilze nur kranke Bäume 
befallen und wenn diese Pilze ein Gedächtnis sym-
bolisierten, wäre das Land, um dessen Gedächtnis 
es hier gehen sollte, krank. Ein krankes Land.“35 

Es wundert nicht so sehr, dass Hermanns Roman 
in seiner eher unentschlossenen Art, sich dem 
Thema zu stellen, bei der Kritik eher durchgefallen 
ist. Rezensentin Leonie C. Wagner konstatiert: „Ver-
geblich wartet man darauf, dass Judith Hermann 
ihrem Grossvater auf die Schliche kommt. Dass sie 
ihre schönen, schlichten Sätze und den ruhigen Ton 
[…] durchbricht und zur Sache kommt. […] Es bleibt 
unklar, ob Hermann schlicht nicht mehr über ihren 
Großvater in Erfahrung bringen konnte. Oder ob 
sie sich in ihrem eigenen Verschweigen verfangen 
hat.“36

Lorenz Hemicker: Mein Großvater, der Täter

Eine ganz anders akzentuierte Herangehens-
weise schlägt der FAZ-Journalist Lorenz Hemicker 
auf der Spurensuche seines Großvaters, Ernst He-
micker, ein. 37 Auch er kämpft angesichts der Taten 
seines Großvaters mit inneren eigenen und familiä-
ren Widerständen und auch er durchlebt den Wider-
streit zwischen dem Wissen-und-Aufklären-Wollen 
und einer schwer zu bewältigenden Gefühlslage, die 
stark von Scham und Trauer geprägt ist. Auch er dis-
tanziert sich klar: „Bis heute fällt es mir schwer, ihn 
als meinen Großvater zu bezeichnen. Darum halte 
ich es mit ihm, wie mein Vater es tat: und nenne ihn 

34	 Ebd., S. 11.

35	 Ebd.

36	 Leonie C. Wagner: Judith Hermann verfängt sich im 
Schweigen, in: NZZ v. 26.02.2026, S. 9.

37	 Lorenz Hemicker: Mein Großvater, der Täter, Berlin 
22025.

Ernst.“38 Anders als Hermann wählt er eine erzäh-
lend-dokumentarische Textform und verschränkt 
eine präzise, bis zu den Details reichende Recherche 
mit der Erzählung über die innerfamiliären Prozes-
se, die dabei aufkommen. Beide Texte zeigen einen 
empathischen Blick der Enkelgeneration auf ihre 
Eltern, die als – in diesem Fall Sohn, bei Herrmann 
Tochter – eine schwere Gefühlslast mit sich tragen. 

Der Großvater, Ernst Hemicker, war als be-
geisterter Nationalsozialist früh in die Partei ein-
getreten und hatte in verschiedenen Funktionen 
Karriere gemacht. Als Baudezernent beim Höheren 
SS- und Polizeiführer Ostland und Russland-Nord 
hatte er als Organisator der Massengräber bei Rum-
bula in Lettland maßgeblich mitgewirkt. Dort waren 
1941 in nur zwei Tagen von der SS über 27.000 jüdi-
sche Menschen, die meisten durch Erschießungen, 
ermordet worden. Hemicker rekonstruiert die 
Mitwirkung des Großvaters detailliert und kontext-
ualisiert seine persönlichen Taten mit dem Gesamt-
zusammenhang, beziffert die nationalsozialistischen 

38	 Ebd., S. 13.
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Verbrechen wissenschaftlich genau und ordnet sie 
politisch klar ein. Was Hemickers Aufarbeitung sehr 
respektabel macht, ist der Blick, der auch die Opfer 
einbezieht. „Mir ist bewusst, dass ich die unermess-
lichen Qualen der Opfer auf ihrem Marsch durch 
Eiseskälte und mit Todesangst nicht nachvollziehen 
kann. Aber wenigstens das Laufen, das will ich auf 
mich nehmen. Dabei fühle ich mich wie ein Pilger, der 
ein Stück von sich selbst finden, der Abbitte leisten 
will, wenn schon nicht für sich selbst, dann wenigs-
tens für seinen Vorfahren.“39 Das sind Gedanken, 
die viele der Nachkommen von Nazis beschäftigen 
dürften, auch wenn bzw. gerade weil es keinen 
„Freispruch“ für die Täter geben kann. Der Autor 
trifft auch auf einen Nachkommen der Opfer des 
Massakers – und hält diese Begegnung zumindest 
aus. Die Recherchen des Enkels erschöpfen sich 
nicht in Lettland, er verfolgt den weiteren Weg des 
Großvaters und stößt auf weitere Verbrechen, bis 
hin zu Tätigkeiten des Großvaters in einem Zwangs-
arbeiterlager im österreichischen Melk. Der Enkel 
zieht ein desillusioniertes Fazit: „Die Verbrechen im 
Baltikum waren nur eine Episode. Ernst blieb Teil der 
Vernichtungsmaschinerie. Bis zum Schluss.“40

Den Großvater erreichte in seinem auskömm-
lichen Leben in den 1960er Jahren spät noch eine 
Anklage „wegen Beihilfe zum Mord in über fünfund-
zwanzigtausend Fällen.41 Der Ton der Spurensuche 
ist präzise und im Ton sachlich – und widersteht der 
Gefahr des Selbstmitleids. 

Wie unterschiedlich auch die Herangehens-
weisen sein mögen, die Fragen, in diesem Fall der 
Enkel, gleichen sich weitgehend: Was hat er (/sie) 

39	 Ebd., S. 104.

40	 Ebd., S. 235.

41	 Vgl. ebd., S. 11.

wirklich zu verantworten? Wie konnte es sein, dass 
er/sie sich diesem mörderischen Regime verdungen 
hat? Wie gelungen oder weniger gelungen die Bei-
spiele sind, wird die Leserschaft selbst beurteilen. 
Welche Fragen man stellt und welche Haltung man 
zu der Vergangenheit der eigenen Familie einnimmt, 
ist letztlich eine individuelle Entscheidung. An den 
Fakten zu beschönigen gibt es jedoch nichts. 

Im Bereich der Kunst gibt es gute Beispiele für 
die Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit. 
Der Wiener Künstler Friedemann Arbel Derschmidt 
forscht mit künstlerischen Mitteln an den schwer 
zu tragenden Hinterlassenschaften der Geschich-
te. In seinem Projekt „Vielgeschichtig“ erzählen 
sich sechs Personen ihre Familiengeschichten von 
Opfern und Tätern, von Geheimnissen und trauma-
geschuldeten Brüchen in ihrer eigenen Biographie.42 
Das Einander-Zuhören mag ein Weg sein, mit der 
Vergangenheit offen umzugehen und mit ihr zu 
leben. 

Die Holocaust-Überlebende und Psychologin Eva 
Umlauf hat es auf den Punkt gebracht, warum das 
so wichtig ist:

„Doch es geht nicht um Schuld, nicht mehr. Es 
gibt keine Kollektivschuld. Die junge Generation 
trägt keine Schuld. Aber sie soll wissen, was war. Sie 
soll wissen, was Menschen einander antun können. 
Nur so kann demokratische Verantwortung, kann 
Wachsamkeit gegenüber Menschenfeindlichkeit 
und Autoritarismus entstehen.“43  

42	 Vgl. Friedemann Derschmidt: Sag Du es Deinem Kin-
de. Nationalsozialismus in der eigenen Familie, Wien 
22021, Projekt „Vielgeschichtig“, s. VIELGESCHICHTIG. 
6 Portraits | 31 Gespräche | 6 Sprachen | Friede-
mann Arbel Derschmidt [Stand: 26.06.2026]. 

43	 Vgl. Umlauf (wie Anm. 25), S. 98.
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PARLAMENTSSEMINAR

„DER LANDTAG ALS LERNORT“ – 
LANDTAGSPRÄSIDENTIN ILSE AIGNER ZUM 150. PARLAMENTS
SEMINAR ÜBER PARLAMENT UND POLITISCHE BILDUNG

Mit dem 150. Parlamentsseminar „Energiepolitik 
in Bayern“ feiert ein besonderes Format der Bay-
erischen Landeszentrale für politische Bildungs-
arbeit im Rahmen der Lehrkräftefortbildung 2026 
Jubiläum: Drei Tage lang erleben Lehrkräfte aller 
Schularten aus ganz Bayern im Maximilianeum 
den Bayerischen Landtag – vom Besuch der 
Plenarsitzung und einer Ausschusssitzung über 
Gespräche mit Abgeordneten aller Fraktionen bis 
hin zu Einblicken in Landtagsamt, Pressearbeit und 
Landtagspädagogik. 

Im Interview mit Einsichten und Perspektiven 
spricht Ilse Aigner, Präsidentin des Bayerischen 
Landtags, über den Landtag als Lernort, die Rolle 
von Lehrkräften als Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren politischer Bildung – und darüber, wie 
Schule und Parlament gemeinsam demokratische 
Resilienz stärken können.

Frau Präsidentin, viele Menschen kennen das 
Maximilianeum als markantes Gebäude über 
der Isar, aber nicht unbedingt als Arbeitsort des 
Parlaments. Wie würden Sie in wenigen Sätzen be-
schreiben, was im Bayerischen Landtag tagtäglich 
geschieht – und welche Rolle dieses Haus für die 
Demokratie im Freistaat spielt?
Ilse Aigner: Der Bayerische Landtag ist Verfassungs-
organ und der Ort schlechthin für die Demokratie 
in Bayern. Konkret ist er Ort der Debatten und der 
Entscheidungen für die Menschen im Freistaat. Die 
Abgeordneten sind von den Bürgerinnen und Bür-
gern gewählt, kommen aus allen Regionen Bay-
erns hierher, um Kompromisse zu finden, Gesetze 
zu beschließen und die Regierung zu kontrollieren 
– immer mit dem Ziel, das Beste für die Menschen 
zu erreichen. 

ILSE AIGNER 
Präsidentin des  
bayerischen Landtags

Foto: Stefan Obermeier
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Nach vielen Jahren in politischen Führungs- und 
Regierungsämtern stehen Sie heute als Landtags-
präsidentin an der Spitze des Parlaments. Wie hat 
dieses Amt Ihren Blick auf das Zusammenspiel von 
Parlament und Regierung verändert – gerade mit 
Blick darauf, was Schülerinnen und Schüler über 
„die Politik“ lernen sollten?
Ilse Aigner: Wichtig ist zu verstehen, dass das Zu-
sammenspiel entscheidend ist: Unsere Demokratie 
basiert eben bewusst darauf, dass nicht einer allein 
die Macht hat und nur die Regierung bestimmt. Das 
Parlament hat eine zentrale Rolle. Zugleich sind die 
Abgeordneten die Garantie dafür, dass Politik eben 
nicht abgehoben ist: Fast die Hälfte ist direkt ge-
wählt und sie betreuen einen Stimmkreis als An-
sprechpartnerin in den Regionen vor Ort. Wenn 
Schülerinnen und Schüler mitnehmen, dass sie ihre 
lokalen Abgeordneten auch direkt kontaktieren 
können, ist viel gewonnen.

Politische Bildung spricht oft davon, dass Demo-
kratie nicht nur eine Regierungsform, sondern 
auch eine Lern- und Lebensform ist. Welche spezi-
fische Aufgabe kann ein Landesparlament wie der 
Bayerische Landtag dabei übernehmen? 
Ilse Aigner: Durch verschiedene Angebote der Land-
tagspädagogik versuchen wir, politische Bildung nah-
bar zu machen und Demokratie verständlich zu ver-
mitteln. So können Schülerinnen und Schüler bei einem 
Landtagsbesuch z.B. auch an einer Plenarsitzung teil-
nehmen und mit Abgeordneten diskutieren. Beim Plan-
spiel „Der Landtag sind wir“ spielen sie ein exemplari-
sches Gesetzgebungsverfahren nach und schlüpfen 
in die Rolle von Parlamentarierinnen und Parlamenta-
riern. Hierbei müssen sie Mehrheiten finden, Kompro-
misse bilden und Abstimmungen durchführen – alles 
Bausteine einer gelebten Demokratie. Aber auch durch 
Projekte wie „Schule trifft Landtag“, bei dem ich in 
ganz Bayern Schulen besuche und mit Jugendlichen 
diskutiere, was Demokratie für sie bedeutet, möch-
ten wir einen Beitrag zur lebendigen Demokratiever-
mittlung leisten.

Beim Parlamentsseminar erhalten Lehrkräfte 
in drei Tagen einen sehr dichten Einblick: Be-
grüßung im Plenarsaal, Führung durch das Ma-
ximilianeum, Gespräche mit Regierungs- und 
Oppositionsfraktionen, Besuch einer Plenar-
sitzung, Teilnahme an einer Ausschusssitzung 
sowie Einblicke in Pressearbeit, Landtagsamt und 
Landtagspädagogik. Was lässt sich in diesem un-
mittelbaren Erleben des Parlaments vermitteln, 
was kein Buch und kein Video leisten kann? 

Ilse Aigner: Im Gespräch mit Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern des Parlamentsseminars höre ich 
immer wieder, wie wertvoll der direkte Kontakt mit 
Abgeordneten ist. Oft sind sie auch erstaunt, wie 
viele Abgeordnete – trotz voller Terminkalender – 
für die verschiedenen Gesprächsrunden zur Ver-
fügung stehen. Häufig ergibt sich im Anschluss an 
den offiziellen Teil die Möglichkeit, persönliche An-
liegen vorzubringen. Zudem macht es sicher einen 
Unterschied, ob man an einem Plenartag die Sit-
zung live verfolgen kann und die gesamte Stim-
mung im Haus miterlebt, oder ob man sich das per 
Überragung von zuhause aus ansieht. Nicht zu ver-
gessen ist auch das geschichtsträchtige Gebäude, 
das Maximilianeum, das man erst vor Ort bei einer 
Führung in allen Facetten erleben kann.

Das Programm macht die unterschiedlichen Rollen 
im politischen System deutlich sichtbar: Willens-
bildung in den Regierungsfraktionen, Funktion 
und Herausforderungen der Opposition, Rolle des 
Präsidiums sowie das Verhältnis von Parlament 
und Exekutive. Warum ist diese institutionelle 
Differenzierung gerade für Lehrkräfte so wichtig?
Ilse Aigner : Leider stellen wir immer wieder fest, 
dass das Wissen um das Prinzip der Gewalten-
teilung, ein Kernelement der Demokratie, nicht bei 
allen unseren Besucherinnen und Besuchern diffe-
renziert vorhanden ist. Daher ist es umso wichti-
ger, dass an den Schulen diese Differenzierung ver-
mittelt wird. In der Öffentlichkeit wird oft stärker 
die Exekutive wahrgenommen. Auch vor diesem 
Hintergrund ist es entscheidend, die Rolle der Le-
gislative deutlich zu machen. Lehrkräfte können 
hier einen wichtigen Beitrag leisten.

Bei Ihnen selbst scheint das Parlamentsseminar 
einen hohen Stellenwert zu genießen, da Sie 
und/oder Ihre Stellvertreter stets präsent sind; 
etwa beim kleinen Stehempfang am zweiten 
Abend oder in einem der Panels, bei dem die Rolle 
des Präsidiums besprochen wird. Was nehmen 
Sie aus diesen Begegnungen mit in Ihren politi-
schen Alltag – und was wünschen Sie sich, dass 
die Teilnehmenden aus dem Gespräch mit Ihnen 
mitnehmen?
Ilse Aigner : Die Teilnehmenden kommen natur-
gemäß durch ihren Beruf mit einem sehr hohen 
Maß an Wissen in den Landtag. Gerade die Tiefe der 
Fragen beeindruckt mich da jedes Mal und stimmt 
mich sehr optimistisch: Wenn sie mit dieser Be-
geisterung zugleich in die Schulen zurückgehen und 
das an die Jugendlichen weitergeben, mache ich mir 
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keine Sorgen um die politische Bildung in unserem 
Freistaat. 

Die Bayerische Landeszentrale für politische 
Bildungsarbeit feierte letztes Jahr ihr 70-jähri-
ges Bestehen. Was bedeutet Ihnen diese Institu-
tion als Partnerin des Landtags – und wie hat sich 
aus Ihrer Sicht der Stellenwert politischer Bildung 
in diesen Jahrzehnten verändert?
Ilse Aigner: Wir führen schon seit etlichen Jahren, 
ja sogar seit Jahrzehnten, viele gemeinsame Pro-
jekte mit der Bayerischen Landeszentrale für politi-
sche Bildungsarbeit durch – seien es die „Juniorwahl 
zur Landtagswahl“, die Parlamentsseminare oder 
verschiedenste Veranstaltungen. Auch bei unserer 
Ausstellungsreihe „Orte der Demokratie in Bayern“ 
ist die Landeszentrale über den wissenschaftlichen 
Beirat mit dabei. Gemeinsam verbindet uns das Ziel, 
politische Bildung zu vermitteln und die Demokratie 
zu stärken. Für diese Zusammenarbeit bin ich sehr 
dankbar. Denn der Stellenwert der politischen Bil-
dung ist nach wie vor hoch, und dies muss auch so 
bleiben – gerade in Zeiten, in denen es weltweit zu 
Gefährdungen der Demokratie kommt. Verändert 
hat sich in den letzten Jahren, dass durch Social 
Media und die Digitalisierung neue Chancen, aber 
auch neue Herausforderungen entstanden sind. Auf 
diese muss politische Bildung mit entsprechenden 
Formaten reagieren.

Während des Seminars diskutieren die Teilneh
merinnen und Teilnehmer immer ein sehr konkre-
tes Politikfeld mit Abgeordneten aller Fraktio-
nen. Wie kann die Verbindung von Fachthema und 
Systemverständnis Lehrkräften helfen, politische 
Prozesse im Unterricht anschaulicher zu machen?
Ilse Aigner : Auf den ersten Blick mag es oft ein-
fach erscheinen, Lösungen zu finden. Doch Politik 
ist sehr komplex und es existieren unterschiedliche 

Vorstellungen im Parlament und bei den Fraktionen, 
wie man den Herausforderungen begegnet. So wird 
in den Ausschüssen oft lange um die beste Lösung 
gerungen, Experten können angehört werden, Kom-
promisse müssen gefunden werden. Anhand eines 
konkreten Beispiels lassen sich diese Abläufe im 
Unterricht anschaulicher vermitteln.

Viele Lehrkräfte berichten, dass Schülerinnen und 
Schüler Politik vor allem als „Regierungshandeln“ 
wahrnehmen. Welche Anregungen würden Sie 
den Teilnehmenden des Parlamentsseminars 
mitgeben, damit der parlamentarische Teil der 
Demokratie – Verfahren, Mehrheiten, Kontrolle – 
im Unterricht stärker sichtbar wird?
Ilse Aigner: Wie bereits erwähnt, sehen auch wir uns 
immer wieder mit diesem Sachverhalt konfrontiert. 
Doch das Parlament wird nicht umsonst als „Herz-
kammer der Demokratie“ bezeichnet, handelt es 
sich doch um die Volksvertretung. Somit hat jeder 
Bürger, jede Bürgerin mit Erreichen des Wahlalters 
die Möglichkeit mitzubestimmen, wer seine bzw. 
ihre Interessen vertritt. Auch den Schülerinnen und 
Schülern muss bewusst gemacht werden, welchen 
Wert diese freien Wahlen in unserer Demokratie 
haben – zum Beispiel konkret durch die Wahlen der 
Klassen- oder Schülersprecher und -sprecherin-
nen. Und durch die Teilnahme an Projekten wie der 
„Juniorwahl“ können sie schon vor dem 18. Lebens-
jahr erleben, was Parlamentswahlen bedeuten.

Betrachtet man die Geschichte des Parlamen
tarismus, wird außerdem deutlich, welche Meilen-
steine auf dem Weg zu einer Demokratie mit der 
Verankerung von Volksvertretungen gesetzt wor-
den sind. Auch wenn die Verfahren in einer parla-
mentarischen Demokratie manchmal umständlich 
erscheinen, zeigt ein Blick in autoritäre Regime, wie 
wichtig Kontrolle und Oppositionsrechte sind. Und 
hier finden sich – leider – viele aktuelle Beispiele, die 
man im Unterricht aufgreifen könnte. 

Im Programm finden sich auch Gesprächsinseln zu 
schulartspezifischen Fragen mit Vertreterinnen 
und Vertretern des Kultusministeriums und 
des Instituts für Schulqualität und Bildungs-
forschung (ISB) sowie eine eigene Einheit zur 
Landtagspädagogik mit Angeboten für Schul-
klassen. Wie wichtig ist Ihnen diese Brücke zwi-
schen Landtag, Bildungsverwaltung und konkre-
ter Unterrichtspraxis?
Ilse Aigner: Diese Verzahnung ist entscheidend: Nur 
wenn die Lehrerinnen und Lehrer wissen, welche 
Angebote es im Bereich der politischen Bildung gibt, 

Im Rahmen 
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können sie diese nutzen – und so tolle Projekte mit 
den Schülerinnen und Schülern machen oder einen 
Landtagsbesuch planen. Der schulartenspezifische 
Austausch bei den Gesprächsinseln ermöglicht es 
zudem, ganz konkret – je nach Schulart und Situation 
an der Schule – Probleme oder Herausforderungen 
direkt anzusprechen und gemeinsam nach Lösun-
gen zu suchen. Auf beiden Seiten, der Bildungsver-
waltung und den Lehrkräften, kann somit auch das 
gegenseitige Verständnis erhöht werden.

Sie moderieren die Debatten im Plenarsaal und 
erleben die politische Auseinandersetzung aus 
nächster Nähe. Wie hat sich die parlamentari-
sche Streitkultur in den vergangenen Jahren ver-
ändert – und was davon halten Sie für besonders 
lehrreich, wenn Lehrkräfte mit ihren Klassen eine 
Plenarsitzung besuchen?
Ilse Aigner: Der Ton im Parlament ist insgesamt erst 
einmal rauer geworden. Einerseits hat das natür-
lich mit der AfD-Fraktion zu tun. Denn gerade wäh-
rend der Corona-Jahre und in der Zeit vor der letzten 
Landtagswahl fielen deren Abgeordnete oft durch 
Provokationen auf. Das hat sich auch in einer hohen 
Zahl von Rügen gezeigt. Und die Reaktionen der an-
deren Fraktionen darauf waren nicht nur sanft. 

Seither hat sich die Lage aber verändert: Wir 
haben härtere Ordnungsmaßnahmen eingeführt 
– auch Ordnungsgelder. Nun haben wir weniger ver-
bale Entgleisungen oder Beleidigungen festgestellt. 
Zum anderen haben sich die politischen Debatten 
insgesamt etwas verändert: Manche Kritik muss 
man auch aussprechen dürfen und aushalten.

Diese Frage der Debattenkultur vor einem Land-
tagsbesuch zu thematisieren, ist sicherlich hilfreich 
– genauso wie die Einordnung, warum Abgeordnete 
an einem Plenartag parallel Termine haben – wie z.B. 
bei Gesprächen mit dem Parlamentsseminar oder 
bei Schülergruppen. Auch die Rolle einer Plenar-
debatte – eben Öffentlichkeit herzustellen für die 
besprochenen Themen – sollten die Jugendlichen 
schon im Hinterkopf haben. 

In der politischen Bildungsarbeit ist viel vom Ver-
trauensverlust in Institutionen die Rede. Wel-
che Ursachen sehen Sie dafür, und welchen Bei-
trag kann der Landtag – auch über Formate wie 
das Parlamentsseminar – leisten, um Vertrauen in 
parlamentarische Verfahren zurückzugewinnen?
Ilse Aigner: Für Vertrauen braucht es erst einmal 
Wissen: Wer die Verfahren und Abläufe kennt und 
auch die historischen Gründe, warum unser poli-
tisches System so aufgebaut ist, versteht die 

Zusammenhänge. Dieses Wissen ist in unserer Ge-
sellschaft – quer durch die Altersgruppen – längst 
nicht überall vorhanden. Das Parlamentsseminar 
ist dafür ideal: Die Teilnehmenden lernen zudem die 
Menschen innerhalb der Institutionen kennen und 
können dann den Schülerinnen und Schülern be-
richten, wie sehr die Menschen in der Politik ver-
suchen, das bestmögliche für die Bürgerinnen und 
Bürger zu erreichen. 

Extremistische Tendenzen, Verschwörungser
zählungen und Hass gegen Mandatsträgerinnen 
und Mandatsträger beschäftigen sowohl Parla-
mente als auch Schulen. Was kann aus Ihrer Sicht 
die gemeinsame Aufgabe von Landtag und politi-
scher Bildung sein, um Jugendlichen die Grenzen 
demokratischer Streitkultur und den Umgang mit 
demokratiefeindlichen Positionen zu vermitteln?
Ilse Aigner: Leitschnur muss immer unser Grund-
gesetz sein: Wenn man politische Positionen daran 
misst und die Jugendlichen schult, die politischen 
Forderungen daraufhin abzuklopfen, ob sie – zu 
Ende gedacht – mit den Werten des Grundgesetzes 
kollidieren, ist unheimlich viel gewonnen. Und wir 
können gemeinsam aufzeigen, was Demokratie im 
Alltag bedeutet: Demonstrieren gehen, die eigene 
Meinung sagen, den Beruf selbst wählen, über das 
eigene Leben eben selbst entscheiden – all das sind 
Errungenschaften der Demokratie, die vielleicht für 
manche schon zu selbstverständlich sind. 

Wenn wir anlässlich des 175. oder 200. Parla-
mentsseminars erneut miteinander sprechen 
würden: Woran würden Sie persönlich messen, 
dass der Bayerische Landtag – im Zusammen-
spiel mit der Landeszentrale und den Schulen – 
dazu beigetragen hat, die demokratische Kultur 
und politische Bildung in Bayern nachhaltig zu 
stärken?
Ilse Aigner : Ich persönlich bin ein Zahlenmensch: 
Mich beeindruckt allein die Anzahl der Schülerin-
nen und Schüler, die wir – über die Lehrkräfte – am 
Ende erreichen. Denn hochgerechnet mit der Anzahl 
der Parlamentsseminare, den Teilnehmenden und 
jeweils mehreren Klassen, die sie wiederum unter-
richten, dürften wir da in einem deutlich sechs- bis 
siebenstelligen Bereich landen. Und wenn von die-
ser Million Schülerinnen und Schülern bei einigen das 
Vertrauen in die Demokratie gestärkt wurde, wovon 
ich überzeugt bin, ist das eine nachhaltige Stärkung. 

Das Interview führte Kilian Miethaner im  
Juni 2026. 
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PARLAMENTSSEMINAR

„DER LANDTAG ALS LERNORT“ – 
RUPERT GRÜBL, DIREKTOR DER BAYERISCHEN LANDESZENTRALE 
FÜR POLITISCHE BILDUNGSARBEIT, ZUM 150. PARLAMENTS
SEMINAR ÜBER PARLAMENT UND POLITISCHE BILDUNG

Seit über 70 Jahren ist die Bayerische Landes-
zentrale für politische Bildungsarbeit eine zent-
rale Institution, wenn es darum geht, Demokratie 
verständlich und erfahrbar zu machen und nach-
wachsende Generation dafür zu begeistern – in 
Schule, außerschulischer Bildung und Öffentlichkeit.  

Im Interview mit Einsichten und Perspektiven 
spricht Direktor Rupert Grübl über die Rolle der 
Landeszentrale nach 70 Jahren, das Parlaments-
seminar als „Lernlabor Demokratie“ für Lehrkräfte 
und die Frage, welche politische Bildung Schulen 
heute besonders benötigen.

Herr Grübl, wenn Sie Ihre Aufgabe als Direk-
tor der Bayerischen Landeszentrale für poli-
tische Bildungsarbeit in wenigen Sätzen be-
schreiben müssten: Was ist der Kernauftrag der 
Landeszentrale – gerade mit Blick auf Schule und 
Unterricht?
Rupert Grübl: Unsere Demokratie lebt vom Enga-
gement und den Ideen jedes Einzelnen. Alle kön-
nen etwas zu einem gelungenen Zusammenleben 
beitragen. Und jeder Beitrag ist wertvoll. Wir sind 
der festen Überzeugung, dass unsere Demokratie 
es wert ist, für sie einzustehen. Dazu gehört auch, 
neue Entwicklungen wahrzunehmen und ent-
sprechende Veränderungen zuzulassen – so lange 
sie dem Wohle aller dienen und im Rahmen der 
Rechtsstaatlichkeit bleiben. Dieser Rahmen ermög-
licht es allen Bürgerinnen und Bürgern in Freiheit, 
Sicherheit und Gleichheit zu leben.

Mit unseren Projek ten sensibil isieren wir 
für politische Themen. Mit fundierten Informa-
tionen liefern wir die Grundlage für sachliche, 
faktenbasierte Diskussionen. Dabei zeigen wir 
an historischen und aktuellen Beispielen exem-
plarisch Entwicklungen auf und fördern damit 

RUPERT GRÜBL  
Direktor der Bayerischen 
Landeszentrale für  
politische BildungsarbeitFoto: Cornelia Banasik
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ein kritisches Bewusstsein für die Gegenwart. 
Mit speziellen Angeboten für junge Menschen 
versuchen wir gemeinsam mit anderen Bildungs-
einrichtungen ein Bewusstsein für die eigene 
Rolle in unserer Demokratie zu schaffen. Denn 
Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit. 
Demokratische Prozesse müssen erlernt werden. 
Und damit das Handwerkszeug, um sich in einer 
komplexen Welt zurechtfinden und Positionen – 
auch die eigenen – kritisch hinterfragen zu können. 
Wir schaffen Raum für Austausch und Vernetzung, 
wobei in den Gesprächen auch immer Hand-
lungsoptionen aufgezeigt werden. Wir sprechen 
Probleme offen an und suchen gemeinsam nach 
Lösungen. Oberste Priorität hat hier die Praxistaug-
lichkeit, damit Projekte auch tatsächlich umgesetzt 
werden und wir engagierte Personen, Gruppen und 
Organisationen unterstützen können.

Als Direktor der Bayerischen Landeszentrale 
habe ich die Aufgabe, die Behörde in allen Belangen 
nach außen zu vertreten und meinen Beitrag zu 
einer konstruktiven, vertrauensvollen Zusammen-
arbeit mit unserer obersten Dienstbehörde, dem 
Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus, zu leisten. Innerhalb der BLZ habe ich alle 
Projekte inhaltlich zu begleiten, zu koordinieren und 
letztendlich auch zu verantworten.

Die Bayerische Landeszentrale für politische 
Bildungsarbeit besteht seit über 70 Jahren. Wie 

hat sich aus Ihrer Sicht in dieser Zeit das Ver-
ständnis von politischer Bildung verändert – und 
was sind Konstanten, die sich durch alle Jahr-
zehnte ziehen?
Rupert Grübl : Zunächst ist festzustellen, dass 
politische Bildung in den letzten Jahrzehnten eine 
stetig zunehmende Bedeutung erfahren hat. Dies 
zeigt sich u.a. in der personellen wie auch in der fi-
nanziellen Ausstattung der BLZ. Während die Bay-
erische Zentrale für Heimatdienst (so hieß die 
Behörde von ihrer Gründung 1955 bis zu ihrer Um-
benennung im Jahr 1963) zunächst eine „One-Man-
Show“ war, arbeiten heute ca. 40 Personen in der 
BLZ. Zunächst beschränkte sich das Angebot auf 
Filme, die im Kinovorprogramm präsentiert wur-
den und auf Publikationen. In diesen Publikationen 
ist gleichzeitig auch eine Konstante zu sehen, denn 
nach wie vor stellen sie einen wichtigen Teil unseres 
Angebotes dar. Daneben müssen heutzutage aber 
auch digitale Angebote, z.B. in Form von Webinaren, 
Planspielen oder Games, treten. Es gilt, eine Aus-
gewogenheit zwischen analogen und digitalen For-
maten zu finden. 

Auch hat sich die Vorstellung von einer idealen 
Ausprägung von Demokratie verändert: Demo-
kratie darf sich heute nicht mehr auf Teilnahme an 
Wahlen beschränken. Auch politische Bildung muss 
vermitteln, dass Demokratie ein immerwährender 
partizipativer Prozess ist, an dem alle Bürgerin-
nen und Bürger teilhaben können und sollen – ein 
Prozess allerdings, der neben Kenntnissen ebenso 
Engagement voraussetzt.

Eine wichtige Veränderung lässt sich an dem 
Begriff „aufsuchende politische Bildung“ fest-
machen. Wir dürfen unsere Arbeit nicht mehr vor 
allem in unseren Büros ausüben, sondern müssen 
mit möglichst vielen Menschen in Kontakt kommen. 
Hierzu ist die BLZ z.B. mit Ständen an großen Musik-
festivals (Superbloom, Rock im Park) vertreten.

Lehrkräfte sehen sich zunehmend mit Polarisie-
rung, Desinformation und einer gewissen Politik-
verdrossenheit konfrontiert. Welche Kompeten-
zen sind aus Ihrer Sicht heute besonders wichtig, 
wenn es um politische Bildung im Klassenzimmer 
geht?
Rupert Grübl: Alle bayerischen Lehrkräfte – un-
abhängig davon, an welcher Schulart oder wel-
che Fächer sie unterrichten – haben ihre Schüle-
rinnen und Schüler „im Geiste der Demokratie, in 
der Liebe zur bayerischen Heimat, und zum deut-
schen Volk und im Sinne der Völkerversöhnung zu 
erziehen.“ Das ist ein klarer und eindeutiger Auftrag 

Der Steh-
empfang ist 
ein fester Be-
standteil der 
Parlaments-
seminare, bei 
dem die Teil-
nehmenden in 
einen interes-
santen Aus-
tausch mit den 
Abgeordneten 
verschiedener 
Fraktionen 
kommen.

Foto: BLZ
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Die Sprecherin-
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Landtag neh-
men Stellung zu 
den zahlreichen 
Fragen der teil-
nehmenden 
Lehrkräfte.

Foto: BLZ

der Verfassung des Freistaates Bayern (Art. 131 BV). 
Um diesem Auftrag nachkommen zu können, müs-
sen die Lehrerinnen und Lehrer entsprechend ge-
schult werden. Die Anforderungen hierzu haben 
sich im Laufe der letzten Jahre deutlich verändert 
und erschwert. Neben anderen Institutionen bietet 
die BLZ eine Vielzahl von Formaten an, um die Lehr-
kräfte bei dieser anspruchsvollen und wichtigen 
Aufgabe zu unterstützen. Das Wichtigste ist aber 
eine unmissverständliche Positionierung zur frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung unseres 
Landes. Das Vorbild als wichtiges pädagogisches 
Mittel darf nicht unterschätzt werden. Gleichzeitig 
hat sich politische Bildung immer an die Grundsätze 
des Beutelsbacher Konsenses aus dem Jahr 1976 

zu halten, die eine Indoktrination von Schülerinnen 
und Schülern verbieten und der unter anderem vor-
gibt, dass Kontroverses stets auch kontrovers dar-
gestellt werden muss.

Extremistische Tendenzen, Verschwörungs-
erzählungen und Hass gegenüber Mandats-
trägerinnen und Mandatsträgern werden auch in 
Schulen wahrgenommen. Welche Rolle sehen Sie 
hier für die Landeszentrale – und inwiefern kön-
nen Parlamentsseminare ein Forum sein, in dem 
Lehrkräfte Strategien und Haltungen im Umgang 
damit entwickeln?
Rupert Grübl : Die in der Frage skizzierte Ent-
wicklung ist nicht nur bedauerlich, sondern äu-
ßerst gefährlich – für unsere Gesellschaft und für 
die Demokratie insgesamt. Umso wichtiger ist es, 
dass wir uns dieser Entwicklung entgegenstellen, 
auch in den Schulen. Dabei müssen die Lehrkräfte 

darin bestärkt werden, dass ihr Handeln zwar stets 
überparteilich sein muss, nie aber steril-neutral sein 
darf! Im Sinne einer abwehrbereiten, wehrhaften 
Demokratie, so wie sie in unserem Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland festgeschrieben 
ist, müssen wir extremistische, menschenfeind-
liche, rassistische und verfassungsfeindliche Posi-
tionen als solche deutlich machen und bekämpfen. 
Parlamentsseminare sind ein sehr gut geeigneter 
Ort, um Lehrkräfte hierbei zu unterstützen und zu 
bekräftigen.

Wenn Sie auf 150 Parlamentsseminare zurück-
blicken: Was hat sich an den Fragen und Er-
wartungen der Lehrkräfte verändert?

Rupert Grübl : Die Parlamentsseminare, die die 
BLZ zusammen mit dem Bayerischen Landtag or-
ganisiert und durchführt, erfreuen sich seit Jahr-
zehnten großer Beliebtheit bei den bayerischen 
Lehrkräften. Dies zeigt sich darin, dass wir stets 
eine überwältigend große Nachfrage haben. Die 
Seminare dienen dazu, Lehrkräfte die Möglichkeit 
zu geben, die Herzkammer der bayerischen Demo-
kratie – den Landtag, die Legislative – vor Ort und 
live kennenzulernen. Besonders wichtig ist dabei 
die persönliche Begegnung mit den Abgeordneten. 
Dabei kommt es stets zu konstruktiv-kritischen 
Gesprächen: sozusagen eine Win-win-Situation. 
Lehrerinnen und Lehrer können ihre Anliegen vor-
bringen und die Abgeordneten erfahren diese aus 
erster Hand. 

Das Interview führte Kilian Miethaner im 	  
Juni 2026. 
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Zentrale Bühne 
multilateraler 
Diplomatie: Der 
UN-Sicherheits-
rat mit Sitz in 
New York
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Für zwei Deutsche muss das am 3. Juni 2026 
vermeldete Ergebnis der Abstimmung in der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
(VN) über die Besetzung der fünf Nicht-Ständi
gen Sitze im VN-Sicherheitsrat für die Jahre 
2027/28 besonders schmerzhaft gewesen sein: 
Für Außenminister Johann Wadephul (CDU), der am 
Tisch der deutschen Delegation saß und dessen 

Diplomatinnen und Diplomaten sich in den voran-
gegangenen Monaten und Jahren intensiv um die 
Unterstützung  der deutschen Kandidatur bei den 
übrigen 192 Mitgliedstaaten der Weltorganisation 
bemüht hatten. Aber auch für die Präsidentin der 
80. Generalversammlung, Annalena Baerbock, die 
das Stimmergebnis zu verkünden hatte und in deren 
Verantwortung als damalige Außenministerin Start 

VEREINTE NATIONEN

TROTZ RÜCKSCHLAG DEN 
MULTILATERALEN KURS HALTEN 
ZUR DEUTSCHEN POLITIK IN DEN VEREINTEN NATIONEN 
NACH DER GESCHEITERTEN WAHL ZUM SICHERHEITSRAT

von Sven Bernhard Gareis
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und Ausrichtung der deutschen Wahlkampagne 
unter den Begriffen „Respekt. Gerechtigkeit. Frie-
den“ (Respect. Justice. Peace) gefallen war.

Deutschland war für einen der zwei Sitze an-
getreten, welche der Regionalgruppe der West-
europäischen und anderen Staaten (Western 
European and Others Group, WEOG) zustehen – im 
Wettbewerb mit Österreich und Portugal, die ihre 
Kandidaturen bereits 2011 bzw. 2013, also lange 
vor Deutschland, eingebracht und aktiv verfolgt 
hatten. In geheimer Abstimmung wurde Deutsch-
land mit nur 104 Stimmen hinter Portugal (134) und 
Österreich (131) bereits im ersten Wahlgang aus 
dem Rennen geworfen.1 

Der Wahlausgang trifft Deutschland auch des-
halb hart, weil die VN der jungen Bundesrepublik 
bereits in den 1950er Jahren ein bedeutendes 
Forum boten, sich vom Paria der Weltpolitik zu 
einem wieder geachteten, zuverlässigen und 
(auch finanziell) stark engagierten Mitglied der 
Staatengemeinschaft entwickeln zu können. Nach 
der 1973 gemeinsam mit der DDR erfolgten Auf-
nahme in die VN erzielten erst die Bundesrepublik 
und dann das wiedervereinigte Deutschland ab 
1990 immer Spitzenergebnisse bei Wahlen, etwa 
zum Sicherheitsrat oder zur früheren Menschen-
rechtskommission (MRK) bzw. ab 2006 zum VN-
Menschenrechtsrat. Diese Ergebnisse waren immer 
Ausdruck für die hohe Wertschätzung, die das Land 
in der Völkergemeinschaft genießt.2 

Das deutsche Scheitern 2026 zeigt, dass es 
dem Land nicht gelungen ist, sich in der von Krisen 
und Kriegen geschüttelten Weltorganisation glaub-
haft als politische Brückenbauerin und Anwältin 
multilateraler Kooperation zu präsentieren – also 
gerade in den Rollen, in denen die deutsche Politik 
über die Jahrzehnte einige Erfahrung gesammelt 
und Erfolge verbucht hat. 

Trotz des Rückschlags wird Deutschland seine 
Unterstützung für die VN und seinen eigenen multi-
lateralen Kurs nicht nur aufrecht halten, sondern 
weiter intensivieren müssen, um verlorenes Ver-
trauen wiederzugewinnen. Stabilität und Wohl-
stand der Exportnation Deutschland sind aufs 

1	 „General Assembly Elects Austria, Kyrgyzstan, 
Portugal, Trinidad and Tobago, Zimbabwe to Security 
Council”, Meetings Coverage and Press Releases 
GA/12762, 03.06.2026. https://press.un.org/
en/2026/ga12762.doc.htm [Stand: 15.06.2026].

2	 Sven Bernhard Gareis: Deutschlands Außen- und 
Sicherheitspolitik, Opladen/Toronto 32021, S. 193 f.

Engste verknüpft mit verlässlichen regelbasierten 
Beziehungen im Internationalen System, deren 
Grundlage die VN-Charta bildet. 

Es gilt daher, die Gründe für das deutsche Schei-
tern zu untersuchen und daraus Folgerungen für die 
weitere VN-Politik des Landes abzuleiten. 

Wahlverfahren und Bewerber

Der Sicherheitsrat besteht gemäß Art. 23 Abs. 1 
VN-Charta aus fünf Ständigen Mitgliedern (China, 
Frankreich, Russland, den USA und dem Vereinigten 
Königreich) sowie zehn Nicht-Ständigen Mitgliedern, 
deren Sitze eine „[…] angemessene geographische 
Verteilung […]“3 widerspiegeln müssen. Die General-
versammlung wählt hierzu jährlich fünf der zehn 
Nicht-Ständigen Mitglieder nach einem fest-
gelegten Schema für deren Zugehörigkeit zu den 
fünf Regionalgruppen der Organisation.4 Demnach 
sind für die in ungeraden Jahren beginnenden Mit-
gliedschaften stets die beiden Sitze der WEOG neu 
zu besetzen, zudem je ein Sitz für Afrika, Asien und 
Lateinamerika.  Nach Art. 18 Abs. 2 VN-Charta be-
darf es zur Wahl einer „Zweidrittelmehrheit der an-
wesenden und abstimmenden Mitglieder“, was bei 
Beteiligung aller 193 Mitgliedstaaten 129 Stimmen 
entspricht.5 Häufig, aber keinesfalls immer, einigen 
sich die Mitgliedstaaten innerhalb der Regional-
gruppen auf eine den zu vergebenden Sitzen ent-
sprechende Zahl von Kandidaten (sog. clean slates), 
so dass das Wahlverfahren rasch durchgeführt 
werden kann. Ist dies nicht der Fall, können meh-
rere Wahlgänge erforderlich werden. Für Afrika 
und Lateinamerika traten als einzige Kandidaten 

3	 Art. 23 Abs. 1 der Charta der Vereinten Nationen. 
https://unric.org/de/die-charta-der-vereinten-na-
tionen/#kapitelv [Stand: 15.06.2026].

4	 Regel 142 der Geschäftsordnung der Generalver-
sammlung. https://www.un.org/en/ga/about/
ropga/pdf/A_520_Rev.21.pdf#page=66 [Stand: 
15.06.2026].

5	 Regel 126 der Geschäftsordnung der Generalver-
sammlung legt fest: „Als ‚anwesende und abstim-
mende Mitglieder‘ im Sinne dieser Geschäftsord-
nung gelten Mitglieder, die eine Ja- oder Neinstimme 
abgeben. Mitglieder, die sich der Stimme enthalten, 
gelten als nicht abstimmende Mitglieder.“ Dies be-
deutet, dass die Zahl der für die Wahl erforderlichen 
Stimmen etwas sinken kann, wenn einige Staaten 
nicht an der Abstimmung teilnehmen oder sich 
enthalten. 
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Zimbabwe sowie Trinidad und Tobago an, um den 
asiatischen Sitz bewarben sich Kirgisistan und die 
Philippinen, welche im vierten Wahlgang dem klei-
neren Konkurrenten unterlagen.

Vor einer solchen Wettbewerbssituation stand 
auch Deutschland, als es am 3. Juni 2026 in gehei-
mer Wahl gegen Österreich und Portugal antrat: 
zwei angesehene, in der internationalen Gemein-
schaft bestens vernetzte EU-Staaten, beide seit 
1955 VN-Mitglieder mit bislang je drei Nicht-Ständi-
gen Mitgliedschaften im Sicherheitsrat. 

Österreich, das seine Eigenschaft als neutrales 
Land gegenüber den beiden NATO-Staaten Deutsch-
land und Portugal herausstellte, beherbergt in Wien 
einen der vier Hauptsitze der VN6 sowie zahlreiche 
wichtige Sonderorganisationen wie etwa die Inter-
nationale Atomenergiebehörde (IAEO) und die Orga-
nisation für Industrielle Entwicklung (UNIDO) oder 
das Büro zur Drogen- und Kriminalitätsbekämpfung 
(UNODC). Mit Kurt Waldheim stellte das Land von 
1972 bis 1981 den VN-Generalsekretär, der aktuelle 
Hochkommissar für Menschenrechte, Volker Türk, 
ist Österreicher und in sechs der elf laufenden VN-
Friedensmissionen sind rund 180 Angehörige des 
Bundesheeres im Einsatz.7

Portugal präsentierte sich als globaler Cham-
pion für internationale Solidarität und, aufgrund 

6	 Neben New York, Genf und Nairobi.

7	 https://peacekeeping.un.org/en/austria [Stand: 
15.06.2026].

seiner geografischen Lage, als ein Ort der Ver-
netzung von Völkern, Staaten und Kulturen.8 Sein 
ehemaliger Ministerpräsident António Guterres war 
von 2005 bis 2015 VN-Hochkommissar für Flücht-
linge (UNHCR) und amtiert seit 2017 als neunter VN-
Generalsekretär. Portugal blickt ebenfalls auf eine 
lange Tradition in der Friedenssicherung zurück und 
ist 2026 mit 170 Kräften an drei Missionen beteiligt.9

Dies war keine einfache Konstellation für 
Deutschland. Doch angesichts der zerrissenen 
Weltlage und der vor allem von den USA unter 
der zweiten Präsidentschaft Donald Trumps ver-
ursachten Finanz- und Ressourcenkrise der VN 
hatte Deutschland, das seine Rolle als stabiler und 
leistungsfähiger Partner in den Bemühungen um 
nachhaltige Entwicklung sowie als der mit jährlich 
über vier Milliarden Dollar zweitgrößte Financier 
der VN herausstellte, eine respektable Ausgangs-
position. Sein spektakuläres Scheitern in der ersten 
Runde ist auf das Zusammenkommen einer ganzen 
Reihe von Gründen zurückzuführen, deren wichtigs-
te im folgenden Abschnitt betrachtet werden. 

Gründe für Deutschlands Scheitern

In den Debatten um die Niederlage bei der Ab-
stimmung in der Generalversammlung steht meist 
die späte Bewerbung Deutschlands um einen Nicht-
Ständigen Sitz im Vordergrund. Tatsächlich hatte 
Österreich unmittelbar nach seiner Ratsmitglied-
schaft 2009/10 im Februar 2011 seine Bewerbung 
für den Zeitraum 2027/28 eingereicht,10 Gleiches tat 
Portugal nach seiner gemeinsam mit Deutschland 
geleisteten Mitgliedschaft in den Jahren 2011/12.11 
Seit ihrer zweiten Mitgliedschaft im Sicherheits-
rat noch vor der Wiedervereinigung 1987/88 hat 
die Bundesrepublik Deutschland ihre Amtszeiten 
in einem regelmäßigen Rhythmus von acht Jahren 
angetreten.12 Das inoffizielle Werben Deutschlands 

8	 https://portugal4unsc.com/where-we-stand/ 
[Stand: 15.06.2026].

9	 https://peacekeeping.un.org/en/portugal [Stand: 
15.06.2026].

10	 https://www.bundeskanzleramt.gv.at/dam/
jcr:b38070bd-7257-4199-b2e9-bf2bc1587182/13_9_
mrv.pdf [Stand: 15.06.2026].

11	 https://onu.missaoportugal.mne.gov.pt/en/candi-
datures [Stand: 15.06.2026].

12	 1995/96, 2003/04, 2011/12 und 2019/20.

Große Freude 
bei der öster-
reichischen De-
legation nach 
der erfolg-
reichen Wahl als 
Nicht-Ständiges 
Mitglied in den 
UN-Sicherheitsrat

Foto: Picture Alli-
ance/Zumapress.
com/Fotografin: 
Bianca Otero



2 | 26  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  53

um Unterstützung der Kandidatur für die Jahre 
2027/28 hatte daher schon lange begonnen, bevor 
der damalige Bundeskanzler Olaf Scholz diese wäh-
rend des von Deutschland und Namibia maßgeblich 
vorbereiteten VN-Zukunftsgipfels im September 
2024 offiziell bekanntgab. Am 4. Dezember 2024 
startete VN-Botschafterin Antje Leendertse dann 
in New York die Kampagne, mit der sich Deutschland 
unter den Stichworten „Respect. Justice. Peace“13 
der Staatengemeinschaft präsentierte.

Dennoch hatte die späte Bewerbung Deutsch-
lands Folgen: Für Portugal ergab sich eine als 
praktisch gesichert geltende Wahl, weil eine Mit-
gliedschaft zweier deutschsprachiger und zentral-
europäischer Staaten als äußerst unrealistisch 

erscheinen musste. Es lief also von Beginn an auf 
ein Duell zwischen Deutschland und Österreich 
hinaus. In diesem konnte der vermeintlich Kleinere 
sein diplomatisches Geschick erfolgreich einsetzen, 
sei es durch die Entsendung hochrangiger Emissäre 
zu Staaten des sog. „Globalen Südens“, dem Ab-
schluss transaktionaler Verabredungen bei Wahlen 

13	 Zur Kampagne siehe: https://germanyunsc.org/ 
[Stand: 15.06.2026].

in anderen VN-Gremien oder schließlich durch den 
Auftritt der gesamten Staatsspitze (Bundes-
präsident, Bundeskanzler und Außenministerin) 
zur Eröf fnung der 80. Generalversammlung. 
Obwohl diese auch symbolisch wichtige Tagung 
erstmals von einer deutschen Präsidentin geleitet 
wurde und die Wahl zum Sicherheitsrat in diese 
Sitzungsperiode fiel, nahm Bundeskanzler Fried-
rich Merz nicht daran teil. So konnte der Eindruck 
entstehen, dass Deutschland sich im Bewusstsein 
vermeintlicher Überlegenheit – und entgegen dem 
Begriff des „Respekts“ (respect) seiner Kampagne 
– zurücklehnte und darauf hoffte, dass alles wie in 
den vorangegangenen Wahlgängen verlaufen wür-
de.14 2010 konnte Deutschland noch eine Kampf-

kandidatur gegen Kanada und Portugal im ersten 
Wahlgang für sich entscheiden, vor der Wahl 2018 
hatte Israel seine Bewerbung zurückgezogen und 
den Weg für Belgien und Deutschland freigemacht. 

Gravierender als diese eher taktischen Fehler 
dürften sich aber Deutschlands Positionierungen zu 
Kriegen und Konflikten ausgewirkt haben. So gehört 

14	 https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/
un-sicherheitsrat-heusgen-deutschland-100.html 
[Stand: 15.06.2026].

Noch im April 
2026 engagiert 
sich der deutsche 
Außenminister 
Johann Wadephul 
(CDU) bei einem 
Besuch der Ver-
einten Nationen 
für die Bewerbung 
Deutschlands.
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Deutschland zu den wichtigsten Unterstützern der 
Ukraine in ihrer Verteidigung gegen die russische Ag-
gression und hat in der Generalversammlung inten-
siv für entsprechende Resolutionen geworben. Im 
Falle des israelischen Vorgehens gegen die Hamas 
im Gaza-Streifen infolge des Angriffs auf Israel am 
7. Oktober 2023 hätten sich die Bundesregierungen 
Scholz und Merz angesichts des unermesslichen 
Leids der palästinensischen Zivilbevölkerung da-
gegen aus internationaler wie auch aus Sicht einer 
Mehrheit in Deutschland stärker für das humanitäre 
Völkerrecht und gegen israelische Kriegsverbrechen 
aussprechen und einsetzen müssen.15 Ähnliches gilt 
für die als oft indifferent betrachteten Positionie-
rungen Deutschlands an der Seite der USA (und 
Israels) bei der Intervention zur Entführung Nicolas 
Maduros in Venezuela und dem Krieg gegen den 
Iran 2026. Das Allgemeine Gewaltverbot des Art. 2 
Abs. 4 VN-Charta bildet zusammen mit Rechts-
grundsätzen wie der Verhältnismäßigkeit oder der 
Eignung der eingesetzten Mittel den Wesenskern 
der von Deutschland immer hochgehaltenen regel-
basierten internationalen Ordnung. Zweifel an einer 
einheitlichen Auslegung und Handhabung dieser 
Regeln führen dann rasch zum Vorwurf „doppelter 
Standards“ – und gegebenenfalls zu Vertrauens-
verlusten bei Abstimmungen in der VN-Generalver-
sammlung. Dies gilt gerade bei einem Land, welches 
„Frieden“ (peace) prominent in seiner Bewerbung 
zum Sicherheitsrat platziert hat. Neben die er-
warteten – und wohl auch als Auszeichnung ver-
standenen – Stimmenverluste durch anti-deutsche 
Kampagnen Russlands, dürften somit auch in der 
breiten Mitte der Generalversammlung Irritationen 
über Deutschlands Kurs getreten sein.  

Als ein dritter Gesichtspunkt ist aber auch die 
deutliche Absenkung der deutschen Beiträge zur 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit zu 
nennen. Nachdem diese 2023 mit 0,82 Prozent des 
deutschen Bruttoinlandsprodukts ihren Höchst-
stand erreicht hatte,16 sinkt sie seither beständig 

15	 https://www.giga-hamburg.de/de/publikationen/
giga-focus/gaza-israel-und-deutschlands-aussen-
politik-ein-meinungsbild [Stand: 15.06.2026].

16	 https://www.bmz.de/de/aktuelles/archiv-aktu-
elle-meldungen/deutschland-erreicht-un-finanzie-
rungsziel-entwicklungsleistungen-207026 [Stand: 
15.06.2026].

und könnte sich bis 2027 in etwa halbieren.17 Dieser 
Trend steht in einem klaren Widerspruch zu den Be-
mühungen Deutschlands, mit den Staaten des „Glo-
balen Südens“ gedeihliche Partnerschaften zu eta-
blieren, um gemeinsam mit anderen EU-Staaten ein 
Gegengewicht zum Engagement Chinas im Rahmen 
seiner Belt and Road-Initiative zu schaffen. Nach 
den dramatischen Kürzungen der US-amerikani-
schen Hilfsleistungen nach der 2025 erfolgten Auf-
lösung der US Agency for International Development 
(USAID) durch die zweite Trump-Administration, 
wurde Deutschland zwar in vielen Bereichen zum 
größten Geberland,18 entzieht den internationalen 
Bemühungen um gerechtere Lebenschancen aber 
weitere dringend benötigte Mittel. Dem in der Be-
werbungskampagne angeführten Postulat der Ge-
rechtigkeit ( justice) trägt dieses Verhalten nur sehr 
eingeschränkt Rechnung.

Wie stark die hier betrachteten Gründe für die 
deutsche Abstimmungsniederlage ins Gewicht 
gefallen sind, wird sich kaum klären lassen. In der 
geheimen Wahl kulminierten sie mit sicher auch 
anderen Beweggründen einzelner Staaten zu einem 
perfekten Sturm, der Deutschlands Bewerbung 
hinwegfegte. Dies ist jedoch nicht gleichbedeutend 
mit einem Verlust von Stellung und Bedeutung des 
Landes in der Weltorganisation. Noch am Tag des 
Scheiterns erklärte die Bundesregierung, an ihrem 
Engagement in den VN festhalten und Bewerbungen 
für künftige Mitgliedschaften im Sicherheitsrat an-
zustreben.19 Denn auch außerhalb des Sicherheits-
rates kann sich Deutschland in den zahlreichen Or-
ganen und Gremien der VN wirkungsvoll einbringen. 

17	 https://www.zeit.de/politik/deutschland/2026-04/
entwicklungshilfe-kuerzung-oecd-deutschland-gxe 
[Stand: 15.06.2026].

18	 https://www.bmz.de/de/aktuelles/aktuelle-mel-
dungen/erklaerung-reem-alabali-radovan-be-
kanntgabe-aufloesung-von-usaid-257456 [Stand: 
15.06.2026].

19	 https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/
bundeskanzler-merz-zur-wahl-der-nichtstaendi-
gen-mitglieder-fuer-den-sicherheitsrat-der-ver-
einten-nationen-fuer-die-periode-2027-28-243618 
[Stand: 15.06.2026]; https://www.deutschlandfunk.
de/merz-erneute-kandidatur-fuer-2035-108.html 
[Stand: 15.06.2026].
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Perspektiven deutscher Politik 
in den Vereinten Nationen

In jedem Fall werden auf Deutschland wichtige 
Aufgaben bei der Fortführung und partiellen Wieder-
belebung essenzieller Grundfunktionen der VN in 
Bereichen zukommen, für die eine Mitgliedschaft im 
Sicherheitsrat sicher hilfreich, aber nicht zwingend 
erforderlich ist. Die Krise der Weltorganisation ist 
auch deshalb so existenziell, weil die USA auf un-
absehbare Zeit nicht nur als Führungsmacht des 
freiheitlichen-demokratischen Lagers in der Welt-
politik ausfallen, sondern vielmehr aktiv das falsche 
Narrativ von der Ineffektivität bzw. Überflüssigkeit 
völkerrechtlicher Regeln für das Zusammenleben 
von Staaten und Gesellschaften nähren. 

Die Bemühungen von VN-Generalsekretär Antó-
nio Guterres, die VN durch seine 2025 gestartete 
Initiative UN8020 agiler und effizienter zu machen, 

20	 https://www.un.org/un80-initiative/en [Stand: 
15.06.2026].

greifen insofern zu kurz, als der Angriff auto-
kratischer Mächte auf die Organisation tiefer geht: 
deren Ziel ist die Beseitigung von Regeln, welche ihre 
regionale oder globale Machtausübung begrenzen.

Deutschland und mit ihm der große Teil der 
Staatengemeinschaft, die an tragfähigen Regeln 
der internationalen Politik interessiert sind, steht 
damit vor der Aufgabe, UN80 auch auf politisch-nor-
mativer Seite anzureichern und weltweit voranzu-
bringen. So ist die Zentralnorm der VN-Charta, das 
Allgemeine Gewaltverbot ihres Art. 2 Ziffer 4 nicht 
nur weiter in Kraft, sondern auch im Interesse der 
allermeisten VN-Mitgliedstaaten. Sie bildet einen 
entscheidenden zivilisatorischen Fortschritt, der 
das Zeitalter des Rechts auf Krieg (ius ad bellum) 
mit all seinen verheerenden Folgen für die Mensch-
heit abgelöst hat. Ganz Ähnliches gilt auch für die 
Menschenrechte, die keineswegs eine westliche 
Erfindung darstellen, sondern sich aus der uni-
versellen Einsicht speisen, dass die willkürliche 
Beschädigung von Individuen, aus welchen Motiven 
auch immer, nicht akzeptabel ist. Auch im Bereich 
der kollektiven Güter wie Klima und Umwelt steht 
mehr auf dem Spiel, als was den partikularen 

Die Belt and Road 
Initiative (BRI) ist 
seit 2013 Teil von 
Chinas globaler 
Infrastruktur-
strategie der 
„Neuen Seiden-
straße“. Die Karte 
zeigt ihre zent-
ralen Routen und 
konkurrierende 
Korridore.
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Treffen der  
damaligen G4-
Regierungs-
chefinnen/-chefs 
in New York zum 
zehnjährigen Be-
stehen der Initia-
tive. Von l. n. r.: 
Dilma Rousseff 
(Brasilien), Angela 
Merkel (Deutsch-
land), Naren-
dra Modi (Indien) 
und Shinzo Abe 
(Japan)
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Interessen weniger Mächte überlassen sein darf: Es 
geht um das Überleben der Menschheit insgesamt.

Deutschland wird hier nicht allein als globale 
Gestaltungsmacht auftreten können. Was es 
aber tun kann, ist, sich aktiv für eines oder meh-
rere dieser Menschheitsthemen einzusetzen und 
seinen Einfluss als eine weiterhin global aktive 
Volkswirtschaft und politische Mittelmacht auszu-
spielen. Im Zusammenwirken mit seinen Partnern 
in EU und NATO kann Deutschland auch in einer sich 
mehr multipolar denn multilateral aufstellenden 
Welt kooperative Formate gestalten und neue 
Interessensgemeinschaften wie mit den MERCO-
SUR-Staaten, Indien oder weiteren Akteuren vor 
allem im „Globalen Süden“ bilden. Die VN bieten hier-
zu Plattform und Rahmen auf der globalen Ebene. 
Zur Bewältigung dieser Herausforderungen hätte 
Deutschland im Sicherheitsrat sicher einiges bei-
tragen können, die Verantwortung reicht aber weit 
über eine solche Mitgliedschaft hinaus. Sie verlangt 
entsprechenden Einsatz von allen Staaten, die zu 
Leistungen im Sinne des globalen Gemeinwohls 
willens und fähig sind.

Reform des Sicherheitsrates

Damit sol l  a ls S chlus sbetrachtung noch 
Deutschlands Rolle bei der „Mutter aller Reformen“ 
des VN-Systems in den Blick genommen werden, 
nämlich die des Sicherheitsrates. Seit 1992 erklärt 
sich Deutschland bereit, als Ständiges Mitglied 
des Rates mehr globale Verantwortung zu über-
nehmen.21 Bislang war seinen Versuchen, diesem 
Ziel näher zu kommen, wenig Aussicht auf Erfolg 
beschieden. So brachte Deutschland zum Weltgipfel 
2005 gemeinsam mit Brasilien, Indien und Japan (als 
die sog. G4-Nationen) einen Vorschlag ein, der eine 
Erweiterung des Sicherheitsrates um Ständige 
Sitze für die eigenen vier Länder und weitere zwei 
afrikanische Länder sowie zusätzliche Nicht Ständi-
ge Sitze vorsah. Insgesamt sollte der Sicherheitsrat 
so auf 24 Mitglieder vergrößert werden. Mit Blick 
auf dessen Handlungsfähigkeit sollten die neuen 
Ständigen Mitglieder kein Veto-Recht erhalten.22 Es 
lag aber nicht nur an der Verweigerungshaltung der 

21	 Gareis (wie Anm. 2), S. 212 f.

22	 Sven Bernhard Gareis/Johannes Varwick: Die Ver-
einten Nationen, Opladen/Toronto 52014, S. 304 f.



2 | 26  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  57

Ständigen Mitglieder, insbesondere der USA und Chi-
nas, die ihre Macht nicht teilen wollen, dass dieser 
Ansatz scheiterte. Vielmehr lehnten es auch viele 
Staaten in allen Regionalgruppen strikt ab, einzelne 
Mitgliedstaaten auf Dauer mit größerer Macht und 
mehr Einfluss in der Welt auszustatten.

Wenn sich Deutschland als ehrliche Maklerin für 
mehr Multilateralismus in der Welt einbringen will, 
könnte es seine bis heute aufrecht erhaltene For-
derung nach neuen Ständigen Sitzen überdenken. 
Es könnte sich für eine überarbeitete Fassung des 
ebenfalls seit 2005 als Alternative zu den G4-Über-
legungen existierenden Vorschlags der um Italien 
und Spanien herum gebildeten Staatengruppe 
Uniting for Consensus23 einsetzen, der eine neue 
Kategorie von Nicht-Ständigen Mitgliedern mit län-
geren Amtszeiten (ggf. auch durch die Aufhebung 
des unmittelbaren Wiederwahlverbots in Art. 23 
Abs. 2 VN-Charta) vorsieht. Mit einer solchen Re-
form könnte sich die Repräsentativität des Sicher-
heitsrates und damit auch die Legitimität seiner 
Entscheidungen im Vergleich zur gegenwärtigen, 
die Machtverhältnisse von 1945 widerspiegelnden 
Zusammensetzung positiv verändern. 

 Fazit und Ausblick

Die Vereinten Nationen wurden 1945 gegründet, 
um die Wiederholung unheilvoller Machtpolitik 
wie die des nationalsozialistischen Deutschen 
Reiches und seiner Verbündeten zu verhindern. 
Mehr als achtzig Jahre später ist Deutschland ein 
anerkannter Pfeiler der Weltorganisation mit viel 
Einfluss und Handlungsmöglichkeiten sowie der 
damit zusammenhängenden Verantwortung. Dies 
gilt auch nach der schmerzlichen Niederlage vom 
3. Juni 2026.

Es ist daher richtig, dass die Bundesregierung 
den Forderungen nach Trotzreaktionen etwa durch 
die Kürzung von finanziellen Beiträgen24 umgehend 
eine deutliche Absage erteilt hat. Ein souveränes 
Land kann Rückschläge einstecken, sein Verhalten 
überdenken und seinen Kurs auf die richtigen Ziele 
hin weitersteuern.

23	 Ebd.

24	 Zum diesbezüglichen Vorschlag des hessischen 
Landesministers Manfred Pentz siehe: https://www.
fr.de/rhein-main/landespolitik/pentz-fordert-geld-
kuerzung-fuer-un-cdu-und-staatskanzlei-schwei-
gen-94338248.html [Stand: 15.06.2026].

So hat die Bundesregierung sehr schnell ent-
schieden, ihre Anwartschaften auf Nicht-Ständige 
Mitgliedschaften längerfristig anzumelden und 
so unnötige Kollisionen mit anderen Mitgliedern 
der WEOG zu vermeiden. Der Zusammenhalt in der 
Regionalgruppe ist in den gefährlichen Zeiten, durch 
welche die Welt gerade geht, wichtiger als die In-
teressen einzelner, auch führender Mitglieder. Mit 
den Ankündigungen seiner Bewerbungen für die 
Jahre 2035/36 und 2043/44 vermeidet Deutsch-
land mithin Wettbewerbe. Für 2029/30 treten Finn-
land25 und Australien26 an, für 2031/32 Spanien27 
und Luxemburg.28 Für 2033/34 haben bislang die 
Niederlande ihren Hut in den Ring geworfen.29 Mit 
seiner Ankündigung für 2035/36 könnte Deutsch-
land also zusammen mit Schweden ein clean slate 
erreichen und nach einer Zwangspause seinen Acht-
Jahre-Rhythmus aufrechterhalten.

Die VN bleiben der entscheidende Handlungs-
rahmen Deutschlands auf globaler Ebene. Es wird 
jetzt darauf ankommen, durch einen klaren multi-
lateralen Kurs die aufgekommenen Zweifel an der 
Verlässlichkeit Deutschlands als einem werte-
geleiteten Akteur zu zerstreuen, der wie im Irak-
Krieg 2003 oder bei der Libyen-Intervention 2011 
auch gegenüber Verbündeten an seinen Prinzipien 
festhält. Bei allem erforderlichen Pragmatismus 
sind Klarheit, Haltung und Berechenbarkeit grund-
legende Voraussetzungen für Vertrauen, ohne das 
internationale Politik nicht funktionieren kann. 

25	 https://finland4unsc.org/ [Stand: 15.06.2026].

26	 https://www.dfat.gov.au/international-relations/
international-organisations/un/unsc/australia-
on-the-united-nations-security-council [Stand: 
15.06.2026].

27	 Ministry of Foreign Affairs: Spain’s Foreign Action 
Strategy 2025-2028, S. 31. https://www.exteriores.
gob.es/es/PoliticaExterior/Documents/EAE_2025-
2028/Estrategia%20Acci%C3%B3n%20Exteri-
or%20Ingl%C3%A9s.pdf [Stand: 15.06.2026].

28	 Luxembourg Defence Guidelines for 2025 and 
Beyond, S. 18. https://defense.gouvernement.lu/
dam-assets/la-defense/luxembourg-defence-
guidelines-for-2025-and-beyond.pdf [Stand: 
15.06.2026].

29	 https://unric.org/en/the-kingdom-of-the-nether-
lands-and-the-un-what-you-need-to-know/ [Stand: 
15.06.2026].



58  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  2 | 26

Seine erste Auslandsreise führte den neuen 
ungarischen Ministerpräsidenten Péter Magyar im 
Mai 2026 nach Polen. Er besuchte Krakau, nahm 
die Bahn in die Hauptstadt Warschau und begab 
sich schließlich an die Ostsee nach Danzig. Dass 
Magyar nach Polen fuhr, hatte nicht nur damit zu 
tun, dass er jahrhundertealte Bindungen zwischen 
beiden Nationen akzentuieren wollte, dass er in 

mitteleuropäische Zusammenarbeit zu investieren 
gedachte oder dass er Polens boomende Wirt-
schaft als Vorbild für Ungarn sah. Magyar fühlte 
und fühlt offensichtlich gewisse Parallelen zu den 
politischen Entwicklungen im größten der ost-
mitteleuropäischen Länder. So erzählte Magyar von 
seinem Eindruck, Polen habe den Weg geebnet, den 
man nun auch in Ungarn beschreite. Davon, dass 

OSTEUROPA

UMBAU, ABBAU, AUFBAU.  
DEMOKRATIE- UND RECHTSSTAATSKONFLIKTE 
IN POLEN UND UNGARN

von Kai-Olaf Lang

Péter Magyar 
und  
Donald Tusk am 
20. Mai 2026 in 
Warschau
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Polen Wegweiser für Mitteleuropa beim Wieder-
aufbau der Demokratie sei.1 Sein polnischer Amts-
kollege, Donald Tusk, sparte ebenfalls nicht mit 
Vergleichen. Auf Social Media postete Tusk: „1989 
und 2023 sagten die Polen genau das Gleiche wie 
die Ungarn vor einigen Wochen: Die Freiheit siegt 
immer.“2

Derlei Bezugnahmen sind mehr als nur der Aus-
tausch von Freundlichkeiten. Sie resultieren aus 
einem ähnlichen politischen Pendelschwung, den 
beide Länder nach dem Fall des Kommunismus er-
lebten. Vor allem die Übernahme von Exekutivgewalt 
durch nationalkonservative Gruppierungen, die in 
beiden Ländern einen Kurs der Machtkumulation 
und -expansion verfolgten, und dann der von 
breiten Oppositionsbewegungen mit liberaldemo-
kratischer Stoßrichtung herbeigeführte Macht-
wechsel sind die großen politischen Signaturen, die 
die Lage in beiden Ländern kennzeichnen. In Polen 
besiegte Donald Tusk nach den Parlamentswahlen 
vom Herbst 2023 die seit 2015 regierende Partei 
„Recht und Gerechtigkeit“ (PiS). In Ungarn setzten 
sich Péter Magyar und seine Gruppierung TISZA im 
Frühjahr 2026 bei der dortigen Neukonstituierung 
der Legislative gegen Viktor Orbán und dessen 
Fidesz3 durch, der seit 2010 mit einer Verfassungs-
mehrheit an den Schalthebeln der Macht saß. Zu 
den großen Herausforderungen der jetzigen Regie-
rungen in Warschau und Budapest gehört nun nicht 
zuletzt die Überwindung rechtsstaatlicher und 
demokratischer Defizite. Dies erwarten ihre Wähler. 
Und die erwartet die Europäische Union, mit der die 

1	 Jędrzej Bielecki/Michał Szułdrzyński: Péter Magyar 
dla „Rzeczpospolitej”. Mówi o Donaldzie Tusku, Geor-
ge’u Sorosu i rosyjskim gazie, in: Rzeczpospolita, 
22.05.2026. https://www.rp.pl/polityka/art4442-
3511-peter-magyar-100-tys-wegrow-zyjacych-na-
zakarpaciu-bez-podstawowych-praw-czlowieka 
[Stand: 30.06.2026].

2	 Péter Magyar odwiedził Lecha Wałęsę. Donald 
Tusk opublikował zdjęcie z komentarzem, in: Onet, 
20.05.2026. https://wiadomosci.onet.pl/kraj/peter-
magyar-odwiedzil-lecha-walese-donald-tusk-opu-
blikowal-zdjecie-z-komentarzem/by36e2r [Stand: 
20.05.2026].

3	 Der Fidesz trat bei den Wahlen als Bündnis mit der 
kleinen Christdemokratischen Volkspartei KDNP an, 
mit der er auch zusammen regierte. Tonangebend 
war aber stets der Fidesz. Nachfolgend wird aus 
pragmatischen Gründen von der formal korrekten 
Beschreibung Fidesz-KDNP abgesehen. 

Vorgängerregierungen im Dauerclinch lagen. Damit 
hören die Übereinstimmungen indes fast schon 
auf. Denn schon ein kurzer Blick auf die Situation 
in beiden Ländern verdeutlicht, dass sich wichtige 
Rahmenbedingungen merklich unterscheiden. 

Die Regierung Tusk: schwieriges Regieren mit 
Restriktionen und starken Gegenspielern 

Schaut man nach Polen, wird schnell deutlich, 
dass die seit Ende 2023 im Amt befindliche Regie-
rung von Donald Tusk in einem schwierigen innen-
politischen Umfeld agieren muss. Tusk muss in seiner 
Regierungskoalition die eigene liberalkonservative 
Bürgerkoalition (KO), den zentristischen „Dritten 
Weg“ (ein Bündnis aus der liberalkatholischen „Polen 
2050“ und der Bauernpartei PSL, das mittlerweile 

zerfiel) und die linke Lewica zusammenhalten. Seine 
KO ist etwa in wirtschaftspolitischen Fragen eher 
marktorientiert, die Bauernpartei oder die Linke 
wiederum wollen Umverteilung und eine aktive 
Rolle des Staates in der Wirtschaft. Bei der brisan-
ten Regelung des Schwangerschaftsabbruchs sind 
die Trennlinien noch schärfer. Die Linke und liberale 
Strömungen in der KO fordern eine Liberalisierung 
der restriktiven polnischen Vorgaben, die Bauern-
partei und die Polen 2050 hingegen möchten eine 
Rückkehr zu einem alten Kompromiss aus dem Jahr 
1993 und eine definitive Regelung per Referendum. 
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Tusk muss also beständig Diversitätsmanagement 
in seiner Koalition betreiben. 

Ein vielleicht noch größeres Problem ist hingegen 
Widerstand von der anderen Seite des politischen 
Spektrums. Die polnische Rechte hing nach ihrer 
Niederlage von 2023 keineswegs in den Seilen. Die 
PiS stagniert zwar, aber sie stürzte in den Umfragen 
keineswegs ab. Während die neue Konkurrenz für 
die PiS unangenehm ist, etwa in Form der nationa-
listisch-libertären Konfederacja und der rechts-
extremen Korona Polska, heißt dies auch, dass die 
polnische Rechte insgesamt immensen Zulauf er-
hält und somit das gemäßigte Regierungslager per-
spektivisch unter Druck bringt. Besonders diffizil 
stellt sich für Tusk und seine Regierung aber Polens 
Kohabitation dar. Nach dem Wahlsieg von 2023 lief 
die Amtszeit des bisherigen Staatspräsidenten 
Andrzej Duda noch mehr als anderthalb Jahre. Der 
Regierungsseite war bewusst, dass Duda, der als 
Kandidat der Nationalkonservativen gewählt wor-
den war, ihr immer wieder Sand ins Getriebe streuen 
würde. Polens Staatsoberhaupt ist direkt gewählt 
und hat substanzielle Kompetenzen. So kann er Ge-
setze an das Verfassungsgericht zur Prüfung geben 
– und dieses wird seit der Zeit der PiS-Regierungen 
von PiS-nahen Verfassungsrichtern dominiert. 
Insbesondere kann er verabschiedete Legislativ-
akte wieder an das Parlament zurückverweisen. 
Findet sich dort (genauer gesagt in der unteren 
Kammer, dem Sejm) keine Drei-Fünftel-Mehrheit, 
so ist das Gesetz gescheitert. Tusk konnte daher 
wichtige Gesetze nicht auf den Weg bringen, denn 
sein Regierungsbündnis verfügt nicht über die er-
forderliche Zahl an Abgeordneten. Das Kalkül der 
Regierungsseite sah daher so aus, dass man bei den 
für Sommer 2025 anstehenden Präsidentschafts-
wahlen davon ausging, einen eigenen Kandidaten in 
das höchste Staatsamt zu bekommen. Allerdings 
ging die Rechnung nicht auf. Der von der PiS lancier-
te Karol Nawrocki konnte sich durchsetzen. Dieser 
machte klar deutlich, dass er noch konsequenter 
als Duda gegenhalten würde. Bis zum Frühsommer 
2026 legte der im August 2025 ins Amt gekommene 
Nawrocki 37 Vetos gegen Gesetze ein, womit er den 
Rekord aller polnischer Staatspräsidenten seit 1989 
hält.4

Gerade bei wichtigen Dossiers, wie etwa der 
Rechtsstaatlichkeit, ist Nawrockis (und zuvor 
Dudas) Obstruk tion für das Regierungslager 

4	 https://wetomat.pl/ [Stand: 30.06.2026].

problematisch.5 Um die Situation im Landesrat 
für die Gerichtsbarkeit (KRS) zu ändern, brachte 
die Regierung Tusk Gesetzesänderungen auf den 
Weg. Der KRS, ein Organ der richterlichen Selbst-
verwaltung, war von der PiS politisiert worden, 
indem die Mehrheit seiner Mitglieder nun durch das 
Parlament und nicht mehr die Richterschaft selbst 
gewählt wurde. Da Präsident Nawrocki das Gesetz 
blockierte, musste sich die Regierungsmehrheit mit 
einer Notlösung behelfen. Die Mitglieder des KRS 
wurden formell weiterhin vom Sejm gewählt, doch 
faktisch bestätigte man in der Legislative nur die 
Vorschläge, welche aus der Richterschaft kamen. 
Ein anderes Beispiel ist der Umbau der öffentlichen 
Medien. Die Regierung Tusk sah im öffentlichen 
Fernsehen und im Radio Propagandasender der 
PiS. Ein Neuanfang im Sinne einer Pluralisierung der 
Berichterstattung war aber nur möglich, wenn man 
die Leitungsgremien austauschen würde. Die Re-
gierung konnte dies allerdings nicht, weil die PiS ein 
neues, gesetzlich verankertes Gremium geschaffen 
hat, den Rat der Nationalen Medien (RMN), der u.a. 
über Personalfragen zu entscheiden hat. Weder 
dessen Zusammensetzung noch die Institution als 
solche konnte von der Regierungsseite modifiziert 
oder abgeschafft werden. Die Regierung ging daher 
über das Gesellschaftsrecht. Die öffentlichen Me-
dien wurden in den Zustand der Liquidation versetzt 
– ohne Absicht, diese wirklich abzuwickeln, sondern 
mit dem Ziel, Liquidatoren einsetzen zu können, die 
an die Stelle der bisherigen Geschäftsführungen 
traten. 

Seit klar ist, dass Tusk und seine Koalition auch 
in der zweiten Hälfte der Legislatur mit einem 
Staatspräsidenten von der anderen Seite der poli-
tischen Barrikade zurechtkommen müssen, ist das 
Regierungslager also gezwungen, teils mit dauer-
haften Provisorien zu arbeiten, um handlungsfähig 
zu werden. 

5	 Bill Stanley/Ben Stanley: Democracy After Illibera-
lism: A Warning from Poland, in: Journal of Demo-
cracy 36 (3) (2025) S. 16-32; Anna Wójcik: Poland’s 
Rule-of-Law Repair. Trapped in Institutional Para-
lysis?, Report, Transatlantic Foundation, Dezember 
2025. https://www.gmfus.org/sites/default/
files/2025-12/Wojcik%20-%20Poland%20RoL%20
repair%20-%20paper.pdf [Stand: 02.01.2026]; 
Andrzej Schultz/Jakub Sawicki: Polish(ing) a Broken 
Tribunal. How to Restore Constitutional Justice After 
a Populist Government, in: Central Europe 24 (1), 
S. 28-45.
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Ungarn: Durchregieren mit Supermehrheit?  

Gegenüber Donald Tusk und den Seinen scheint 
Péter Magyar geradezu „leichtes Spiel“ zu haben. Die 
Parameter für sein Regieren unterscheiden sich zu-
mindest grundlegend von denen seines Gegenübers. 
Da wären zunächst die Mehrheitsverhältnisse. 
Magyar erzielte bei den ungarischen Parlaments-
wahlen vom 12. April 2026 einen Erdrutschsieg. Mit 
gut 53 Prozent der Listenstimmen kam seine Partei 
TISZA auf 141 der 199 Mandate im ungarischen Parla-
ment. Das ungarische Wahlsystem mit seinen stark 
mehrheitsbildenden Effekten, von dem in der Ver-
gangenheit der Fidesz profitiert hatte, prämierte 
in Anbetracht der breiten Unterstützung nun den 
Herausforderer der Regierungspartei, die TISZA. 
Mit dieser „Supermehrheit“ verloren viele der durch 
den Fidesz eingebauten potentiellen Sperren ihre 
Effektivität. Denn die TISZA kann die Verfassung 
ändern, Institutionen abschaffen und Personal aus-
tauschen. Auch die für den Fall eines Regierungs-
wechsels gefürchteten „Kardinalgesetze“ verlieren 
ihren Schrecken. Bei diesem Rechtsinstitut geht es 
um Regelungstatbestände, die unterhalb von Ver-
fassungsgesetzen liegen, aber die aufgrund ihrer 
Bedeutsamkeit nur mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit 

geändert werden können.6 Magyar kann damit 
potentielle rechtliche und politische Fesseln spren-
gen, die von den Vorgängern etabliert wurden. Zu 
der Arithmetik kommt die Legitimität. Magyar 
interpretiert seinen triumphalen Wahlsieg auch 
als Auftrag für eine Generalüberholung von Staat 
und Politik. Denn Magyar war ja mit der Parole an-
getreten, dass es bei der Abstimmung nicht nur um 
einen Regierungswechsel, sondern einen System-
wechsel gehen werde.7

Anders als im polnischen Fall muss er sich auch 
nicht mit Koalitionspartnern herumplagen. Mehr 
noch. Die TISZA ist ein politisches Start-up und eine 
One-Man-Show. Magyar war nach seinem Einstieg in 
die Politik und mit dem Aufbau des parteipolitischen 
Projekts, das er für die Wahlen benötigte, darauf 

6	 Die Kardinalgesetze sind keine Erfindung des 
Fidesz. Zwei-Drittel-Gesetze wurden in der Zeit des 
Übergangs vom Kommunismus zur Demokratie 
eingeführt, um wichtige Gesetzesänderungen nicht 
nur einfachen Mehrheiten zu überlassen. Der Fidesz 
wertete diese Gesetze aber verfassungsrechtlich 
auf und steckte eine Vielzahl von Bereichen in das 
Korsett dieser Regelung – aus Sicht von Kritikern 
mit dem Ziel, spätere Änderungen zu erschweren. 

7	 Vgl. z.B. Nem egyszerű kormányváltás lesz, hanem 
rendszerváltás!, Bericht über Gespräch mit Péter 
Magyar, TISZA, in: https://magyartisza.hu/hirek/
ujsag/nem-egyszeru-kormanyvaltas-lesz-hanem-
rendszervaltas [Stand: 19.07.2025].
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bedacht, dass sich der Propaganda- und Wahl-
kampfmaschinerie des Fidesz möglichst wenig An-
griffsflächen boten. Insbesondere sollte kein leicht 
kompromittierbares oder suspektes Personal in die 
Partei Eingang finden. Die TISZA soll daher weniger 
als 30 Mitglieder zählen, Magyar selbst achtete 
und achtet akribisch darauf, wer sich in seiner En-
tourage befindet und wer wichtige Positionen in 
der Regierung (auch unterhalb der Ministerebene) 
erhält. Zwar wurden die Kandidaten für die Wahlen 
durch eine Art Vorwahlen ausgewählt, sodass Ma-
gyar keine Kontrolle darüber hatte, wie die Parla-
mentsfraktion sich zusammensetzen würde. Aber 
starke innerparteiliche Gruppierungen, die auch 
ideologisch miteinander rivalisieren würden und die 
für Friktionen in der neuen Regierungspartei sorgen 
könnten, zeichnen sich bislang nicht ab.

Im Gegensatz zu Polen ist die Opposition zu-
nächst wenig vital. Der Fidesz ist geschockt von 
seiner Niederlage, die er in diesem Ausmaß nicht 
erwartet hatte. Das Gefüge institutioneller und per-
soneller Bremsen, das der Fidesz installiert hatte, 
ist nicht nur wegen der Mehrheitsverhältnisse in-
effektiv, sondern auch weil zahlreiche Nutznießer 
des Fidesz-Systems ob des politischen Momentums 
bislang wenig Loyalität mit ihren einstigen Patronen 
zeigen. Einige „Oligarchen“, die zuvor mit dem alten 
Regierungslager kooperiert hatten, übten sich nach 
den Wahlen in Demut. Der Medien-Mogul Gyula Balásy 
etwa, dessen Firmen jahrelang von Staatsaufträgen 

profitiert hatten und dessen Agenturen zahlreiche 
politische Kampagnen des Regierungslagers um-
setzten, erklärte unter Tränen, dass er große Fehler 
begangen habe und seine Unternehmen jetzt dem 
ungarischen Staat übereignen wolle. 

Eines der wichtigsten Wahlkampfthemen war 
der Kampf gegen Korruption und Amtsmissbrauch. 
Dieser ist auch ein Kernelement seiner Ende Juni 
2026 verkündeten „Operation Fegefeuer“. Er-
mittlungsverfahren gegen Fidesz-nahe Geschäfts-
leute wurden rasch auf den Weg gebracht, politisch 
Verantwortliche für Veruntreuung und Misswirt-
schaft sollen belangt werden, eine Behörde für 
„Rückgewinnung und Schutz des nationalen Ver-
mögens“ soll illegal aufgebaute Vermögenswerte 
wieder zurück an den ungarischen Staat führen. 

Doch zum „Durchregieren“ reicht dies alles 
nicht. Mit dem Staatspräsidenten, der Führung des 
Verfassungsgerichtes oder dem Oberstaatsanwalt 
und anderen Funktionsträgern werden wichtige Ins-
titutionen weiterhin von Personen bekleidet, die zu 
Fidesz-Zeiten bzw. vom Fidesz unterstützt ins Amt 
gelangten. Magyars Rücktrittsforderungen ist nie-
mand nachgekommen. Ungarns Ministerpräsident 
schlug daher andere Wege ein, um diese, wie er 
sich ausdrückte, „Marionetten“ des alten Systems 
aus ihren Funktionen zu drängen. In der Mitte Juli 
verabschiedeten 17. Verfassungsänderung wurde 
unter anderem das Pensionsalter von Verfassungs-
richtern auf 70 Jahre festgelegt (womit der jetzige 
Präsident dieses Organs sein Amt umgehend ver-
lieren wird) oder dass Abgeordnete nur für zwölf 
Jahre Parlamentarier sein können (was auch viele 
Fidesz-Mandatsträger betrifft). Auch wird sta-
tuiert, dass die Amtszeit des Staatspräsidenten 
mit Inkrafttreten der Verfassungsnovelle endet.8 
Das jetzige Staatsoberhaupt hatte im Grunde nur 
die Wahl, dieses Gesetz und damit das Ende seiner 
Amtszeit zu unterzeichnen oder sich einem Amts-
enthebungsverfahren ausgesetzt zu sehen. Über-
dies wurde die Unabhängigkeit der Justiz gestärkt 
oder das Blockaderecht des sog. Haushaltsrats 
gegenüber dem Staatshaushalt abgeschafft. Schon 
zuvor wurde beschlossen, dass eine Person nur 
maximal acht Jahre Ministerpräsident sein kann. 
Da die Regelung auch mit Rückwirkung angewendet 
wird, kann Viktor Orbán nicht mehr Regierungschef 
werden.

8	 Magyarország Alaptörvényének tizenhetedik mó-
dosítása, 13.07.2026. https://www.parlament.hu/
irom43/00324/00324-0015.pdf [Stand: 13.07.2026].
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Ein Blick zurück: Die Umgestaltungspolitik 
der PiS und des Fidesz 

Dass sowohl in Polen als auch in Ungarn 
Regierungen im Amt sind, die eine Politik der 
Wiederherstellung von Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie, ja einen veritablen Regime Change 
herbeiführen wollen, kommt nicht von ungefähr. In 
Warschau und Budapest wurden die Kommando-
höhen der Politik zuvor von Parteien beherrscht, die 
ihrerseits eine profunde Umgestaltung ihrer Länder 
betrieben. 

In Polen sah sich die PiS damit beauftragt, an-
gebliche Pathologien und Fehlentwicklungen zu 
beseitigen, die nach 1989 entstanden seien. Was 
die Partei daher anstrebte und nach ihrem Wahl-
sieg von 2015 auch umsetzte, war nicht weniger 
als eine nachholende Systemtransformation mit 
dem Ziel, Polen politisch, moralisch, aber auch 
wirtschaftlich zu stärken.9 Dem starken Mann der 
PiS, Jarosław Kaczyński, und seinen Mitstreitern 
ging es dabei darum, einen multidimensionalen 
und tiefgreifenden Prozess der Mängelbehebung 
und der Eliminierung kommunistischer Relikte an-
zustoßen, um an die Stelle der 1989 entstandenen 
III. Republik eine IV. Republik zu setzen. Dreh- und 
Angelpunkt war dabei die „Reparatur des Staates“, 
namentlich der Umbau von Justiz und hierbei ins-
besondere der Gerichtsbarkeit.10 Kaczyński und 
die PiS rechtfertigten damit etwa die Reform des 
KRS. Dieses Organ der richterlichen Selbstver-
waltung wurde bislang mehrheitlich aus der Mitte 
der Richterschaft gewählt. Nun sollten aber die 15 
Richter, die im KRS vertreten sind, vom Parlament 
gewählt werden, womit die von der PiS gestellte 
Mehrheit ihr genehme Personen durchsetzen 
konnte. Die durch den neuen KRS vorgeschlagenen 
und vom Staatspräsidenten ernannten Richter 
werden daher von vielen ihrer Kollegen sowie von 
den meisten politischen Gegnern der PiS als illegal 
ins Amt gekommene „Neo-Richter“ bezeichnet 

9	 Die PiS obsiegte damals in den Parlamentswahlen 
mit absoluter Mehrheit erhielt. Im Frühsommer 
desselben Jahres hatte sie mit ihrem Kandidaten 
Andrzej Duda bereits die Präsidentschaftswahlen 
für sich entschieden. 

10	 Jarosław Kaczyński: Musimy naprawić polskie 
państwo, in: Rzeczpospolita, 15.09.2019.

	 https://www.rp.pl/polityka/art9210101-jaroslaw-
kaczynski-musimy-naprawic-polskie-panstwo 
[Stand: 30.06.2026].

und nicht anerkannt. Gleiches gilt für Richter des 
Verfassungsgerichtshofs bzw. diese Institution in 
toto, da einige dortige Richter nicht regelkonform 
gewählt wurden. Derlei Maßnahmen im Rahmen der 
Justizreformen der PiS riefen auch die Europäische 
Union sowie andere internationale Organisationen 
auf den Plan, die der polnischen Regierungsseite 
eine Aushebelung verfassungsmäßiger Checks-
and-Balances und die Unterminierung des Grund-
satzes einer unabhängigen Justiz vorwarfen.

Doch die PiS agierte auch auf anderen Feldern. 
Die öffentlichen Medien wurden an die Kandare 
genommen, in den Schulen wurden stärker „pa
triotisch“ orientierte Curricula durchgesetzt, die 
kritische Aufarbeitung schwieriger Passagen der 
eigenen Geschichte wurde als „Pädagogik der 
Schande“ verfemt. Wichtig für die Wahlchancen 
der PiS, die bei den Parlamentswahlen von 2019 
und den Präsidentschaftswahlen von 2020 aber-
mals gewann, waren aber namentlich Fragen der 
Sozialpolitik. Die PiS führte Maßnahmen ein, die 
vielen Menschen direkt zugutekamen. Hierzu ge-
hörten u.a. ein Kindergeld in Höhe von 500 (später 
800) Złoty (also gegenwärtig etwa 188 Euro) pro 
Kind und Monat oder eine 13., später sogar eine 
14. Altersrente (letztere für Senioren mit geringen 
Altersbezügen). Die PiS verfocht dabei einen „kon-
servativen Wohlfahrtstaat“: Sie kombinierte eine 
neue Sozialpolitik mit traditionellen Werten wie 
Familie, Christentum und Nation.11 

11	 Waldemar Paruch: Realizm i wartości. Prawo i 
Sprawiedliwość o polityce zagranicznej, Lublin 2021. 
https://ies.lublin.pl/wp-content/uploads/2021/05/
ies_2021-realizm_i_wartosci.pdf  
[Stand: 30.06.2026]. 
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Bedeutsam ist für die PiS stets auch die Außen-
dimension. Die PiS bezichtigt ihre politischen Kon-
trahenten der Nachgiebigkeit gegenüber Brüssel 
und insbesondere Deutschland, dem Hegemonial-
streben und die Einschnürung polnischer Ent-
wicklungspotentiale unterstellt werden. Gerade 
die Trump-Administration war und ist für die PiS ein 
ideologischer Verbündeter bei der Gegenmacht-
bildung gegenüber einer angeblich übergriffigen EU 
und beim Versuch, Deutschlands Einfluss in Europa 
einzudämmen.

In Ungarn hatte Viktor Orbán einen wesentlich 
größeren Gestaltungsspielraum. Bei den Wahlen 
von 2010 fuhr der Fidesz eine Verfassungsmehrheit 
ein. Institutionelle und politische Barrieren konnten 
damit formal korrekt überwunden werden. Das in 
den Folgejahren aufgebaute „System der nationa-
len Zusammenarbeit“ (NER) beinhaltete eine Viel-
zahl rechtlicher und institutioneller Regelungen, 
die Machtzentralisierung ermöglichten, aber auch 
informelle Mechanismen der Patronage und des 
Klientelismus, die politischer Abhängigkeiten schu-
fen, aber auch den Zugang zu Pfründen sicherten. 

Schon 2011 verabschiedete der Fidesz im Eil-
tempo und ohne nennenswerte gesellschaftlich-
politische Konsultationen eine neue Verfassung, 
weitere Novellen folgten. Die Zahl der Kardinal-
gesetze wurde ausgeweitet. Von Änderungen im 
Wahlsystem profitierte der Fidesz (solange er do-
minante Partei war). Das Verfassungsgericht wurde 
nicht nur mit loyalen Juristen neubesetzt, sondern 
auch in seinen Urteilsbereichen limitiert. So durfte 
und darf es Verfassungsgesetze nicht mehr inhalt-
lich, sondern nur noch formal auf Verfassungs-
mäßigkeit prüfen. Auch die ordentliche Gerichts-
barkeit wurde reformiert. Durch die Absenkung 
der Altersgrenze wurden viele Richter vorzeitig in 
den Ruhestand geschickt, es gab also mannigfache 
Möglichkeiten zur personellen Erneuerung. 

Nachdem der öffentliche Rundfunk faktisch 
unter Kontrolle gebracht worden war, gerieten 
auch unabhängige Medien unter Druck. Der Ent-
zug von Werbegeldern durch den Staat oder 
regierungsnahe Firmen brachte einige Zeitungen 
oder Internetportale in finanzielle Schwierigkeiten. 
Unternehmen, die mit der Regierung verbunden 
waren, kauften teilweise Medien auf. Ende 2018 ent-
stand die Mitteleuropäische Presse- und Medien-
stiftung KESMA. Fidesz-nahe Medienunternehmer 
übertrugen knapp 500 Zeitungen, Fernseh- und 
Radiosender oder Internetportale an eine private 
Stiftung, deren Kuratorium mit regierungsloyalen 
Mitgliedern besetzt wurde. Durch Rechtsakte wie 

ein „Souveränitätsgesetz“ wurden Nichtregierungs-
organisationen, die Gelder aus dem Ausland be-
kamen, zu neuen Rechenschaftspflichten genötigt.

Diese innenpolitische Agenda wurde von einer 
außenpolitischen Neuausrichtung begleitet. Viktor 
Orbán geriet nicht nur über Fragen wie Rechts-
staatlichkeit oder Asylpolitik in Konflikt mit der 
EU, er sah sich auch als Vorreiter einer illiberalen 
Wende in Europa. Hierfür schmiedete er Allianzen 
mit rechtsnationalistischen Gruppierungen in Euro-
pa, mit Donald Trump und dem MAGA-Milieu in den 
USA, aber auch mit autokratischen Regimes, nicht 
zuletzt mit Putins Russland. Derlei Nahverhältnisse 
dienten Orbán auch als Gegengewicht zur EU – die 
dieser keineswegs verlassen wollte, sondern die er 
im Sinne eines Europas souveräner Nationalstaaten 
umbauen wollte. 

Lehren aus Warschau und Budapest: 
Was uns Polen und Ungarn über 
die Zukunft demokratischen 
Politikaustrags in Europa verraten  

So unterschiedlich die Voraussetzungen in den 
beiden Ländern auch sein mögen, so legen die Ent-
wicklungen in Polen und Ungarn auch Gemeinsames 
und damit auch Instruktives frei, wenn es um die 
Aussichten des Politikaustrags in europäischen 
Demokratien geht. 

Erstens fußt der Erfolg nationalistischer, popu-
listischer oder illiberaler Strömungen auch auf dem 
Versprechen der Repolitisierung. Gerade im öst-
lichen Mitteleuropa führten nach vielen Jahren des 
Systemwechsels und des EU-Beitritts und damit 
nach einer langen Phase von Anpassungszwängen, 
Reformnotwendigkeiten und „Alternativlosigkeit“ zu 
einer Nachfrage nach mehr Varianz des Politischen. 
Der von Jarosław Kaczyński gerne verwendete Be-
griff des „Impossibilismus“ bringt diese Erwartung 
auf den Punkt.12 Für Kaczyński standen die libera-
len Eliten für einen Ansatz der Unmöglichkeiten: 
Fehlendes Geld oder rechtliche Vorgaben seien an-
geführt worden, um die Entwicklung von Volk und 
Nation zu limitieren. Demgegenüber habe die PiS 

12	 Jarosław Kaczyński w liście: musimy imposybilizm 
zastępować aktywizmem, in: Onet, 25.04.2022. 
https://wiadomosci.onet.pl/kraj/jaroslaw-kac-
zynski-w-liscie-musimy-imposybilizm-zastepowac-
aktywizmem/m67mqzg [Stand: 30.06.2026].



2 | 26  EINSICHTEN + PERSPEK TIVEN  65

mit ihrer Wohlfahrtspolitik, mit der Umsetzung von 
Infrastrukturprojekten oder einem entschlossenen 
Kurs in der EU gezeigt, dass eine Überwindung von 
Sachzwängen sehr wohl möglich sei. 

Zweitens wurde deutlich, dass „kontestierende“ 
Parteien vom Schlage der PiS oder des Fidesz sich 
lange im Amt halten können, auch wenn sie sich 
radikalisieren. Ihr Erfolg beruht nicht zuletzt auf 
Output-Legitimität: Solange diese Parteien öffent-
liche Güter bereitstellen, die im nationalen Kontext 
nachgefragt werden, sind relevante Wählergruppen 
bereit, Defizienzen wie Korruption oder aggressive 
Machtpraktiken von Regierungsparteien hinzu-
nehmen. Erst dann, wenn nicht mehr „geliefert“ 
wird, halten die impliziten Gesellschaftsverträge 
der Regierungen mit ihren Gesellschaften bzw. ihrer 
Wählerbasis nicht mehr. Dies war zuletzt in Ungarn 
der Fall, als wirtschaftliche Schwierigkeiten z.B. 
Teile der Mittelschichten von Viktor Orbán und dem 
Fidesz entfremdete. 

Drittens wurde sichtbar, dass langwährende 
politische Polarisierung sich von der Politik in ande-
re Bereiche ausweitet. Die Logik des Antagonismus 
spaltet Gesellschaften, fördert gesellschaftlichen 
Milieutribalismus, erzeugt Risse bis in Familien hin-
ein. Das Mediensystem und die Infosphäre teilen sich 
in zwei entkoppelte Bereiche. Wie der polnische Fall 
illustriert, kann sich sogar eine Form des Rechts-
dualismus herausbilden. Die bipolare Zerteilung 
bleibt auch nach Regierungswechseln erhalten. 
In Polen erscheint der Dauerzwist zwischen der 
Bürgerkoalition und der PiS, zwischen Donald Tusk 
und Jarosław Kaczyński manchen sogar als eine 
Konstellation, die beiden Seiten entgegenkommt, 
da sie somit unliebsame Konkurrenz marginalisie-
ren können. In Ungarn wird sich zeigen, ob sich die 

Lagerbildung Fidesz versus TISZA aufbrechen lässt. 
Zunächst sieht es nicht danach aus. Damit kann sich 
aber auch der Pendelschwung fortsetzen. Für die 
EU bedeutet dies alles, dass sie sich weiterhin auf 
Länder einstellen muss, die europa- und außen-
politische Swing States sind. 

Inwieweit die EU mit ihrer Sanktionspolitik zum 
Schutz von Rechtsstaatlichkeit hier einen Beitrag 
geleistet hat, ist nicht eindeutig zu bewerten. Die 
EU hat ja im Laufe der Jahre versucht, mehr oder 
minder entschlossen, rechtsstaatliche oder demo-
kratische Missstände gerade in Polen und Ungarn 
zu ahnden. So wurde gegen beide Länder erstmals 
ein Verfahren nach Art. 7 des EU-Vertrags initiiert 
– auch wenn die hohen Hürden dieser Bestimmung 
die Verhängung von Sanktionen in Form der Aus-
setzung von Mitgliedschaftsrechten infolge der 
Verletzung von Grundwerten verhinderten. Eine 
Vielzahl von Vertragsverletzungsverfahren führte 
dazu, dass manche Reformen etwa im Justiz-
bereich abgemildert und (im Falle Ungarns bei der 
Asylpolitik) hohe Strafzahlungen fällig wurden. 
Schließlich wurde ein neuer Konditionalitäts-
mechanismus etabliert, der es der EU ermöglicht, 
Finanztransfers an die Mitgliedstaaten bei Rechts-
staatsverletzungen zu sperren. Polen wurden 137 
Milliarden Euro, Ungarn mehr als 18 Milliarden Euro 
aus Töpfen wie der Aufbau- und Resilienzfazilität 
(„Wiederaufbaufonds“) und der EU-Kohäsionspolitik 
vorenthalten.13

13	 Europäische Kommission: Poland‘s efforts to re-
store rule of law pave the way for accessing up to 
€137 billion in EU funds, Press Corner, 29.02.2024. 
https://ec.europa.eu/regional_policy/whats-new/
newsroom/29-02-2024-poland-s-efforts-to-resto-
re-rule-of-law-pave-the-way-for-accessing-up-to-
eur137-billion-in-eu-funds_en [Stand: 30.06.2026]; 
Europäische Kommission: Questions and Answers 
on Hungary: Rule of Law and EU funding, Brüssel, 
13.12.2023. https://ec.europa.eu/commission/
presscorner/detail/it/qanda_23_6466 [Stand: 
30.06.2026].

Politisch und persönlich 
sehr nah: US-Präsident  
Donald J. Trump und  
Viktor Orbán am  
7. September 2025
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Photoshot
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Das Einfrieren von Milliardenbeträgen hat 
im ungarischen Fall die finanziellen Spielräume 
der Regierungsseite spürbar eingeschränkt und 
somit Effekte gezeitigt. Sowohl in Polen als auch 
in Ungarn waren derlei Sanktionen sowie andere 
Rechtsstaatsstreitigkeiten mit Brüssel aber auch 
ein Symbol des Abdriftens vom Zentrum der euro-
päischen Integration. Die proeuropäischen Teile der 
Gesellschaften sahen dies alles auch als Motivation, 
um durch Engagement und Beteiligung an Wahlen 
einem weiteren Abrutschen entgegenzuwirken. 

Sollte es etwa bei den in Polen 2027 anstehenden 
Parlamentswahlen zu einer Rückkehr der PiS kom-
men, können altbekannte Muster in der Innen- wie 
auch der Europa- und Außenpolitik schnell re-
aktiviert werden. Dies gilt in besonderem Maße für 
die Rechtsstaatspolitik. Die EU ist hier in einer delika-
ten Lage. Parteien wie die PiS oder der Fidesz haben 
immer behauptet, sie seien Opfer ideologischer 
Kampagnen gewesen. Dass man Donald Tusk schon 
wenige Wochen nach der Regierungsübernahme 
und nach der Präsentation eines Aktionsplanes in 
Sachen Rechtsstaat bereits grünes Licht für die 
Freigabe gesperrter Milliardenbeträge gab, ohne 
dass dann entsprechende Gesetzesänderungen 
folgten, wurde von diesen Gruppierungen als Beleg 
dafür gewertet, dass Tusk einen politischen Rabatt 
erhielt. Die EU, insbesondere die Europäische Kom-
mission, müssen daher künftig stringent sein und 
ihrem eigenen Grundsatz folgen, der ja die Wahrung 
rechtsstaatlicher Prinzipien bei der Gesundung des 
Rechtsstaates anmahnt. Nach der Kritik am demo-
kratischen Backsliding kann Brüssel rechtsstaat-
liches Frontsliding nicht einfach tolerieren.14 Dies 
wird auch für Péter Magyar gelten, der mit seiner 
Verfassungsmehrheit große Gestaltungsmög-
lichkeiten, aber auch erhebliche Verantwortung 
hat – und für den der Zugang zu den blockierten 

14	 Christophe Hillion/Tommaso Pavone/Antoinette 
Scherz: Democratic Frontsliding in the European 
Union. The Problem of Autocratic Enclaves and the 
Case for Restorative Disobedience, in: Journal Of 
European Public Policy, 09.06.2025, S. 1-29. https://
www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/13501763.2
026.2655936#abstract [Stand: 30.06.2026]. 

EU-Geldern ebenfalls eine Priorität ist.15 Sind Ver-
fassungsänderungen, die Amtszeiten von Mandats-
trägern auf null setzen oder teils rückwirkend 
zeitlich begrenzen, aus Sicht der EU oder der Ve-
nedig-Kommission beim Europarat unbedenklich? 
Oder können institutionelle Sicherungen der Vor-
gänger unter Verweis auf deren – durch europäische 
Rechtsprechung festgestellte – Fehlerhaftigkeit 
ignoriert und umgangen werden? Kann gar euro-
päisches Recht als eine Art „Interimsverfassung“ 
für einen rechtsstaatlichen Übergang dienen?16

Die Entwicklungen in Polen und Ungarn, mit dem 
Vormarsch nationalkonservativer Akteure, dem 
Umbau, ja Abbau von Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit, dem Wahlsieg liberaldemokratischer Kräfte 
und den teils holprigen Pfaden zur Wiederherstellung 
von Rechtsstaatlichkeit sind bislang Sonderwege 
in der Europäischen Union. Sie haben dazu geführt, 
dass in der EU durch neue Instrumente und eine 
wachsende Sensibilisierung ein neues Politikfeld, 
die Rechtsstaatsschutzpolitik entstanden ist. Zu-
nehmende innenpolitische, sozialökonomische und 
geostrategische Ungewissheiten machen es durch-
aus wahrscheinlich, dass vergleichbare Situationen 
auch in anderen europäischen Staaten entstehen 
können.  

15	 Mitte Juli stimmten die EU-Finanzminister dem 
angepassten ungarischen Reformprogramm für den 
„Wiederaufbaufonds“ zu. Damit wurde ein wichtiger 
Schritt gemacht, um die politische Vereinbarung 
umzusetzen, die Magyar mit Kommissionspräsi-
dentin von der Leyen im Juni getroffen hatte. 
Rat der Europäischen Union, Aufbau- und Resilienz-
fazilität. Rat gibt grünes Licht für neuen Plan für 
Ungarn, Pressemitteilung vom 10.07.2026. https://
www.consilium.europa.eu/de/press/press-re-
leases/2026/07/10/recovery-and-resilience-facili-
ty-council-greenlights-new-plan-for-hungary/ 
[Stand: 13.07.2026].

16	 Kim Lane Scheppele: Hungary’s European Rebirth. 
Using European Law as Hungary’s Interim Consti-
tution, in: Verfassungsblog, 21.05.2026. https://
verfassungsblog.de/hungarys-european-rebirth/
kurs [Stand: 30.06.2026]. 
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Im Juli 1966 ließ sich Mao Zedong beim Durch-
schwimmen des Jangtse fotografieren. Das Bild 
sollte seine körperliche Stärke demonstrieren und 
Diskussionen um die politische Handlungsfähig-
keit des kommunistischen Diktators aufgrund sei-
nes fortgeschrittenen Alters (72) beenden. Wenige 
Wochen später begann die sog. Große Proletarische 
Kulturrevolution, eine von Mao initiierte Kampagne 

zur Festigung seiner Macht. Millionen Menschen 
wurden verfolgt, gedemütigt oder getötet, Kultur-
güter zerstört und das Bildungswesen schwer be-
schädigt. Die Aufnahme vom Jangtse gilt bis heute 
als symbolischer Auftakt einer der folgenreichsten 
und verheerendsten politischen Kampagnen des 20. 
Jahrhunderts.

DAS POLITISCHE BILD

JULI 1966 – SCHWIMMEN FÜR DIE MACHT

Foto: Picture  
Alliance/dpa|DB 
AFP Belino
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